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Das politische Asyl im Auslieferungsrecht 

I. Abschnitt : 

Die Auslieferung im internationalen 
Rechtshilfeverkehr 

Das belgische Auslieferungsgesetz vom 1. Oktober 1833, 
das den Grundsatz der Nichtauslieferung von politischen Ver- 
brechern erstmals aufstellte, sollte nach dem Wunsche seiner 
Väter „kein Mittel, kein Vorwand, keine Handhabe abgeben, 
um das an sich schon harte Los politischer Flüchtlinge zu er- 
schweren." Seine Aufgabe bestand darin, den Schutz vor Ver- 
folgern zu sichern. „Denn weitab von den Eingriffen in das 
Recht der Person und des Eigentums, welche das menschliche 
Gewissen aller Orten und zu allen Zeiten als Frevel gegen die 
unabänderlichen Gebote der Gerechtigkeit, als eine Vergeltung 
des natürlichen Rechts brandmarke, lägen solche Verschuldungen, 
deren Rechtswidrigkeit sich keineswegs von selbst verstände, deren 
strafbarer Charakter vorwiegend von Ort, Zeit und Umständen 
bedingt wäre, die nichts weiter als politische Delikte dar- 
stellten. Würde man Tatbestände dieser Art dem Auslieferungs- 
gesetz unterwerfen, so würde man sich bereit erklären, Schergen- 
dienste für fremde Despoten zu übernehmen." Es soll an dieser 
Stelle nicht darüber gesprochen werden, ob diese Ansicht geeignet 
ist, dem seit jenen Tagen allgemein anerkannten Rechtsprinzip 
der Rechtshilfeverweigerung bei politischen Delikten die ethische 
und gesellschaftlich begründete Rechtfertigung zu geben, sondern 
vielmehr aus den in den belgischen Kammern gesprochenen Wor- 
ten entnommen werden, welche Bedeutung diesem Institut schon 
damals beigelegt wurde, und wie sehr diese in den heutigen 
politisch erregten, unruhigen Zeiten zugenommen hat. Es bieten 
daher, um nicht den guten Sinn dieses Rechtsinstitutes in sein 
Gegenteil zu verkehren, nur scharf gezogene Grenzen zwischen 
Rechtsinstitutionen ähnlicher Art und eine möglichst genaue Heraus- 
arbeitung des Begriffes oder besser gesagt der Sammelbezeich- 
nung „politisches Delikt" die Gewähr dafür, daß der Gedanke 
der Asylgewährung unter den heutigen Verhältnissen den Schöp- 
fern dieser Idee, ihrer Anschauung und ihrem Wollen gerecht 
werdende praktische Auslegung findet. Die Auslieferung auf der 
einen Seite und das politische Asyl auf der anderen Seite sind 
dem internationalen Rechtshilfeverkehr zugehörige Institutionen, 
welche sich gegenseitig jeweils ausschließen je nach den vorhan- 
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denen Voraussetzungen, auf die sich die Rechtshilfe bezieht, 
Hierauf beruht die für diese Arbeit sich ergebende Systematik 
und die zu behandelnde Materie. 

Es bedarf zunächst einer eingehenden Darlegung, wie sich die 
heutige Rechtswissenschaft und Praxis — unter Ausschließung der 
sich berührenden ähnlichen Erscheinungen im Rechtsleben — zu 
dem Begriff Auslieferung stellt, um darnach die dafür gegebenen 
Grundlagen aufzuzeigen. 

§ i! 

Der Begriff und die Wesensmerkmale der 

Auslieferung 

Die Auslieferung ist die beantragte, zwangsweise Uebermitt- 
lung einer Person, welche sich auf dem Gebiete des ersuchten 
Staates befindet, an den ersuchenden Staat zur Verwirklichung 
dessen gegen den Flüchtigen gerichteten Strafanspruchs. Sie ist 
eine Rechtsinstitution des zwischenstaatlichen Strafrechts. Sie 
greift in das Recht zweier Staaten ein und verlangt deren Zu- 
sammenwirken. Die Auslieferung beruht auf der allgemein an- 
erkannten völkerrechtlichen Verpflichtung zur Respektierung der 
Territorialhoheit der Staaten. Daraus ergibt sich, daß der Staat, 
auf dessen Boden das Verbrechen begangen wurde, nicht berech- 
tigt ist, mit seinen Organen die Verfolgung des Täters über seine 
Grenze hinaus durchzuführen und auf dem fremden Staatsgebiet 
hoheitliche Handlungen wie Festnahme und Zurück verbringung des 
Täters auf sein Territorium vorzunehmen. An sich könnte jeder 
Staat die Mitwirkung bei Strafverfolgung oder -Vollstreckung von 
in anderen Ländern begangenen Delikten, deren Täter sich auf 
seinem Gebiete aufhalten, völlig verweigern oder aber so be- 
schränken, daß für einen flüchtigen Verbrecher mit dem Verlassen 
des Landes eine dauernde Freistatt auf dem fremden Boden ge- 
geben wäre. Durch das feste Band des Verkehrs, des Handels, 
und der vielen Wechselbeziehungen des modernen Völkerlebens 
ist es jedoch eine Notwendigkeit zur Erhaltung von geordneten 
Zuständen in allen Ländern, daß sich die Staaten bei der Ver- 
brechensbekämpfung gegenseitig Hilfe — Rechtshilfe — leisten. 1 ) 
Der Kampf der Polizei gegen die Verbrecher wäre zur Ohnmacht 
verurteilt, wenn die Rechtsbrecher mit der Ueberschreitung der 
Grenzen gleichzeitig ihrer Bestrafung entgingen. Die Zusammen- 
arbeit der Polizeiverwaltungen aller Länder gewährt in Verbindung 
mit der Auslieferung ein wirksames Mittel zur Bekämpfung gerade 

1) v. Martitz, Internationale Rechtshilfe in Strafsachen (1888 u. 1897). Die straf- 
rechtliche Auslieferung wird nicht nur von der Staatengesellschaft als ein nicht zu ent- 
behrendes Stuck bestehender völkerrechtlicher Ordnung anerkannt, sondern erfüllt in 
Wahrheit eine zivilisatorische Mission. 



der schwersten Verbrechen. Sie ist heute eine oft beobachtete und 
erfreuliche Erscheinung. 

Es handelt sich nicht um eine strafprozessuale Maßnahme, 
die der Verwirklichung des Strafanspruches des ersuchten Staates 
dient, auch nicht um die Uebernahme einer Strafuntersuchung, 
sondern um einen völkerrechtlichen Akt, der die Verwirklichung 
des Strafanspruches des ersuchenden Staates zum Ziele hat. Die 
Auslieferung beruht auf einer selbständigen Anordnung des er- 
suchten Staates und ist nicht die Vollstreckung von fremden 
Staatsakten. 

Die Regierungen untereinander leisten sich Rechtshilfe 2 ) und 
üben dabei keine den Gerichten des Empfangsstaates obliegende 
und zustehende Maßnahme der Rechtspflege s ) aus. 

Es ist zunächst eine Frage des internationalen Strafrechts, 
welchem Staat das ius puniendi zusteht in Fällen, in denen der 
Täter das Land des Tatortes verlassen hat, und wie sich die ein- 
zelnen Staaten zu verhalten haben, um die Durchführung der 
Bestrafung in solchen Fällen möglich zu machen. 

Die Auslieferung ist im Gegensatz zur Ausweisung, auf die 
unten noch zurückzukommen sein wird, von der Stellung eines 
Auslieferungsersuchens abhängig. Der Antrag auf Uebermittlung 
schließt gleichzeitig die Zusicherung der Abnahme des Auszu- 
liefernden durch den ersuchten Staat in sich. Sie wird einge- 
leitet auf Grund eines in dem Begehungsstaat oder einem dritten 
Staate 4 ) schon betriebenen oder abgeschlossenen Strafverfahrens. 

Der ausliefernde Staat entledigt sich mit der gewährten Rechts- 
hilfe gleichzeitig zweier ihm obliegender Aufgaben. „Er befrie- 
digt nämlich in erster Linie das Interesse des anderen Staates an 
der Realisierung der Rechtsschutzaufgabe bezw. einer bestimmten 
Strafvollstreckung. Er erfüllt aber auch damit die ihm als Mitglied 
der internationalen Gemeinschaft obliegenden Aufgaben, mit den 
ihm zur Verfügung stehenden rechtlichen Mitteln und der gesetz- 
lichen Zwangsgewalt zur Befriedigung des solidarischen Interesses 

2) v. Martitx, a. a. O. I, S. 54 ff . Kohler. Internationales Strafrecbt 1917, S. 4, v. 
Liszt,: Sind gleiche Grundsätze des internationalen Strafrechts für die europäischen Staa- 
ten anzustreben und evtl. welche ? in Zcitschr. f. d. ges. Straf rech tswiss. Bd. II, S. 50 ff. 
Martens Völkerrecht II, § PL S. 292. UUraann, Völkerrecht S. 392, Binding, Handb. d. Strafr. 
Bd. I, S. 397. Hoseus, a. a. O. S. 1043. 

3) Lammasch, Auslieferung und Asylrecht, 1887, S. 42, „Aus der Begründung des 
Rechtes der Auslieferung ergibt sich sofort, daß dieselbe nicht bloß ein Akt der Rechts- 
hilfe, d. h. der Beihilfe rur Verwirklichung des Rechtes durch einen andern Staat, son- 
dern daß sie gleichzeitig auch ein wahrer Akt der Rechtspflege des ausliefernden Staa- 
tes selbst ist" Ebenso Hamaker im Archiv, f. «ff. Recht L S. 298, Biliot, TraiU de l'ex- 
tradition Paris 1874, S. 24. ff.; Grivaz: l'extradition et les dtiits politiques. S. 31.; Saint- 
Aubin, L'extraditon et le droit extraditionnel, Paris 1913, L S. 43. 

4) Wegen eines nicht im Gebiete des ersuchenden Staates begangenen Verbre- 
chens gewähren die Auslieferung ohne weitere Voraussetzung Italien und die Schweis ; 
unter der Vorausetzung, daß die betreffende Handlung auch nach dem Rechte des ersuch- 
ten Staates strafbar ist, sofern sie Im Ausland begangen wurde, Belgien, Brasilien, Lu- 
xemburg, Schweden, Norwegen, Spanien und Uruguay. 
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der Staaten gleicher Rechtskultur an dem gesicherten Bestände 
der Rechtsordnungen überhaupt beizutragen. 1 ' 5 ) 

Die Grundlagen des Auslieferungsverkehrs bilden die zwi- 
schen den einzelnen Staaten abgeschlossenen Auslieferungsver- 
träge, durch die an sich erst die Pflicht der Auslieferung ver- 
traglich fixiert und damit begründet ist. Durch die Souveränität 
und die Territorialhoheit ist, wie schon gezeigt, jeder Staat be- 
rechtigt, auf seinem Gebiete zu dulden, wen er will. Der den 
flüchtigen Verbrecher verfolgende Staat ist durch die sich nur bis 
zu seinen Landesgrenzen erstreckende Macht, eingeengt und darf 
nicht darüber hinaus hoheitliche Handlungen vornehmen. *) Die 
Staaten würden rechtmäßig 7 ) handeln, welche sich damit begnügten, 
daß der Verbrecher das eine Land verlassen und das andere 
aufgesucht hat, wenn sie von einer weiteren Strafverfolgung ab- 
stehen würden. Im Interesse der Staaten läge eine solche Hand- 
lungsweise nicht. Die allgemeine Gerechtigkeit und der durch 
die verschiedenen Rechtsordnungen in gleicher Weise bestimmten 
Rechtsgütern wie Leben, Freiheit und Eigentum gewährte Rechts- 
schutz verlangt im Gegenteil ein alsbaldiges Einschreiten, wobei 
der ersuchte dem ersuchenden Staat aber nur dann Rechtshilfe 
zur Durchführung der Strafvollstreckung oder Strafverfolgung zu 
leisten gezwungen ist, wenn er sich durch Abschluß eines völker- 
rechtlichen Vertrages (Auslieferungsvertrag) dazu verpflichtet hat. 8 ) 
Ein Recht zur Auslieferung von Ausländern steht ihm jederzeit 
zu. Diese Berechtigung ist eine Folgerung aus den den Staaten 
zukommenden hoheitsrechtlichen Befugnissen. 

Es kann als ein allgemein anerkannter Grundsatz angesehen 
werden, daß die Auslieferungspflicht sich nur auf die in den Ver- 
trägen aufgezählten Delikte bezieht, daß mit anderen Worten die 



5) Uli mann, Völkerrecht, S. 392. 

6) Das R.a (Bd. 34, S. 193. Strafsachen), nahm dazu in den nachstehenden Worten 
Stellung: J>ie staatliche Hoheitsgewalt und daher, als ein Zweig derselben auch die 
Strafgewalt eines Staates kann sich nach natürlicher Auffassung und begrifflich an sich 
nur auf dem eigenen Staatsgebiet äußern und nur auf die darin verweilenden Personen 
sich erstrecken. Sie versagt notwendig von selbst, sobald sie über die Grenzen des 
eigenen Staatsgebiets hinaus in dem Territorium eines souveränen Nachbarstaates wirken 
will. Denn hier herrscht ausschließlich der Wille des souveränen fremden Staates, der 
nicht dulden kann und daher auch nicht dulden will, daß in seinem Gebiete eine fremde 
Macht nach irgendwelcher Richtung eine staatliche Hoheitsgewalt betitige. Ein Misse- 
täter, der nach begangener Straftat aus dem Lande, in dem er die Tat verübt hat, sich 
in einen benachbarten souveränen Staat geflüchtet hat, wird daher durch die Ueberschrei- 
tung der Landesgrenze der Strafgewalt des erste ren Staates von selbst entrückt und findet 
damit in dem fremden Staate tatsachlich Asyl." Uebrigens die einzige Aeußerung des R.a 
über das AsyL 

7) Anderer Meinung, Lammasch, a. a. O. S. 58 ff. Er unterscheidet zwischen absolu- 
ten und relativen völkerrechtlichen Verpflichtungen, wozu er auch die vertragslose Aus- 

lieferung zählt. 

8) Ullmann, a. a. 0. S. 395 „Jenseits solcher allgemein individuellen Vereinbarun- 
gen kann von einer rechtlichen Pflicht zur Rechtshilfe, bezw. Auslieferung nicht gespro- 
chen werden." ebenso Liszt-Pleischmann, Völkerrecht, S. 354. Mettgenberg, Der Fall 
Hammerstein, Zeitschr. f. Völkerrecht. Bd. XII, 1922, S. 164. Anderer Meinung: Clarke - 
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strafbaren Handlungen erschöpfend aufgeführt sind, auf die sich 
die Verpflichtung der Vertragsstaaten auf Auslieferung erstreckt. 9 ) 
Die Staaten haben dadurch klare Verhältnisse für den Ausliefe- 
rungsverkehr geschaffen, soweit wegen der mangelnden Begriffs- 
bestimmung in dieser Rechtsmaterie davon gesprochen werden 
kann. Es richtet sich der Umfang und Inhalt der Auslieferungs- 
pflicht nach den von den Vertragsparteien abgeschlossenen Aus- 
lieferungsverträgen. Anders liegen die Verhältnisse nur dann, 
wenn eine solche Vereinbarung nicht getroffen ist und der Aus- 
lieferungsverkehr sich nach einer vorhandenen Uebung richtet, bei 
der die Gegenseitigkeit fast in allen Fällen gewährleistet wird. 
Eine besondere Rolle kommt dabei den in einzelnen Staaten be- 
stehenden Auslieferungsgesetzen zu, die gleichzeitig aber auch 
als unverrückbare Grundlage den Einzelstaaten bei der Festlegung 
des Inhalts eines Auslieferungsvertrages dienen. 

§ 2. 

Der Auslieferung ähnliche Rechtsinstitutionen 
anderer Rechtsgebiete 

Zunächst sollen nun, ehe auf die Bedeutung und die Grund- 
lagen des Auslieferungsverkehrs eingegangen wird, noch kurz die 
das Auslieferungsrecht berührenden ähnlichen Rechtsinstitutionen 
erwähnt werden, um eine klare Abgrenzung für den Bereich des 
Auslieferungsrechtes zu schaffen. 

a) Die Ausweisung: 

In engster Beziehung zu der Auslieferung steht das Recht 
des Einzelstaates auf Ausweisung mißliebiger Personen. Es enthält 
die Befugnis, ausländische Staatsangehörige zwangsweise aus dem 
Staatsgebiete über die Grenze zu stellen und ist Ausfluß der 
Territorialhoheit. Es umfaßt also die Versagung des Aufenthaltes 
und der Niederlassung innerhalb des Staatsgebietes. Dieses Recht 
dient — abgesehen von vielen anderen unzähligen Zwecken — 
auch der Strafrechtspflege 10 ). Die rechtspolizeiliche Funktion des 
Ausweisungsrechtes zeigt sich nach Martitz u ) in doppelter Rich- 
tung: „In allen Fällen, wo ein Staat die Verhaftung und Sistierung 
des über die Landesgrenzen geflüchteten Verbrechers aus juristi- 
schen Gründen nicht zu erlangen vermag, wird er in dem Ver- 
halten des Zufluchtstaates, der dem Schuldigen wenigstens im 
Ausweisungswege das Asyl abschneidet, einen indirekten seiner 
Rechtspflege geleisteten Beistand sehen. Die Eventualität ist eine 
häufige. Sie wird nicht allein durch das Fehlen oder die Insuf- 



9) Liszt-FIeischmann, Völkerrecht, S. 354. 

10) § 9. Reichsstrafgesetzbuch. 

11) v. Martitz, a. a. O. § 66. 



fizienz eines Auslieferungsvertrages nahegelegt, zumal für solche 
Länder, die nur kartellmäßig Auslieferungen gewähren, sondern 
ist besonders bei allen denjenigen Reaten gegeben, die grund- 
satzlich dem Auslieferungsverkehr entzogen sind, also bei den 
politischen Delikten und den ihnen gleich zu behandelnden strafbaren 
Handlungen. Die Ausweisung darf nur dann erfolgen, wenn sie 
eine Gefahr für die befreundete Macht darstellt. Sie darf keines- 
falls ein Mittel sein, um ein Auslieferungsverfahren zu umgehen." 
Um diesen naheliegenden Fall möglichst auszuschliesen, sind in 
den maßgebenden Ausweisungsbestimmungen die erforderlichen 
Rechtsmittel enthalten, die eine erneute Nachprüfung des beobach- 
teten Verfahrens und des Inhalts der Ausweisungsverfügung vor 
einer höheren Instanz vorsehen. Ein derartiger Schutz ist umso- 
mehr notwendig, als entgegen den Grundsätzen des Auslieferungs- 
verkehrs die Verwaltungsbehörden nach pflichtmäßigem Ermessen 
befugt sind, Ausweisungen anzuordnen. Der Zweck dieser Maß- 
nahme ist immer, den Aufenthaltsstaat vor einer durch den aus- 
ländischen Staatsangehörigen drohenden Gefahr zu bewahren, wäh- 
rend die Auslieferung im Allgemeinen nur fremden Interessen dient. 

Die Ausweisung erstreckt sich nur auf NichtStaatsangehörige l2 ), 
was heute auch im Auslieferungsgesetz als allgemein anerkannt 
angenommen werden kann 18 ). Sie ist ein Verwaltungsakt und 
entbehrt einer vertraglichen Grundlage, wie sie häufig im Aus- 
lieferungsverkehr vorhanden ist. 

b) Abweisung. 
Völkerrechtlieh ist es den Staaten nicht erlaubt, alle Ange- 
hörigen eines bestimmten fremden Landes wegen ihrer Staatsange- 
hörigkeit abzuweisen, soweit es sich nicht um die Durchführung 
von Vergeltungsmaßnahmen handelt. Hingegen ist das Recht, 
einzelnen oder einer bestimmten Gruppe von staatsfremden Per- 

12) Obwohl auch Ausweisungen eigener Staatsangehäriger vorkamen und noch 
heute vereinzelt zu finden sind, ist die Nkhtausweisung von eigenen Staatsangehörigen 
dennoch ein völkerrechtlicher OrundsaU. Das Wesen der Staatangehörigkeit besteht 
gerade in dem unentzf eh baren Aufenthalts recht im Heimatstaat (vergt v. Bar, Theorie 
und Praxis des internationalen Priv.-Rcchts l S. 181 ff.). 

13) Verschiedene deutsche Staaten und Frankreich haben noch im 19. Jahrhundert 
eigene Staatsangehörige ausgeliefert Hannover bis 1866. Nach dem heutigen Stand 
des Auslieferungsrechtes findet sich nur im angelsachsischen Recht die Meinung, die 
Auslieferung habe ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit zu erfolgen. Die konti- 
nental-europaischen Staaten schließen In den Auslieferungsgcsetzen und -vertragen die 
Auslieferung eigener Staatsangehöriger prinzipiell aus, sofern dieses Recht nicht schon 
anderweitig — wie In Deutschland, Art 112, Abs. 3 RV., § 9 R^tCB. garantiert ist 
Intolge des Grundsatzes der Reziprozität tritt die angelsachsische Auffassung hinter die 
Praxis zurück I — Uszt-Fl eisen mann, Völkerrecht, S. 357, sieht als Grund dafür an das 
Mißtrauen gegen die Strafrechtspflege des ersuchenden Staates. Daraus ergäbe sich, daß 
dieser Grundsatz In Widerspruch zu den Grundgedanken des Völkerrechtes stehe. Die- 
ter Anschauung kann nicht zugestimmt werden. Nicht das Mißtrauen zur fremden Straf- 
justiz, sondern das Recht auf Aburteilung vor eigenen Gerichten und das Vertrauen zur 
eigenen Strafjustiz sind die Grundlagen. — Im Widerspruch zu diesem Volke rrechtsgrund- 
satz wurde nach Artikel 228 des V. V. Deutschland die Pflicht auferlegt, die sogenann- 
ten Kriegsverbrecher an die Militärgerichte der verbündeten Machte auszuliefern. Durch 
das Ges. z. Verf. v. Kriegsverbrechern vom 18. 12. 1919 und Ergänzungsgesetz vom 
24. 3. 1920 und 12. 5. 1921 wurde das R. O. zur Aburteilung für zustandig erklärt, so 
daß Auslieferungen von „Kriegsverbrechern" nicht erfolgt sind. 



sonen das Betreten des Landes (Abweisung, renvoi) ebenso wie 
den Aufenthalt oder die Niederlassung zu versagen, völkerrechtlich 
anerkannt. Niemand ist berechtigt, sich einem Staate aufzudrängen, 
dem er nicht durch Abstammung oder Geburt angehört. ") Er 
kann, wenn diese Gründe nicht vorliegen, oder ihm das Bürger- 
recht nicht verliehen wurde, aus Gründen, die in seiner Person 
selbst beruhen, ab- oder ausgewiesen werden 15 ). Die Ab- und 
Ausweisung (renvoi et expulsion) enthalten beide ein Gebietsver- 
bot und dienen der Erreichung des gleichen Zweckes. 

§ 3. 

Die Rechtsquellen des Auslieferungsrechtes. 

Wie oben schon kurz angedeutet wurde, enthalten die zwi- 
schen den einzelnen Staaten abgeschlossenen Auslieferungsverträge 
die Grundlage bezw. den Inhalt der Auslieferungspflicht. Es sind 
völkerrechtliche Verträge zwischen souveränen oder halbsouve- 
ränen Staaten. Die Staaten sind im allgemeinen kraft der ihnen 
zustehenden Souveränität frei in ihren Entschließungen und Hand- 
lungen. Diese Freiheit findet aber eine wirksame Schranke durch 
die für alle Staaten der Völkerrechtsgemeinschaft geltenden Ge- 
setze, die teils geschrieben, teils ungeschrieben sind. Die Ver- 
pflichtung zu ihrer Einhaltung ergibt sich schon aus der Zuge- 
hörigkeit zu der Völkerrechtsgemeinschaft. Die internationale 
Courtoisie, die comitas gentium, die keine Rechtspflicht begründet, 
ist ein Faktor, der weit stärker wirkt als alle Verträge und auch 
einen festeren Bestand hat, da man sich seinen Fesseln nicht 
durch Kündigung entziehen kann lfl ). Aus diesen völkerrechtlichen 
Beziehungen folgt, daß flüchtige Verbrecher bisweilen auch dann 
ausgeliefert werden, wenn eine vertragliche Regelung nicht ge- 
troffen ist. Darauf wird später noch zurückgekommen werden, 
Grundsätzlich kann jeder Staat im Einzelfall auf Ersuchen die Aus- 
lieferung durchführen, auch in den Fällen, in denen die strafbaren 
Handlungen nicht Gegenstand des Auslieferungsvertrages sind. 
Ein Recht steht aber dem ersuchenden Staat darauf nicht zu. 
Dies ist nur insoweit gegeben, als der ersuchte Staat sich ihm 
gegenüber verpflichtet hat 17 ). Daher haben die meisten Staaten 
Auslieferungsverträge abgeschlossen, in denen jeweils die einzelnen 

14) Provo Kluit, o.a. O.S.25. 

15) Lammasch, a. a. O. S. 41. 

16) v. Frisch, a. a. O. S. 137. 

17) Strupp, Grundzüge des positiven Völkerrechts, (1921) S. 67. H. v. Frisch, a. a. 
O. führt aus : „So hat sich im Laufe der Geschichte das Verhältnis umgekehrt : bei den 
Hellenen wurde die Asyüe, die Verpflichtung zum Schutz vertraglich zugesichert, heute 
wird das Gegenteil, die Verpflichtung zur Asylverweigerung, zur Auslieferung durch Ver- 
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Delikte, für welche die Auslieferungspflicht übernommen wird, 
aufgezählt sind. Für diese Verträge gilt das Enumerationsprinzip. 
Während Hugo, Grotius noch der Ansicht gewesen ist, daß die 
Auslieferung, selbst dann, wenn ein Vertrag nicht besteht, eine 
im Weigerungsfalle durch Krieg erzwingbare Pflicht des Aufent- 
haltsstaates darstelle, hat sein Nachfolger Pufendorf schon den 
heute als herrschende Lehre geltenden Standpunkt vertreten, daß 
eine rechtliche Verpflichtung zur Auslieferung allgemein nicht ge- 
geben sei. Vielmehr die Rechtsgrundlage zu einer solchen Ver- 
pflichtung sich nur aus einem Auslieferungsvertrag ergeben könne. 
Es stehen sich daher Auslieferungsrecht und Auslieferungspflicht 
gegenüber. 

a) Auslieferungsverträge. 

Die durch völkerrechtlichen Vertrag begründete Auslieferungs- 
pflicht ist eine gegenseitige. Die am Vertrag beteiligten Staaten 
haben zu Gunsten der Vertragsgegner anstelle des Rechtes auf 
Auslieferung nach eigenem Ermessen aufgrund ihrer Souveränität 
die vertraglich begründete Pflicht zur Auslieferung treten lassen. 
Diese bezieht sich aber nur auf die im Vertrage einzeln aufge- 
führten Delikte, die sogenannten Auslieferungsdelikte. Die Ver- 
weigerung einer vertraglich zugesicherten Auslieferung würde eine 
Verletzung des Auslieferungsvertrages bedeuten. Soweit eine ver- 
tragliche Regelung nicht getroffen ist, hat sich der am Ausliefe- 
rungsvertrag nicht beteiligte Staat die volle Handlungsfreiheit be- 
wahrt. Die zunehmende Regelung des Auslieferungsverkehrs 
zwischen den einzelnen Staaten auf diese Weise ist sehr begrüßens- 
wert, weil durch die vertragliche Auslieferung die Gewähr einer 
gleichmäßigen Behandlung und Praxis gegeben ist und die auf 
Willkür und anderen außerhalb des Auslieferungsverkehrs beruhen- 
den unkontrollierbaren Gründe für die Gewährung oder Ver- 
weigerung des Rechtshilfeverkehrs so gut wie ausgeschaltet sind. 

Aus den Auslieferungsverträgen selbst entstehen den flüch- 
tigen Rechtsverbrechern keine subjektiven Rechte, für deren Durch- 
setzung den einzelnen Staaten gegenüber Rechtsschutz gewährt 
wird. Es stehen ihnen nur die in den Auslieferungsgesetzen ent- 
haltenen Rechtsmittel zur Verfügung. Auch nach der im Art. 4 
der Deutschen Reichsverfassung getroffenen Bestimmung, daß die 
allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts als bindende Be- 
standteile des deutschen Reichsrechts gelten, kann, soweit das 
deutsche Recht in Frage steht, eine andere Ansicht nicht vertreten 
werden : denn es handelt sich in solchen Fällen nur um die aus 
einem konkreten Staatsvertrage sich für die Vertragsparteien er- 
gebenden Rechte und nicht um geschriebene oder ungeschriebene 
Regeln des objektiven Völkerrechts. Die Rechtslage ist allerdings 
nicht ganz eindeutig, da behauptet wird, daß sich die Staaten 
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Rechtshilfe zu leisten generell verpflichtet seien ohne Rücksicht 
auf das Vorhandensein eines Auslieferungsvertrages l8 ). Die recht- 
liche Begründung könnte nur in einem durch Gewohnheitsrecht 
begründeten Völkerrechtssatz gesucht werden. Insoweit hätte 
dann dieser durch Gewohnheitsrecht geschaffene Rechtsgrundsatz 
des Völkerrechts durch den Artikel 4 RV. automatisch gleich- 
zeitig innerstaatliche Rechtsgeltung erhalten. Eine praktische Aus- 
wirkung würde aber daraus für den einzelnen Verfolgten nicht 
entstehen, da damit nur für die zuständigen Staatsorgane die 
Verpflichtung zur Gewährung von Rechtshilfe ausländischen Staaten 
gegenüber auch innerstaatliche rechtliche Fundierung gefunden 
hätte. Anders wäre die Sachlage wohl, soweit man annimmt, 
daß ein solcher Satz auch für die Verweigerung der Rechtshilfe 
bei politischen Delikten gilt. Darauf wird später noch eingegangen 
werden. Eine Verpflichtung zur Auslieferung kann nach dem 
heutigen Stand der Lehre Staats- und völkerrechtlich nur dann 
als vorliegend angesehen werden, wenn dahin lautende Verträge 
abgeschlossen worden sind. Sie ist also nicht eine den kultivierten 
Staaten „ganz allgemein und selbstverständlich, daher auch ohne 
jedwede besondere Festsetzung obliegende" Aufgabe I9 ). 

Zusammenfassend läßt sich daher sagen, daß eine Ausliefe- 
rungspflicht im Rechtshilfeverkehr nur für und gegenüber solchen 
Staaten und nur insoweit besteht, als sich eine derartige recht- 
liche Pflicht aus den abgeschlossenen Auslieferungsverträgen, für 
die jeweils der Grundsatz der Gegenseitigkeit gilt, ergibt 20 ). Dabei 
entstehen für die Einzelpersonen, die durch den Vertrag in ihrer 
Freiheit berührt werden, keine besonderen Rechte. Sie sind an 
dem Vertrag nicht beteiligt. 

b) Auslieferung ohne Auslieferungsvertrag. 

Aus der im Anhang enthaltenen Uebersicht über die von 
Deutschland mit auswärtigen Staaten abgeschlossenen Auslieferungs- 
verträge und aus dem Verzeichnis der Staaten, mit denen solche 
Verträge nicht bestehen, ergibt sich die an sich unerfreuliche 
Feststellung, daß die Staaten ohne Vertrag in der Mehrzahl sind. 
Dieses Bild wird nur insofern günstiger, als es sich um kleine und 
kleinste Staaten handelt, während die großen Staaten ausnahmslos 
mit Deutschland in festen vertraglichen Auslieferungsbeziehungen 

18) HaUchek, Völkerrecht, S, 120. „Die außervertragliche Auslieferung ruht nicht 
auf einer Rechtspflicht, sondern auf einer durch völkerrechtliche Konventionalregeln gege- 
benen Pflicht" Ebenso Lammasch, a. a. 0. S. 57-59, der darin eine relativ völkerrechtli- 
che Verpflichtung sieht, (s. § 26 d. Art.) Anderer Meinung: Cllmann, a. a. O. S, 395 
„Jenseits solcher allgemeiner individueller Vereinbarungen (aus Auslieferungsvertrag) 
kann von einer rechtlichen Pflicht xur Rechtshilfe bexw. Auslieferung nicht gesprochen 
werden." Dagegen Clark e, a. a. 0. S. 1 ff. 

19) RO. Strafsachen, Bd. 34, S. 194. 

20) Ulimann, a. a. 0. S. 395 ff., Llsxt-Schmidt, a. a, 0. S. 135, Lisxt-Fle Ischmann, 
S. 354. a. a. O. 



stehen. Der vertragslose Zustand ist aber — abgesehen von dem 
Mangel einer gleichartigen Praxis — für den Auslieferungsverkehr 
insoweit kein unüberwindliches Hindernis, als diese Staaten weder 
durch Auslieferungsgesetze noch durch verfassungsrechtliche Be- 
stimmungen verpflichtet sind, Rechtshilfe überhaupt zu verweigern. 
Die meisten Staaten besitzen keine Auslieferungsgesetze ; und so- 
weit solche vorhanden sind, stehen sie einer Auslieferungsübung 
ohne Vertrag nicht entgegen Äl ). Soweit Auslieferung auf diese 
Weise erfolgt, ist in den meisten Fällen die Gegenseitigkeit ver- 
einbart. Die Auslieferung wird bewirkt im Hinblick auf die in 
Zukunft durch den anderen Staat aus der erfolgten Auslieferung 
sich ergebenden Pflicht, im gleichen Falle an den ausliefernden 
Staat flüchtige Rechtsbrecher zu übermitteln. Es handelt sich bei 
solchen Abmachungen um vertragsähnliche Verhältnisse, bei denen 
die Pflicht zur Gegenleistung aus der erfolgten Leistung entspringt 22 ). 
Auch in diesen Fällen entstehen für die Einzelpersonen keine 
Rechte aus den für die Staaten geltenden rechtlichen oder rechts- 
ähnlichen Beziehungen, Die auf diese Weise in Verbindung ge- 
tretenen Staaten sind die Berechtigten und Verpflichteten. 

Wenn Lammasch 25 ) ausführt, eine Pflicht zur Auslieferung 
der Verbrecher fließe aus der Erkenntnis der Notwendigkeit, die 
aus der Territorialhoheit der Staaten sich ergebenden Schranken 
für die Tätigkeit ihrer Strafrechtspflege zum gemeinsamen Wohle 
der zivilisierten Menschheit zu beseitigen, und weiter sagt, jene 
Pflicht reiche daher nicht weiter als diese Ueberzeugung, sie be- 
stehe nur für jene Staaten, welche diese Ueberzeugung teilen und 
nur insoweit, als sie von derselben durchdrungen sind, so ist Lam- 
masch bezüglich seiner ersten Behauptung beizutreten, damit ist 
aber niemals eine Rechtspflicht konstituiert. Vielmehr enthalten 
diese Ausführungen lediglich die Umstände und die Gründe, welche 
den einzelnen Staat der Völkerrechtsgemeinschaft zum Handeln 
veranlassen sollten und stellen höchstens eine sittliche und soziale 
Staatspflicht dar. Wenn nun aber Lammasch gleichzeitig diese 
Pflicht nur auf die Staaten bezieht, welche im Einzelfall — so ist 
wohl anzunehmen — die Ueberzeugung ihrer Handlungspflicht in 
sich tragen, so ist für diese Einschränkung, welche ihre Grundlage 
in subjektiven Voraussetzungen des ersuchten Staates hat. im 
Auslieferungsrecht weder Raum noch Bedürfnis. An dem Aus- 
lieferungsverkehr nehmen alle Staaten der Völkerrechtsgemeinschaft 
teil ohne Rücksicht auf die im Einzelfalle bestehende Meinung 
über den Zweck und die mit der Auslieferung verfolgte Absicht. 

21) Mettgenberg. Das Verzeichnis der Vertrüge und Vereinbarungen 
Heferung und dfe sonstige Rechtshilfe in Strafsachen. 1926. 

22) Deciaration de reciprodte zwischen Prankreich und einem de; 

a. a. O. S. 57 ff. 
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Eine Verletzung des Völkerrechts ist nur dann als gegeben zu 
erachten, wenn durch die Staaten völkerrechtlich eingegangene 
Pflichten — sei es durch Auslieferungsverträge oder durch Uebungen 
und die Erklärung der Gegenseitigkeit — nicht eingehalten worden 
sind, und nicht, wie Lammasch meint, ohne diese. Eine solche 
Verpflichtung kann ein der Völkerrechtsgemeinschaft nicht ange- 
hörender Staat — dazu ist wohl der Staat zu zählen, „welcher 
infolge seiner eigentümlichen Verhältnisse die Notwendigkeit des 
Zusammenwirkens der Staaten zur Verfolgung der Verbrecher 
nicht erkennt . — nicht eingehen. Es ist daher, auch wenn er 
mit der geforderten „Ueberzeugung" handeln würde, garnicht im- 
stande, eine Verletzung des Völkerrechts zu begehen, selbst dann 
nicht, wenn er vorher jenen Satz ausdrücklich oder stillschweigend 
anerkannt hätte. Lammasch sieht eine vorbehaltlose Anerkennung 
seiner Forderung hinsichtlich der Ueberzeugung in der Beanspru- 
chung der Auslieferung als eine Pflicht der anderen Staaten oder 
in der generellen Verpflichtung der Gewährung der Auslieferung 
an den fordernden Staat. Selbst in diesen Fällen ist aber eine 
Verletzung des Völkerrechts nur dann gegeben, wenn — wie 
oben gezeigt - es sich um eine vertraglich festgelegte Verpflich- 
tung handelt. Bei Verträgen, die generell die Auslieferung zuge- 
stehen, bedarf es noch weiterer Handlungen der Vertragskontra- 
henten, um im Einzelfalle zur Durchführung der Auslieferung zu 
gelangen. Nur wenn die im Auslieferungsvertrag vorgesehenen 
Verpflichtungen auf Verlangen nicht eingehalten werden, dann und 
nur dann, liegt eine Vertragsverletzung vor. 

Wenn nun Lammasch weiter erklärt, daß ein Staat des be- 
zeichneten Kulturgebietes gegen das Völkerrecht verstoßen würde, 
wenn er grundsätzlich allen ausländischen Missetätern Asyl ge- 
währen wollte und dann folgert, daß er keineswegs verpflichtet 
sei, wegen aller Arten von Delikten Auslieferung zu gewähren, da 
die Auslieferung zu den relativen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
gehöre, so kann ihm in dieser Meinung — wie dargelegt — 
nicht beigetreten werden. Die Beschränkung des Souveränitäts- 
rechtes wäre von so einschneidender Bedeutung und müßte so 
viele Nachteile im Gefolge haben, daß ein großer Teil der Staaten 
sich daran nicht halten würde; deshalb ist eine Ausgestaltung 
dieses Institutes in der vorstehenden und abgelehnten Richtung 
für die Zukunft auch keineswegs zu empfehlen. Die ersuchten 
Staaten würden nach der obigen Meinung gezwungen sein, ohne 
weiteres dem Verlangen des ersuchenden Staates zu entsprechen 
und könnten sich gegen die gefürchteten „Schergendienste" nicht 
wehren. Denn zur Auslieferung würde sie die Pflicht, wenn diese 
auch nur relativ bestimmt ist, zwingen, die in der Ueberzeugung 
beruht, die aus der Territorialhoheit der Staaten sich ergebenden 
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Schranken für die Tätigkeit ihrer Slrafrechtspflege zum gemein- 
samen Wohle der zivilisierten Menschen zu beseitigen. 

c) Der Weltauslieferungsvertrag. 

Ein befriedigendes Ergebnis enthält die Untersuchung über 
die Auslieferung ohne vertragliche Bindung nicht. Es wird allzu- 
sehr der Willkür und den eigensüchtigen Zwecken des Zufluchts- 
staales Raum gelassen. Nichts kann diesem Institut mehr schaden, 
als eine ungleiche Behandlung in gleich gelagernden Auslieferungs 
fällen. Es hat daher auch an Versuchen, eine Aenderung herbei- 
zuführen, nicht gefehlt. So schwebte von Liszt 24 ) nach Analogie 
des sogenannten Weltpostvereins ein zu schließender Weltaus- 
lieferungsvertrag vor. Ein großes Werk wäre damit zweifellos 
geschaffen worden. Die Vielseitigkeit und die Verschiedenheit der 
Interessen der an einem solchen Vertrag beteiligten Staaten stan- 
den indessen und stehen auch heute noch seinem Abschluß ent- 
gegen. 

Von Bar 25 ) verwirft diese Idee mit dem Hinweis, daß ein 
besonders hoher Kulturgrad, Gleichartigkeit moralischer Anschau- 
ungen. Sicherheit der Rechtspflege unter den beteiligten Staaten 
bei dem Weltpostverein ohne Interessen seien und Ehre, vitale 
und ideale Interessen weder der Staaten noch der Individuen in 
Betracht kämen. Das alles verhalte sich bei der Auslieferung 
gerade umgekehrt. Daher sei ein derartiger Weltauslieferungs- 
vertrag abzulehnen 26 ). 

Es ist zwar zuzugeben, daß wesentliche Unterschiede zwischen 
einem Weltauslieferungsvertrag und einem völkerrechtlichen Ver- 
trag bestehen, der lediglich wirtschaftlichen Zwecken dient. Immer- 
hin ist aber der Gedanke wert, beachtet zu werden, da mit dem 
Fortschreiten der Angleichungsbestrebungen auf allen Gebieten 
und bei allen Völkern eines Tages doch wieder erwogen werden 
könnte, auf diese Weise eine Vereinheitlichung des Auslieferungs- 
rechtes zu^erzielen, um damit der Rechtssicherheit und der Ge- 
rechtigkeit wertvolle Dienste zu leisten Vorläufig sind wir aber 
noch weit davon entfernt. Es ist daher bei dem augenblicklichen 
Stand des Auslieferungswesens der Abschluß von Auslieferungs- 
verträgen zwischen den einzelnen Staaten in jedem Falle zu be- 
fürworten und zu empfehlen ; dagegen kann nicht in gleicher 
Weise der Erlassung von Auslieferungsgesetzen durch alle Staaten 
das Wort geredet werden. 

24) v. Liszt, Outachten auf dem 16. dtsch. Juristentag in Ztschr. f. d. ges. Strafr. 
Wlss. B<f. II, S. 50. 

25) v. Bar, Die Lehre von der Auslieferung im Gerichtssaal, Bd. 34. S. 481 ft 

26) '.Die belgische Regierung regte im Jahre 1911 die Bildung eines internationalen 
Auslieferungsverbandes, der für die VerbandssUatcn die gemeinsamen Grundsätze fest- 
setzen sollte, leider vergeblich an. 



Diese Auffassung soll im folgenden unier Erörterung der 
Bedeutung solcher Gesetze für den Auslieferungsverkehr begrün- 
det werden. 

d) Die Auslieferungsgesetze. 

aa) Ihre Bedeutung für das Auslieferungsrecht im 
Allgemeinen und für das Asylrecht. 

Die Auslieferungsgesetze bilden die innerstaatliche unverrück- 
bare Grundlage des Abschlusses von Auslieferungsverträgen. 
Sie regeln die Voraussetzungen und das Verfahren der Ausliefe- 
rung. Völkerrechtliche Bedeutung kommt ihnen nicht zu. Sie 
haben ausschließlich Staats- und verwaltungsrechtlichen Charakter. 
Die Auslieferungspflicht wird daher durch sie unmittelbar nicht 
berührt, mittelbar insoweit, als die Auslieferungspflicht nicht über 
das im Auslieferungsgesetz enthaltene Eingriffsrecht in die Freiheit 
des Einzelnen hinausgehen kann. Das Auslieferungsgeselz ist ein 
Rechtssatz, auf dessen Einhaltung der Einzelne einen Anspruch 
hat. Darin wird allgemein das Recht zur Auslieferung der Staats- 
organe und der Staatsbehörden festgelegt und zwar bezüglich der 
Voraussetzungen, des Umfangs, der Art der Delikte und des zu 
beobachteten Verfahrens. Für den Betroffenen sind die ihm gegen 
einen Eingriff in seine Freiheit zustehenden Rechtsbehelfe im Ge- 
setz selbst aufgeführt. 

Ein Auslieferungsgesetz bietet zweifellos große Vorteile für 
jedes Land 27 ), ist doch dessen Vertragspraxis dadurch auf einen 
gleichen Nenner gebracht. Es schließt keineswegs eine in den 
Grenzen des Gesetzes liegende Freiheit in der vertraglichen Re- 
gelung des Auslieferungsverkehrs mit anderen Staaten aus und 
schafft für die Fälle, in denen eine vertragliche Regelung nicht 
getroffen ist, die erwünschte, gleichartige Praxis. Es hat daher 
gerade gegenüber den Staaten, mit welchen Auslieferungsverträge 
nicht bestehen, einen nicht zu unterschätzenden Wert. Das Aus- 
lieferungsrecht erhält damit gegenüber solchen Staaten, wenn auch 
durch einseitige Festlegung, die wünschenswerte, feste und bestimmte 
eindeutige Grundlage. Eine große Anzahl von Staaten besitzt Aus- 
lieferungsgesetze 2M ). Den hohen Wert eines Auslieferungsgesetzes 
hat das Institut de droit international (1880) in die Worte zu- 
sammengefaßt: „II est ä desirer que, dans chaque pays, une loi 
regle la procedura de la mauere, ainsi que les conditions aux- 
quelles les individus reclames comme malfaiteurs seront livres 
aux gouvernements avec lesquels il n'existe pas de traite." 

27) Prank, Wesen und Tragweite der Auslieferungsgesctze in der Festausgabe für 
Otto Liebmann, 1920, S. 2 ff. Liszt-Fleischmann, a. a. O. S. 354, Liszt-Schmidt, a. a. 0. 
S. 135, Lammasch, a. a. O. S. 105 ff. 

28) Belgien, 1833 (1874), Großbritannien 1870 (1873 u. 1895), Niederlande und Lu- 
xemburg 1875. Argentinien 1885, Kongo-Staat 1886, Peru 1888, Schweiz 1892, Kanada 
1907, Norwegen 1908, Deutschland 1929. (Die in Klammern stehenden Zahlen geben die 
Jahre an, in denen Abänderungen der Gesetze erfolgten). 
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Wenn der Forderung des Oxforder Instituts vorbehaltlos zu- 
gestimmt wird, so geschieht es darum, weil lediglich eine Rege- 
lung der „proc^dure" und der „conditions" als erwünscht erachtet 
wird. Denn eine gesetzliche Festlegung auch der übrigen den 
Inhalt eines Auslieferungsvertrages bildenden Bestandteile, insbe- 
sondere der einzelnen Auslieferungsdelikte durch jeden Staat, 
müßte in vielen Fällen Abschlüsse von Auslieferungsverträgen 
vor nicht zu beseitigende Schwierigkeiten stellen. Jedem Staat 
sind die höchst zulässigen und übernehmbaren Pflichten in seinem 
Gesetz, soweit die Regelung der Auslieferungspflicht, insbesondere 
der Bezeichnung der Auslieferungsdelikte in Frage steht, vorge- 
schrieben. Es ist daher zu begrüßen, daß ein großer Teil der 
Staaten, die am Auslieferungsverkehr beteiligt sind, keine Aus- 
lieferungsgesetze erlassen hat. Es wird die Aufgabe der übrigen 
Länder sein, diese Staaten durch Auslieferungsverträge zu binden, 
für die das eigene Auslieferungsgesetz die unabweichbare Grund- 
lage für die höchst zulässige Uebernahme von Auslieferungs- 
pflichten darstellt. 

bb) Die Rechte des Flüchtlings. 

Anders wie bei den Auslieferungsverträgen, die nur eine 
direkte Bindung der Staaten bezwecken, ist die Rechtsstellung 
der Betroffenen nach den Auslieferungsgesetzen. Hier sind die 
einzelnen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe genau aufgeführt, die 
dem von der Auslieferung betroffenen Rechtsbrecher zustehen. 
Das Gesetz bietet daher auch für den Flüchtigen einen wirksamen 
Schutz. Einer ungesetzlichen Auslieferung kann er sich mit den 
vorgesehenen Rechtsmitteln erwehren. Dies ist hauptsächlich dann 
von Bedeutung, wenn mit dem Auslieferungsersuchen die Durch- 
führung eines politischen Strafverfahrens bezweckt werden soll. 
In einem solchen Fall könnte sich, abgesehen von der noch 
bestehenden Möglichkeit des Widerspruchs gegen eine beabsich- 
tigte Auslieferung, der Flüchtling auf die in den Auslieferungs- 
gesetzen enthaltene Bestimmung berufen, daß der Zufluchtsstaat 
wegen politischer Delikte die Auslieferung verweigere. Falls seine 
Meinung nicht sofort durchdringen sollte, bestünde die Möglichkeit 
der Nachprüfung im zulässigen Instanzenweg. Es handelt sich 
dabei um eine Frage, die von Amts wegen zu prüfen wäre. 
Naturgemäß ist bei der Beurteilung der Art des Deliktes lediglich 
die Rechtsauffassung des ersuchten Staates in einem solchen 
Falle von Bedeutung. Auch darüber enthalten die Auslieferungs- 
gesetze Anhaltspunkte. 

cc) Das deutsche Auslieferungsgesetz: 

Das deutsche Auslieferungsgesetz ist augenblicklich das 
modernste Gesetz dieser Art. Nach einem jahrzehntelangen 



Kampfe wurde es am 23. Dezember 1929 erlassen. Die Zu- 
ständigkeit des Reichsgesetzgebers ergibt sich aus dem Artikel 6 
Ziffer 3 der Reichsverfassung. Die Reichsverfassung vom 11. 
August 1919 hat im Gegensatz zur alten Verfassung des Reiches 
die Auslieferung dem Reichsgesetzgeber ausschließlich unterworfen. 

Die Zuweisung dieses Sachgebietes an das Reich hat die 
im Interesse der Rechtseinheit erfreuliche Wirkung, daß einmal für 
alle deutschen Länder die gleichen Grundsätze gelten, und daß 
zum andern nur das Reich Auslieferungsverträge mit auswärtigen 
Staaten abschÜeßen kann. (Art. 78 Abs. 2 RV ) 

Das deutsche Auslieferungsgesetz gibt — soweit eine Betrach- 
tung für das politische Asyl infrage kommt — klar und eindeutig 
die Grenzen dieses Rechtsinstitutes an. Es hat sich der objek- 
tiefen Auffassung über die politischen Delikte sowohl bezüglich 
der spezifisch-politischen Verbrechen und Vergehen als auch der 
Zusammenhangstaten angeschlossen. 

Dem im Gebiete dieser Rechtsmaterie bestehenden Mangel 
an klaren Begriffen und Grenzmerkmalen für die politischen 
Delikte und die Zusammenhangstaten ist, da die politischen Ver- 
brechen und Vergehen im Gesetz genau aufgeführt sind und für 
die Zusammenhangstaten das Gesetz die wesentlichen Merkmale 
enthält, damit für das deutsche Auslieferungsrecht abgeholfen 
und dadurch eine feste Grundlage für die Beurteilung des Einzel- 
falles gegeben. Die bestehenden Auslieferungsverträge werden 
allerdings weder durch die Reichsverfassung noch durch das 
Auslieferungsgesetz vom 23. Dezember 1929 geändert. Eine 
einseitige Aenderung des Vertragsinhaltes ist im Auslieferungsrecht 
ebensowenig wie im Zivilrecht zulässig. Die alten, von den deut- 
schen Ländern und dem Reich abgeschlossenen Auslieferungsverträge 
sind mit unverändertem Inhalte in Kraft geblieben, sodaß nach 
der jetzigen deutschen Auslieferungspraxis nicht in allen Fällen 
die objektive Beurteilung der Tat, wie sie das Auslieferungsge- 
setz vorsieht, maßgebend ist. 

II. Abschnitt. 
Das politische Asyl. 

Die Rechtsquellen des politischen Asyls. 

Durch die Auslieferungsverträge und, soweit solche fehlen, 
durch die geübte Praxis hat sich als eine heute allgemein aner- 
kannte Regel des Völkerrechts der auf das belgische Ausliefe- 
rungsgesetz vom 1. Oktober 1833 zurückgehende Grundsatz 
entwickelt, daß die Auslieferung we£en politischer Delikte und 
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der ihnen gleichgestellten Verbrechen und Vergehen nicht gewährt 
wird. In den Verträgen ist diese Beschränkung entweder — wie 
in den meisten Fällen — ausdrücklich ausgesprochen oder aber 
dadurch zum Ausdruck gebracht, daß die politischen Delikte unter 
den erschöpfend aufgezählten Auslieferungsdelikten fehlen. Der 
Grundsatz ergibt sich schon aus dem Begriff der Souveränität des 
einzelnen Staates, auf seinem Gebiet dulden zu können, wen 
er will- Mit der Erhebung des Asylrechtes zu einem Bestandteil 
eines Auslieferungsvertrages wird für die beteiligten Staaten in gleicher 
Weise kundgetan, in Zukunft auf die Ausübung des Ausliefe- 
rungsrechtes hinsichtlich politischer Rechtsbrecher dem Vertrags- 
partner gegenüber zu verzichten, bezw. von diesem Rechte keinen 
Gebrauch zu machen und so zu dulden, daß die politischen 
Flüchtlinge auf fremden Territorien eine neue Heimat finden. An 
sich könnte in der Gewährung des Asyls eine sehr starke Ein- 
buße der hoheitlichen Befugnisse des Aufenthaltstaates über die 
Bewohner eines Gebietes erblickt werden. Diese Ansicht ist aber 
bei näherer Prüfung, welches der eigentliche Inhalt dieser Zu- 
sicherung ist, nicht aufrechtzuerhalten. 

Waren in früheren Zeiten die politischen Delikte oft allein 
die Veranlassung zur Auslieferung l ], so hat sich darin erkennbar 
mit dem belgischen Auslieferungsgesetz vom 1. Oktober 1833 eine 
rasche und völlige Wandlung vollzogen. Eingeleitet wurde die 
neue Aera durch Art. 6 des genannten Gesetzes, der nachstehenden 
Wortlaut hat: „D sera expressement stipule de ces traites que 
l'etranger ne pourra etre poursuivi ou puni pour aueun delit 
politique anterieur ä Textradition, ni pour aueun fait connexe 
ä un semblable delit." 

Seit jenen Tagen erfolgen Auslieferungen wegen politischer 
Delikte nur noch ganz vereinzelt. Der Grundsatz der politischen 
Asylgewährung hielt seinen Einzug in fast allen Ländern der Welt. 
Als rückständig und kulturwidrig würde heute die Handlungsweise 
eines Staates empfunden werden, der sich diesem Prinzip nicht 
beugen wollte, ohne Rücksicht darauf, ob Auslieferungsgesetze 
bestehen oder Auslieferungsverträge abgeschlossen sind. Von 
allen Ländern wird dieser Grundsatz beachtet und soweit in 
jüngster Zeit Auslieferungsgesetze oder Auslieferungsverträge ent- 
standen sind, enthalten sie alle den herrschenden Grundsatz 
der Rechtshilfeverweigerung bei politischen Verbrechen und 
Vergehen. Jeder Staat ist berechtigt, sich auf diesen Grundsatz 
zu berufen, gleichgültig, ob er in einem Auslieferungsvertrag sich 
ausdrücklich dazu bekannt hat oder ob er nur Auslieferung mit 

1) Die Verträge Hollands mit Hannover (1817) ; Frankreichs mit der Schweix (1828) ; 
Badens mit der Schweiz (1808 u. 1820); Oesterreich mit Parma, Piacerua und Ouastalla 
(1818); mit Sardinien (1838). 
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oder ohne Zusicherung der Gegenseitigkeit anderen Ländern 
leistet. Dieses von allen Staaten gehandhabte Prinzip stellt eine 
wie geschriebenes Recht behandelte Vorschrift dar, der sich alle 
Länder, die am Auslieferungsverkehr teilnehmen, unterworfen ha- 
ben. Es kann daher keinem Zweifel mehr unterliegen, daß die 
Gewährung des politischen Asyls die Rechtsfolge einer Rechts- 
norm des völkerrechtlichen Gewohnheitsrechtes ist 

Folgt man dieser Anschauung, dann ergeben sich für das 
deutsche Recht nicht unbedeutende Schlußfolgerungen, deren 
Tragweite allerdings durch das am 23. Dezember 1929 in 
Deutschland geschaffene Auslieferungsgesetz eingeschränkt ist. 

Nach der vorstehenden Darlegung handelt es sich um eine 
dem objektiven Völkerrecht angehörende Rechtsnorm, die mit dem 
deutschen Recht in Einklang steht, und daher als eine allgemein 
anerkannte Völkerrechtsregel im Sinne des Artikels 4 RV. anzu- 
sehen ist, der die automatische Wirkung hervorruft, daß dieser 
Völkerrechtssatz zu einem Bestandteil des innerstaatlichen Rechts 
wird und damit subjektive Rechte auslösen kann. Dieser Frage 
käme jedoch nur insofern und insoweit noch eine besondere 
Bedeutung zu, wenn dieses Recht dem Staate gegenüber auf 
Auslieferungsverweigerung bezw. Asylgewährung nicht im Aus- 
lieferungsgesetz (§ 3) verankert wäre, bezw. wenn diese Bestim- 
mung wieder aufgehoben werden würde. 



§ 2. 

Das Wesen und die Begriffsmerkmale des 

politischen Asyls. 

Das politische Asyl umschließt nicht ein Recht auf Aufent- 
halt oder Niederlassung, sondern es ist die aus der Verweigerung 
der Rechtshilfe durch den Staat sich ergebende Folge. Ein 
Anspruch besteht nur insoweit, als sich dieser auf die Einhaltung 
dieser Staatspflicht bezieht. Darum kann es dem Staate nicht 
verargt werden, wenn er politische Flüchtlinge nur dann auf seinem 
Gebiet duldet, wenn sie sich gewisse Beschränkungen auferlegen, 
insbesondere bezüglich der politischen Agitation 2 ), und im Falle 
der Nichtrespektierung der sich aus dem gewährten Aufenthalt 
ergebenden Pflichten von der Befugnis der Ausweisung Gebrauch 
macht oder sonstige Aufenthaltsbeschränkungen auferlegt. Das 
Asylrecht, das der moderne Völkergebrauch den politischen 

2) Schweizer Bundesbeschluß: „Der Mißbrauch des Asyls, namentlich der Teil- 
nahme an Aufständen gegen Nachbarstaaten hat sofortige Ausweisung zur Folge". In 
einem Bericht vom Jahre 1855 erklarte der Bundesrat femer : „Die Schweix gewährt den 
politischen Verfolgten aller Parteien ein Asyl, wenn sie sich durch ruhiges Verhalten 
desselben würdig bezeigen". Besonderen Schutz genossen Fremde gegen Ausweisung In 
England und den Vereinigten Staaten von Nordamerika, s. v. FriscS a. a. O. § 23. 



Verbrechern zugesteht, bewahrt diese lediglich vor der Uebergabe 
an die fremden Behörden 3 ). 

Das politische Asyl ist daher nicht ein dem politischen 
Verfolgten gegenüber dem Gaststaat zustehendes Recht auf Ge- 
währung des Aufenthalts in seinem Gebiet, sondern nur das 
tatsächliche Verhältnis, das sich durch die Verweigerung der 
Rechtshilfe und aus dem Aufenthalt des Flüchtlings in den 
Zufluchtsstaat ergibt. Es ist die einfache Konsequenz des terri- 
torialen Souveränitätsrechtes und der völkerrechtlichen Beziehungen 
der einzelnen Staaten zueinander 4 ). 

Nach dem englischen und amerikanischen Recht hatte der 
Staat die Pflicht, Asyl zu gewähren. Die Fremden konnten nur 
aufgrund von Auslieferungsverträgen dem ersuchenden Staat über- 
geben werden. Den Regierungen stand ein Recht auf Abweisung 
und Ausweisung nicht zu. Dieser Rechtsstandpunkt ist in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts von den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika aufgegeben worden und an dessen Stelle die 
kontinentale europäische Auffassung getreten, wie sie vorstehend 
dargelegt wurde. Die Aenderung der Rechtsanschauung ergibt 
sich aus dem anwachsenden Zustrom von Einwanderern, der ur- 
sprünglich von dem menschenleeren Amerika mit allen Mitteln 
gefördert wurde. In England erhielt die Regierung erst im Jahre 
1906 die allgemeine Befugnis, Ab- und Ausweisungen durchzu- 
führen. „Am 1. Januar hörte — somit — England auf, das 
Fremdenasyl der Welt zu sein 5 )/ 

Die Auffassung der kontinentalen Staaten Europas hat sich 
endgültig und allgemein durchgesetzt. Mit der Aufhebung des 



3) v. Martitz, a. a. O. § 66. „Was vor Zeiten ein Privilegium befriedeter, geweih- 
ter, befreiter Orte war, erklärt das heutige Völkerrecht als inhärente Eigenschaft des 
staatlichen Erdbodens, und das Asylrecht erscheint als anerkannte, von den Mitgliedern 
des großen internationalen Verbandes gegenseitig kraft Ihrer Souveränität in Anspruch 
genommene Zuständigkeit"; Lammasch, a. a. 0. S. 41 ; Löwenfeld, a. a. O. S. 112 „Es 
gibt kein Asylrecht, es gibt nur eine Gastfreundschaft, die fremde Staaten Unglücklichen, 
ihres Mitgefühls würdigen Verbrechern gewähren." Hoseus, a. a. 0. S. 1043 ff. „Das 
internationale Asyl bedeutet zunächst nichts weiter, als daü das Oebiet eines Staates, 
zufolge der Selbständigkeit und Souveränität des letzteren für die darin befindlichen 
Ausländer tatsächlich eine Preistatt bildet, welche durch Irgendwelche Einwirkungen ei- 
nes ausländischen Staates auf das Oebiet des Asylstaates nicht beeinträchtigt werden 
kann." 

4) Ulimann, a. a. 0. S. 369. RO. (Strafsachen) Bd. 34, S. 191. v. Frisch, a. a. O. 
§ 22 führt mit Bezug auf das Schweizer Asylrecht aus: „Der Grundsatz der Asylgewäh- 
rung war in der Mitte des vorigen Jahrhunderts, z. Zt. der politischen Umgestaltung 
unserer mittel- und westeuropäischen Staaten und der vielen Kriege ein Grundsatz von 
welttragender, weltgeschichtlicher Bedeutung. Die Schweiz war damals in diesem Punkt 
den übrigen kontinentalen Mächten voraus. Heute aber liefert und weist kein Staat mehr 
wegen politischer Delikte aus. In dieser Frage nimmt die Schweiz heute keinen anderen 
Standpunkt ein, als alle anderen modernen Staaten. Es beruhe daher auf falschen Vor- 
stellungen, wenn man heute noch die Schweiz als klassisches Land des Asyls bezeichne". 
Dem ist vollauf zuzustimmen. Das Asylrecht hat in allen Ländern das gleiche Gesicht. 
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5) s. dazu Hatschek, Völkerrecht, S. 92. 



inländischen Asyls — der Schutzgewährung an bestimmten Orlen — 
ist das völkerrechtliche Asyl die einzige Rechtsinstitution dieser 
Art. Der Staat — und nur er allein - gewährt dem Flüchtling 
Aufenthalt in seinem ganzen Gebiet. Dieses Recht steht auch 
halbsouveränen Staaten zu 6 ). 

§ 3. 

Die Entstehung und der Verlust des 
politischen Asyls. 

Das politische Asyl ist. wie dargelegt, eine Auswirkung des 
nach deutschem Recht auch subjektiven Rechtsanspruches der 
Flüchtlinge auf Verweigerung der Auslieferung im Falle des Er- 
suchens durch einen in seinen Rechten verletzten Staat, sei es 
des unmittelbar oder mittelbar in seinen Rechten beeinträchtigten 
Landes. Nach der entwickelten Rechtsauifassung ist eine beson- 
dere Zusicherung durch Auslieferungsvertrag oder Auslieferungs- 
gesetz nicht erforderlich. Sein Inhalt erschöpft sich in der Ver- 
pflichtung des Aufenthaltsstaates, dem Auslieferungsersuchen keine 
Folge zu geben, ohne daß für den Flüchtling gleichzeitig ein Recht 
auf Aufenthalt in dem betreffenden Land entsteht. Mit dem Ueber- 
tritt in das der Territorialhoheit des verfolgenden Staates nicht 
mehr unterliegende Gebiet hat der politische Flüchtling sich den 
Anspruch auf die Verweigerung der Auslieferung gesichert. An 
den Grenzpfählen des einzelnen Landes endigt die Macht des 
Staates auf Verfolgung, abgesehen von der zwischen einzelnen be- 
nachbarten Staaten gegenseitig vertraglich zustehenden Berechtigung 
auf Nacheile, die aber für die hier zu behandelnde Materie aus- 
scheidet, da ihr Wirkungsbereich sich auf politische Delikte nicht 
bezieht und die allgemeinen Souveränitätsgrundsätze dadurch nicht 
berührt werden. 

Die Auslieferung setzt ein nach den Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung des verletzten Staates 7 ) eingeleitetes oder abge- 
schlossenes Strafverfahren voraus, aufgrund dessen durch die Re- 
gierung dieses Landes an den Zufluchtsstaat das Auslieferungs- 
begehren gerichtet wird. Der Flüchtling genießt von diesem 
Augenblick an den Schutz, welchen die Asyldelikte gewähren. 
Er erschöpft sich nicht allein in der letzten Endes einzig nach 
außen in Erscheinung tretenden und gewollten Wirkung der Nicht- 
auslieferung, sondern er besteht auch in der Verpflichtung der 
eingehenden Untersuchung, ob das Auslieferungsbegehren nicht 

6) So haben San Marino, Monaco, Andorra, Auslieferungsverträge abgeschlossen. 

7) Darunter sind nicht nur die den Staat selbst angehenden strafbaren Handlun- 
gen, sondern auch die Verbrechen und Vergehen, die sich gegen die einzelnen taats- 
bürger unmittelbar richten, zu verstehen. 



dem Zwecke der Verfolgung politischer Delikte und der ihnen im 
Auslieferungsverkehr gleichgestellten strafbaren Handlungen dient. 
Mit dem Eintritt in das fremde Staatsgebiet ist der Flüchtling dem 
Zugriff des ihn verfolgenden Landes zunächst entrückt. Er ist 
ein Staatsfremder, wie jeder andere Ausländer. Erst mit dem 
Eingang des Auslieferungsersuchens tritt er zu dem Aufenthalts- 
staat in besondere rechtliche Beziehungen. Seine Rechte und 
insbesondere auch Pflichten ergeben sich aus den bestehenden 
Auslieferungsgesetzen und den erlassenen Verwaltungsanordnungen. 
Unabhängig davon aber können ihm nach Landesrecht auch sub- 
jektive Rechte aus den allgemeinen Regeln des Völkerrechts er- 
wachsen, auf deren Einhaltung der politische Flüchtling einen 

Anspruch bat 8 ). 

Mit der Aufgabe des Aufenthaltes oder Wohnsitzes in dem 
Zufluchtsstaat geht die Verpflichtung der Auslieferungsverweigerung 
schon deshalb für dieses Land unter, weil ein Zugriff auf den 
Flüchtling nicht mehr besteht. Mit dem Uebertritt in ein anderes 
Territorium fremder Territorialgewalt entsteht dieselbe Berechtigung, 
bezw. Verpflichtung des Aufenthaltsstaates auf Verweigerung der 
Auslieferung. Die Rechtslage ändert sich nicht. Sie ist die gleiche 
wie beim Eintritt des politischen Flüchtlings in das zunächst auf- 
gesuchte Land. Die Wirkungen zeigen sich mit dem Eingang 
des Auslieferungsersuchens. Sie sind daher in jedem Falle die 
Auswirkungen der Eigenschaft der den Gegenstand des Auslie- 
ferungsersuchens bildenden Delikte. Stellt der ersuchte Staat 
fest, daß es sich um ein politisches Delikt oder ein diesem im 
Auslieferungsverfahren gleichgestelltes Delikt handelt, dann ergibt 
sich für ihn die Pflicht, dem Ersuchen nicht stattzugeben. Die 
Asyldelikte rechtfertigen die Nichtauslieferung. Ob die dem Flücht- 
ling zur Last gelegte strafbare Handlung unter die Asyldelikte 
einzureihen ist, entscheidet der ersuchte Staat nach seinem eigenen 
Ermessen und der in seinem Lande herrschenden Rechtanschau- 
ung, ein Zustand, der zwar zur Zeit der einzig mögliche ist, aber 
im Interesse der vernünftigen und gerechten Anwendung dieses 
Institutes einer baldigen Lösung bedürfte. 

Das politische Asyl stellt sich hiernach als die Folge einer 
eigenartigen Wechselwirkung zwischen dem Land des Strafan- 
spruches, dem Aufenthaltsort des Rechtsbrechers und dem begange- 
nen Delikt und den Pflichten des Aufenthaltsstaates dar. 

Nur wenn der Ort der Tat oder das in seinen Rechten ge- 
kränkte Land und der Ort des Aufenthaltes des Rechtsbrechers 
der Territorialhoheit verschiedener Staaten unterliegen, kann das 
politische Asyl, das nur noch ein völkerrechtliches ist, entstehen 
oder wieder aufleben. Es ist nicht ganz korrekt, von dem Unter- 
1 — — 

8) s. oben S«iie 23 d. Arbeit 
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gang dieser Berechtigung auf Verweigerung der Auslieferung zu 
sprechen, wenn der politische Rechtsbrecher aus irgendwelchen 
Gründen seinen Aufenthalt im Ausland freiwillig aufgibt und in 
das Land der Straftat — und damit unter dessen Gerichtshoheit 
und Strafjustiz — sich zurückbegibt. 

Das genossene Asyl haftet dem Täter nicht an und zeigt 
daher auch keine die Strafjustiz des Tatstaates ausschließenden 
Wirkungen. Der Täter unterliegt der Rechtspflege in derselben 
Weise, wie wenn eine Unterbrechung seines Aufenthaltes im Tat- 
staate nie eingetreten gewesen wäre. Es fehlt den ihnen zur Last 
gelegten Delikten die Eigenschaft, welche sie im Verhältnis mit 
anderen Staaten unter der oben dargestellten Wechselwirkung 
auslösen. 

§ 4. 

Nachwirkung des politischen Asyls. Der Grundsatz 

der Spezialität. 

Im Gegensatz zu dem oben besprochenen Fall der freiwilligen 
Rückkehr hat das im Ausland genossene Asyl insoweit Nach- 
wirkungen, als bei erfolgter Auslieferung nur wegen der Tat eine 
Bestrafung erfolgen darf, welche den Inhalt des Auslieferungser- 
suchens bildet ü ) und wegen deren die Auslieferung erfolgt war. 
Dieser Grundsatz ist meist in den Verträgen ausdrücklich ausge- 
sprochen. Er gilt aber auch, soweit Vereinbarungen dieser Art 
nicht getroffen sind. Diese Regelung ist hinsichtlich der politischen 
Delikte von größter Bedeutung. Ohne Rücksicht auf den Inhalt 
oder das Vorhandensein von Verträgen muß dieser Grundsatz als 
notwendige Folge des völkerrechtlichen Prinzips der Nichtauslie- 
ferung bei politischen Delikten und der ihnen im Auslieferungs- 
verkehr gleichgestellten strafbaren Handlungen als allgemein an- 
erkannt angesehen werden. Der Grundsatz der „Spezialität" 
macht es erst in der Praxis unmöglich, die Auslieferung zum 
Schein wegen gemeiner Delikte zu fordern und die Bestrafung 
sodann wegen politischer Delikte auszusprechen. Der Ausgelieferte 
darf wegen zuvor begangener strafbarer politischer oder diesen 
gleichgestellten Handlungen nicht zur Rechenschaft gezogen oder 
in seiner Freiheit eingeschränkt werden, wenn Auslieferung wegen 
der ein gemeines Verbrechen oder Vergehen darstellenden Tat 
erfolgt. Die rechtliche Beurteilung spielt dabei eine nur unter- 
geordnete Rolle. Notwendig ist nur, daß bei bestehenden Aus- 

9) Billot, a. a. 0. S. 342: „La regle est donc certaine et absolue: l'extrade ne 
doit etre ni poursuivi ni jug6 sur un chef d'accusation, qui n'a pas motivi I'extradition. 
Anderer Meinung Orotius, a. a. O. L II. Kap. 21, § 4: „Dedere nihil est aliud, quam d- 
vem alterius popull potcstati permittere ita, ut de eo statuat, quod voluerit. Haec autem 
permissio ius nullum dat aut adimit, executionis tantum impedimentum tolHt" 
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ef erungsverträgen die strafbaren Handlungen als solche im Katalog 
der Auslieferungsdelikte aufgeführt sind lü ). 

Der Zufluchtsstaat übernimmt oder gesteht gewöhnlich die 
Auslieferungspflicht nur wegen bestimmter Delikte zu. Das er- 
suchende Land ist daher bei der Bestrafung zum Handeln nur so- 
weit berechtigt, als diese Pflicht in abstracto reicht. Der aus- 
liefernde Staat hat ein Recht auf Einhaltung der Beschränkung. 
Der Ausgelieferte kann sich aber darauf nicht berufen, da ihm 
Rechte aus dem Auslieferungsvertrag unmittelbar nicht zustehen. 
Es ist daher ausschließlich Aufgabe des ausliefernden Staates, über 
die Einhaltung der Befugnisse des ersuchenden Staates zu wachen, 

Wie die Auslieferung wegen politischer Delikte und der diesen 
im Auslieferungsverkehr gleichgestellten strafbaren Handlungen 
gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts verstoßen würde, 
so würde die wegen eines vor der Auslieferung begangenen po- 
litischen Verbrechens oder Vergehens im Tatstaat erfolge Bestra- 
fung gleichfalls ein Völkerrechtsbruch darstellen. Der Grundsatz 
der Spezialität enthält mit ausschließender Wirkung den Satz, daß 
Bestrafungen wegen vor der Auslieferung begangener politischer 
oder gleichgestelter Verbrechen und Vergehen nicht erfolgen dürfen. 
Dabei ist für die Beurteilung der Frage, was unter politischen 
Delikten und den gleichgestellten Straftaten zu verstehen ist, der 
Standpunkt des Auslieferungsstaates maßgebend und nicht die 
eigene Rechtsauffassung. Diese Meinung verdient nach dem augen- 
blicklichen Stand des Auslieferungsrechtes Zustimmung, da die 
Auffassungen über den Begriff des politischen Deliktes sehr weit 
auseinandergehen und auf diese Weise für den Tatbestand leicht 
die Möglichkeit gegeben wäre, strafbare Handlungen als gemeine 
zu beurteilen, die der Auslieferungsstaat für politische hält. Es 
ergibt sich daher der Satz: Die Pflicht des Tatstaates, den wegen 
einer gemeinen strafbaren Handlung Ausgelieferten nicht wegen 
der vor seiner Auslieferung begangenen politischen Verbrechen 
und Vergehen zu verfolgen und zu bestrafen, erstreckt sich auf 
alle politischen Delikte, wegen deren der ersuchte Staat eine 
Auslieferung nicht gewährt hätte. 

Auslieferungen können nur dann mit jenem Grade von Be- 
ruhigung erfolgen, welche für die im Interesse allgemeiner Ver- 
wirklichung der Gerechtigkeit so wünschenswerte Ausbreitung des 
Rechtsinstitutes der Auslieferung notwendig ist, wenn es dem um 
Auslieferung ersuchenden Staat absolut versagt ist, den Ausge- 
lieferten wegen politischer Delikte zu verfolgen 11 ). 

Der Grundsatz der Spezialität bietet dem Ausgelieferten eine 
geringe Entschädigung für das verlorene Asyl. Für das politische 

10) R.O. (Strafsachen) Bd. 21, S. 183: Bd. 27, S. 128; Bd. 29, S. 271 ; Bd. 30, 440; 

31/428 ; 32/430 ; 36/347 ; 38/112; 45/271; 66/172. 

11) Lammasch, a. a. 0. S.744. 
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Asyl stellt es aber eine Nachwirkung dar, welche auch dem po- 
litischen Rechtsbrecher die Gewißheit gibt, daß eine Verfolgung 
oder Bestrafung wegen der politischen Straftat nicht durchgeführt 
wird. 

. ~ - §5. o*»* 

Gründe für und gegen die Beibehaltung des 

politischen Asyls. 

Den Schutz des politischen Asyls genießt nur der politische 
Rechtsbrecher. Die politischen Delikte besitzen die Eigenschaft, 
daß der Täter, welcher sich ins Ausland flüchtet, von dort nicht 
an das Land der begangenen Tat zurückgeliefert wird. 

Die sogenannten politischen Delikte sind daher nichts anderes 
als Asyldelikte, d. h- Delikte, die im Zufluchtsstaat Schutz vor 
Auslieferung gewähren. 

Die Stellungnahme zu dem Rechtsinstitut des politischen Asyls 
ergibt sich aus der Betrachtung der Gesichtspunkte, welche die 
Wissenschaft und Praxis zur Beibehaltung bezw. Aufgabe der 
Sonderstellung der politischen Delikte gegenüber den gemeinen 
Straftaten im internationalen Rechtshilfeverkehr ins Felde führt. 

Diese Gründe sind teils objektiver, teils subjektiver Natur 
und beziehen sich entweder nur auf die absolut-politischen Delikte 
oder die mit diesen im Zusammenhang stehenden strafbaren Hand- 
lungen oder auf beide zusammen. 

1. Bei den absolut-politischen Delikten 

a) Die objektiven Gründe. 

Bei den absolut-politischen Delikten ergibt sich die Verwei- 
gerung der Auslieferung nach Lammasch li ] für das geltende Recht 
der meisten Staaten schon aus dem obersten Satze des Auslie- 
ferungsrechtes, daß Auslieferung nur wegen solcher Taten statt- 
findet, welche nicht bloß nach dem Rechte des um die Auslie- 
ferung ersuchten 18 ) Staates strafbar sind 14 ). Nach dem Rechte der 
überwiegenden Mehrheit der Staaten ist ein hochverräterischer 

12) Dazu werden auch die konnexen und komplexen Delikte gezählt. 

13) Lammasch, Auslieferungspflicht und Asylrecht, S. 216 ff., Hat schek, a. a. 0. S. 225, 
Uszt-Schmidt, a. a. O.S. 135, Liszt-Fleischmann, a. a. 0. S. 357. Die Oxforder Beschlüsse 
des Instituts für Völkerrecht enthalten das Verlangen: 11. als Regel ist zu fordern, daß 
die der Auslieferung zu unterweisenden Straffälle nach der Gesetzgebung der beiden 
in Betracht kommenden Lander für strafbar erklärt sind. — Ebermayer-Lobe-Rosenbcrg 

4. Aufl.) S. 113, Kohler, Internat Straf. S. 17, RO. 29.63, anderer Meinung: v.Liszt, Ztsch. 

. d. ges. Strafr. Wiss. 2. Bd. (1882) S. 50 ff. „Die Frage, ob eine Handlung Überhaupt 
strafbar sei, Ist immer nur nach dem Rechte des die Auslieferung begehrenden Staates 
zu entscheiden. Durchaus gleichgültig ist es, ob die Handlung auch nach dem Rechte des 
um die Auslieferung angegangenen Staates als strafbar erscheint oder nicht - . Aus dieser 
Einstellung heraus lehnt v. Liszt auch die 11. These der Oxforder Beschlüsse ab. Die 
gleiche Meinung vertritt er auch bezüglich der Verjährung; auch danach soll nur das 
Recht des die Auslieferung begehrenden Staates zu maßgebend sein. 

14) RStOB. § 4, Abs. 2, Ziff. 3. Aus der Bestimmung ergibt sich für das deutsche 
Recht, daß ein strafb. Delikt, wegen dessen die Auslieferung verlangt werden könne, nur 
dann und insoweit vorliegt, als die Handlungen nach dem Begehungsort strafbar sind. 



29 



Angriff gegen fremde Staaten nicht strafbar und schon deshalb 
kein genügendes Substrat eines Auslieferungsbegehrens. Und selbst 
jene wenigen Gesetze, welche auch „feindliche Handlungen gegen 
befreundete Staaten" im allgemeinen oder einzelne in diese Kate- 
gorie gehörenden Taten mit Strafe bedrohen 16 ) ( sind an besondere 
Voraussetzungen gebunden. Zudem sind die Begriffe der absolut- 
politischen Delikte ihrem Inhalt nach in besonders hohem Maße 
Wandlungen unterworfen. Die Tatbestände sind nur in blankett- 
artiger Weise in den Strafgesetzen aufgeführt. So wurde durch 
den § 81 RStGB. die deutsche Verfassung von 1871 in derselben 
Weise vor gewaltsamen Aenderungen geschützt wie die jetzige 
deutsche Reichsverfassung 16 ). Ein Staat, der sich zur Auslieferung 
wegen hochverräterischer oder ähnlicher Angriffe auf die Ver- 
fassung fremder Staaten verpflichtete, würde damit ein Blankett 
ausstellen, dessen Ausfüllung er dem betreffenden fremden Staate 
überließe. Was immer dieser als seine Verfassung wollte oder 
ertrüge, würde er seinerseits zu schützen sich verpflichtet haben. 

Groen van Prinsterers hat diesem Gedanken bei der Beratung 
des niederländischen Fremdengesetzes von 1849 mit nachstehenden 
Worten Ausdruck verliehen: „Da nach heutigem europäischen 
Völkerrechte die politischen Verbrecher von heute auf morgen 
als rechtmäßige Regierung anerkannt werden, ist es gut, daß man 
nicht verpflichtet ist, die Männer der Regierung von gestern zum 
Zwecke ihrer Verfolgung als politische Verbrecher auszuliefern l7 )". 

Ullmann 18 ) führt bei der Darlegung über die Grenzen der 
Auslieferungspflicht aus, daß die Auslieferungspflicht gegenüber 
solchen Staaten ausgeschlossen sei, deren Rechtszuständen nicht 
das nötige Vertrauen entgegengebracht werden könne. Er weist 
damit auf den Umstand hin, der insbesondere in früheren Zeiten 
eine nicht unwesentliche Rolle bei der Verweigerung der Rechts- 
hilfe im allgemeinen gespielt hat. Die Rechtspflege ließ in einzelnen 
Staaten — wie vereinzelt heute noch — sehr viel zu wünschen 
übrig ; darauf mag es zurückzuführen sein, daß der Zufluchtsstaat, 
dem ein eigener Strafanspruch gegen den Flüchtigen nicht zustand, 

15) Das RStQB., § 102, das österr. StrO. § 66, das russ. StOB. von 1866 § 260, das 
belgische Oes. vom 12. März 1858 und das Schweizer Bundesgesetz von 1853. Artikel 41. 
vergl. Lammasch, Ueber politische Verbrechen gegen fremde Staaten in der Ztschr. f. d. 
ges. Strafr. Wiss. Bd. 3. (1883) S. 396 ff. 

16) Noch sinnfälliger ist diese Tatsache hinsichtlich des Art 87 code pönal festzu- 
stellen. Lammasch, a. a. O. S. 217 schreibt dazu: „Weit wichtiger, als die Modifi- 
kation, welche den Wortlaut desselben seit 1810 erfahren hat sind die Modifikationen, 
welche sein Inhalt dadurch erfuhr, daß unter der Regierungsform, gegen welche er einen 
Angriff für strafbar erklärt, zuerst die des ersten Kaisertums, dann die d. Restauration 
von 1814. dann die der hundert Tage, dann die Restauration von 1815; später die des 
Bürgerkönigtums und nach diesem iene der Republik von 1848, und wiederum im Wechsel 
der Geschichte die des zweiten Kaisertums und der 3. Republik in ihren verschiedenen 
Verfassungsstadien zu verstehen war." 

17J dt Lammasch, a. a. 0. S. 218. 

18) Völkerrecht, S. 396. 
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die Straffreiheit, bezw. die Gewährung des Asyls gegenüber einer 
ungerechten und willkürlichen Strafjustiz für das kleinere Uebel hielt. 

b) Die subjektiven Gründe für und gegen die Beibehaltung 

des Asyls. 

Die Veränderkchkeft des Tatbestands-Inhaltes der politischen 
Verbrechen und Vergehen im Vergleich zu den gemeinen Delikten 
verleiht den politischen strafbaren Handlungen einen besonderen 
Charakter und rechtfertigt durch das mangelnde Interesse an den 
politischen Zuständen anderer Staaten — allgemein gesehen — 
die Asylgewährung. 

Provö Kluit 19 ) führt aus, es entspreche in der Regel nicht 
den Geboten der Menschlichkeit und der Gerechtigkeit, die um 
politischer Delikte willen verfolgten Personen ihren Verfolgern 
auszuliefern. Er stellt sich damit wie v. Liszt 20 ) auf den Stand- 
punkt, daß juristische Gründe die Tatsache der Nichtauslieferung 
nicht rechtfertigen können, v. Liszt läßt es dahingestellt, ob dieser 
Grundsatz nicht vielmehr ein Ueberrest aus einer mehr und mehr 
entschwindenden Zeit sei, in welcher man die Staatsgewalt als 
die geschworene Feindin der Staatsbürger betrachtet und den 
Angriff auf die Brieftasche des Einzelnen viel schwerer empfunden 
und verurteilt habe als die Untergrabung der Grundlagen des 
staatlichen Lebens. 

Demgegenüber vertritt Kohler 21 ) die Meinung: „Nichtauslie- 
ferung bei politischen Delikten beruht durchaus nicht auf planlos 
philanthropischen auch nicht auf unjuristischen politischen Erwä- 
gungen, sondern sie beruht auf dem systematischen Satze, daß 
der Staat die Behandlung von Verbrechen, die sich gegen einen 
anderen Staat kehren, als außerhalb der Sphäre seiner Staats- 
aufgabe stehend erachtet, weil er sich nicht in die inneren Ange- 
legenheiten der anderen Staaten und in das Walten der dort 
treibenden politischen Mächte einmischen will. Dieselben Gründe, 
welche das ius puniendi des Staates verneinen, falls das politische 
Verbrechen gegen das Ausland auf seinem Gebiete begangen 
wurde, sprechen auch gegen das ius adjutorium zu Gunsten eines 
ausländischen Staates, auf dessen Gebiet sich solche politischen 
Verbrechen abgespielt haben. Soll der Staat sich nicht in den 
Kampf der politischen Mächte eines anderen einmischen, so soll 
er es auch nicht dadurch tun, daß er die politischen Kämpfer, 
die vom Standpunkt des anderen Staates als Verbrecher gelten. 

fr » 

ausliefert. 



19) Provö Kluit: De dedltlone prolugorum, 1829. 

20) v. LUxt, Die politischen Verbrecher, in Ztschr. f. d. gea. Straf. Wlts. Ii. Bd. 



21» Kohler, Internationales Strafrecht, S. 171 72. 



Im Gegensatz zu diesen Anschauungen verneinen verschie- 
dene Schriftsteller das Vorhandensein von Gründen für eine be- 
sondere Behandlung der politischen Delikte. Andere leugnen die 
Deliktsnatur der politischen Verbrechen und Vergehen überhaupt. 

Dollmann 22 ), der zu den ersteren zu rechnen ist, vertritt die 
Auffassung, es gäbe solche Gründe überhaupt nicht, vielmehr sei 
die Gewährung des Asylschutzes nur ein Grundsatz revolutionärer 
Regierungen, welche, „da sie ihre Existenz der Revolution ver- 
danken, ohne ihren innersten Charakter zu verleugnen, ihre Mit- 
wirkung dazu nicht gewähren könnten, daß Angriffe auf die 
Verfassung anderer Staaten zur Strafe gezogen werden." 

Rotteck 23 ) und Pfenninger 24 ) halten die gegen den Staat und 
seine Organisation gerichteten strafbaren Angriffe nicht für Ver- 
letzungen der Rechtsordnung, sondern lediglich für zulässige, in 
Notwehr begangene Handlungen gegen die Gewalt. Die soge- 
nannten politischen Verbrecher seien daher nur Besiegte, die keine 
Strafe verdienten. 

Mailfer 25 ) sieht in den Angriffen gegen den Staat lediglich 
dann eine Rechtsverletzung, wenn es sich um einen Staat mit 
demokratisch verfassungsrechtlicher Grundlage handelt, weil die 
Volkssouveränität im Gegensatz zu der in Monarchien geübten 
Souveränität ein allgemein anzuerkennendes Recht wie das Eigen- 
tum bilde. 

Diesen Anschauungen kann nicht beigepflichtet werden. Sie 
stehen so offen mit den herrschenden Grundsätzen des Staats- 
und Völkerrechts in Widerspruch, daß der Hinweis darauf schon 
genügt, um zu erkennen, daß es sich nur um ganz vereinzelte 
rechtlich nicht begründete Meinungen handelt. Die Staatsgrund- 
gesetze und die darauf beruhenden Gesetze über die Organisation 
der Staatsbehörden verdienen dieselbe Achtung und genießen mit 
Recht den gleichen Schutz wie die Gesetze anderen Inhaltes. 

Wenn die Staaten in ihren gegenseitigen Beziehungen dem völ- 
kerrechtlichen Grundsatz der Nichtintervention huldigen, so beruht 
dieses Verhalten nicht auf einer völligen Gleichgültigkeit den 
staatsrechtlichen Zuständen der Nachbarstaaten und anderer Län- 
der gegenüber, sondern in einer wohlbedachten Vorsicht, die 
darin ihre Ursache hat, daß die jeweiligen politischen Verhältnisse, 
wenn sie auch nach außen hin gleichbleibend erscheinen, durch 
die inneren politischen Kräfte dauernd in Fluß gehalten sind. 
Personen, die heute noch eine revolutionäre Gruppe bilden, können 
morgen schon die Staatsgewalt innehaben und rechtsverbindlich 

22) DoHmann, im Staatswörterbuch v. Bluntschli „Auslieferung" dt Hoseus. a. a. 
O. S. 1053. 

23) Rotteck, Staatswörterbuch „Auslieferung". 
34) Pfenninger, im Journal de droit international. 

25) Maüfer, La democratie dans ses rapportt avec le droit international, Paris 1676 



ausüben. Die Verweigerung der Rechtshilfe bei politischen De- 
likten beruht auf demselben Gedanken. In die politischen Ver- 
hältnisse des anderen Landes soll in keiner Weise eingegriffen 
werden, auch nicht dadurch, daß die Inhaber der hoheitlichen 
Gewalt durch die Auslieferung der politischen Widersacher in die 
Lage kommen, über diese zu Gericht zu sitzen. Daneben sind 
es noch vielfach andere auf ethischem Gebiet liegende Gründe, 
die diesem Rechtsinstitut seine Berechtigung geben oder zum 
mindesten gegeben haben. 

Hoseus 26 ) führt dazu aus: Im Wesen des Staates und sei- 
ner komplizierten Formen liege eine beständige flüssige Bewe- 
gung; denn die staatlichen Zustände sollen stets den allgemeinen 
Anforderungen entsprechen, welche die wechselnden materiellen, 
sittlichen und intellektuellen Verhältnisse des Volkes und seine 
besondere geschichtliche Entwicklung bedingen. Fehle es an einer 
solchen Anpassung, dann höre auch die Berechtigung der beste- 
henden staatlichen Zustände auf. Seien die Besitz- und Macht- 
verhältnisse auf das Ungerechteste verteilt, die natürlichen Frei- 
heitsrechte unbillig beschränkt, würden die wahren Interessen des 
Volkes durch eine verhängnisvolle Politik auf das Spiel gesetzt, 
so werde im äußersten Falle ein Notrecht des Volkes, den un- 
erträglich gewordenen staatlichen Zustand mit Gewalt abzuwehren, 
anzuerkennen sein. Bei denen, welche sich an solchen Unter- 
nehmen beteiligen, fänden sich nicht selten edle Motive, Ueber- 
zeugungstreue, Aufopferungsfähigkeit, Begeisterung für das Ideale. 

Von Martitz 27 ) macht ähnliche Ausführungen : Verkenne man 
nicht, daß auch Verbrechen gegen das Gemeinwesen aus ehrlo- 
ser, niedriger Gesinnung hervorgehen könnten, daß sie in dem 
Einzelfall an Rücksichtslosigkeit und Abscheulichkeit den schwer- 
sten bürgerlichen Verbrechen gleichkommen und sie überragen 
mögen. Immerhin bestehe aber die Möglichkeit, daß sie aus 
Pflichtbewußtsein, aus Patriotismus, aus Menschenliebe, daß sie 
ohne alles eigene Interesse verübt wurden. Allerdings bestehe 
auch in diesem Falle eine sittliche Schuld. Es handle sich um 
Rechtsbrüche und nicht bloß um faits aecomplis. Indessen an 
dem sittlichen Konfikt gemessen, aus dem sie hervorgegangen 
seien, erscheine das Maß sittlicher Verschuldung als ein ver- 
gleichsweise geringes. 

Nicht die Bedeutungslosigkeit oder die rein lokale Natur des 
politischen Delikts sei der Rechtsgrund für den Asylschutz, eben- 
sowenig der ihm anhaftende Mangel an Kriminalität oder das 
Mißtrauen in die Parteilosigkeit der fremden Gerichtshöfe oder 
die Ungewiß heit, ob die ausländischen Strafgesetze gerecht seien 

26) Hokus, a. a. O. S. 1055. 

27) v. Martitz, a. a. 0. § 53 S. 270. 
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oder gar das juristische Argument, daß die inkriminierte Handlung 
vom Asylstaat nicht verfolgt werden könne, da er Verbrechen 
von Ausländern gegen ausländische Staaten nicht zu strafen pflege: 
Entscheidend allein sei die Unmöglichkeit, die Qua'ität der Mo- 
tive festzustellen, aus welchen das Auslandsverbrechen hervorge- 
gangen. Die Unsicherheit über die strafrechtliche Würdigung des 
in der Fremde begangenen Verbrechens sei es, welche den poli- 
tischen Asylschutz als unüberschreitbar darstelle. 

In gleicher Weise äußert sich Löwenfeld 28 ), der für die Asyl- 
gewährung „die Besonderheit der Beweggründe, die zur Begehung 
von politischen Verbrechen führen, — entscheidend hält, — nicht 
weil der Täter den Staat angegriffen, sondern weil er in einem, 
wenn auch irregeleiteten Gefühl der Pflicht ohne eigenes Interesse 
für sein Vaterland, sein Volk sich geopfert, weil Edelmut und Be- 
geisterung für das Ideale ihn geleitet haben, gewährt ihm der 
fremde Staat eine Freistatt." 

Als auffallend muß es erscheinen, daß gerade die Schrift- 
steller der objektiven Beurteilung der Tatbestandsmerkmale der 
politischen Delikte sich zur Rechtfertigung des politischen Asyls 
auf subjektive und ethische Gesichtspunkte berufen. Sie sind 
allzusehr durch die angewandte Forschungsmethode bei der Er- 
mittlung des Begriffes der politischen Delikte befangen, und da- 
her bei der Begründung des Asyls an den historisch sich erge- 
benden Tatsachen haften geblieben. Es kann wohl als richtig 
hingenommen werden, daß die zahlreich und gewissenhaft, insbe- 
sondere von Martitz zusammengestellten Gründe die Veranlassung 
waren, dieses Rechtsinstitut zu begründen und die Erhaltung zu 
fördern. Der Mut, die Uneigennützigkeit, die Liebe zum Volk 
und Vaterland, die Selbstaufopferung und der Verzicht auf Wohl- 
stand und sichere Verhältnisse, um einer Idee willen — aus dem 
Gedanken heraus, den Unterdrückten beizustehen und zu helfen — 
haben zu allen Zeiten und bei allen Völkern Achtung und An- 
erkennung ausgelöst. 

Für die damaligen Verhältnisse mögen solche Erwägungen 
allein ausschlaggebend gewesen sein. Heute ist die Berech- 
tigung des überkommenen Asyls außerdem noch darauf zu stützen, 
daß jedes Land mit peinlicher Gewissenhaftigkeit die Einmischung 
in die politischen Verhältnisse der anderen Länder ebenso wie jede 
Tätigkeit bezüglich der sich daraus ergebenden Folgen unterläßt. 

Die Verweigerung der Rechtshilfe in politischen Angelegen- 
heiten ist eine im Interesse des gegenseitigen guten Einverneh- 
mens der Staaten wohlbegründete Rechtsinstitution. Allen unnöti- 
gen Verwicklungen und unerquicklichen Streitigkeiten ist dadurch 

28) Löwenfeld, in Ztschr. ff. d. res. Str. Rechtswiss. 1885. Erörterungen des Begriff» 
pol. Verbrechen und Vergehen im Sinne der Ausl. Vertr. d. Deutschen Reiches, S. 112. 
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der Boden entzogen. Erst die Vorstellung, daß bei politischen 
Delikten Asyl nicht gewährt würde, läßt erkennen, welche Unan- 
nehmlichkeiten für die einzelnen Länder daraus entstehen müßten, 
daß die im Zufluchtsstaat als Verbrecher behandelten politischen 
Rechtsbrecher morgen schon die Machthaber des die Auslieferung 
begehrenden Staates sein und nun völkerrechtliche Verhandlungen 
führen können. 

Der Ursprung dieses Rechtsinstitutes mag im allgemeinen auf 
philanthropischen und ethischen Anschauungen beruhen. Heute 
aber läßt sich zum mindesten mit der eingangs erwähnten Lam- 
masch'chen Anschauung, insbesondere auch nach deutschem Recht 
sagen, daß eine Auslieferung nur dann begehrt werden kann, 
wenn die Strafbarkeit der die Auslieferung veranlassenden Hand- 
lung nach den landesrechtlichen Gesetzen des ersuchenden und 
ersuchten Staates gegeben ist. Damit ist aber über die allge- 
meinen Gründe hinaus die juristische Rechtfertigung dieser Ein- 
richtung des Völkerrechts erfolgt. Dieser Grundsatz gÜt allerdings 
nur. soweit er Bezug auf die sogenannten absolut-politischen De- 
likte hat. 

2. Bei den absolut-politischen Delikten im Auslieferungs- 
verkehr gleichgestellten Delikten. 

Während die außer Lammasch genannten Schriftsteller keine 
Unterscheidung zwischen den eigentlich politischen Verbrechen 
und Vergehen und den diesen im Auslief erungs verkehr gleichgestell- 
ten strafbaren Handlungen in diesem Rahmen treffen, führt Lam- 
masch 29 ) hinsichtlich der letzteren, die er relativ politische De- 
likte nennt, aus: Die Frage, ob die Staaten wegen im Auslande 
verübter relativ politischer Delikte zur Auslieferung der Urheber 
derselben verpflichtet seien, sei nur dann in einer den höchsten 
Interessen der beteiligten Staaten entsprechenden Weise zu be- 
antworten, wenn nicht ausschließlich kriminalistische Erwägungen 
entscheidend seien. Die Lehren der Geschichte und die Anfor- 
derungen der praktischen Politik dürften nicht aus den Augen 
verloren werden. Kein vorurteilsfreier Kenner der Weltgeschichte 
werde es leugnen, daß Revolutionen und Reaktionen, welche für 
den Strafrichter nichts als eine Folge schwerer Verbrechen dar- 
stellten, für die Entwicklung so manchen Volkes die Ausgangs- 
punkte neuen, frischen, blühenden Lebens geworden seien. 

Daher sei heutzutage auch allgemein anerkannt, daß, ebenso 
wie Staaten befugt sind, den Streit anderer Mächte untereinander 
gewähren zu lassen, ohne daß sie verpflichtet wären, zu Gunsten 
derjenigen zu intervenieren, die ihres Erachtens im Rechte seien, 
sie auch berechtigt seien, gegenüber den Fraktionen, die in ei- 
nem fremden Staate einander gegenüberstehen, des Urteils, wel- 

29) Ummasch, a. a. O. S. 227 ß. 
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che der streitenden Parteien im Rechte sei, oder doch wenigstens 
jeder auf dieses Urteil gegründeten Aktion sich zu enthalten. 

Vom Standpunkte des modernen Völkerrechtes könne daher 
eine allgemeine Verpflichtung der Staaten zur Auslieferung von 
Individuen, die sich an einem hochverräterischen Unternehmen 
gegen einen fremden Staat beteiligt haben, weder wegen dieser 
Beteiligung als solcher, noch auch nur wegen der im Verlaufe der- 
selben von ihnen individuell verübten Gewalttaten anerkannt werden. 

Diese Gedanken beruhen teilweise in der Lammasch vorschwe- 
benden irrigen Vorstellung, den einzelnen Staaten obliege als 
solchen die Verpflichtung, die Auslieferung überhaupt zu gewäh- 
ren. Insoweit kann ihnen, wie gezeigt, nicht zugestimmt werden. 
Beifall verdienen aber seine geschichtlichen Ausführungen, da sie 
die Wurzel der Gesinnung der Völker aufdecken, welche den 
Ausschlag für die Ausdehnung des Asylschutzes auf die Zusam- 
menhangstaten gaben. Die Sympathien für die im allgemeinen 
im Interesse des Fortschrittes, für Freiheit und Menschenrechte 
kämpfenden politischen Rechtsbrecher schufen im fremden Lande 
den Schutz des Asyls. Die Zusammenhangstaten spielten dabei, 
obwohl sie im Sinne des Strafrechts gemeine Delikte sind, eine 
so untergeordnete Rolle, daß ein Einfluß auf die Gewährung des 
Asyls davon nicht ausgehen konnte. 

Der Zufluchtsstaat in seinem Bestreben der strengen Einhal- 
tung des Grundsatzes der Nichtintervention in Bezug auf die aus 
politischen inneren Kämpfen sich ergebenden Folgen (und zeigen 
sich diese auch nur durch die Flucht eines einzelnen Rechtsbre- 
chers in sein Gebiet) war die Veranlassung und stellte den we- 
sentlichen Grund der Auslieferungsverweigerung dar. Das „Poli- 
tische", was der Tat anhaftet, ist maßgebend. Ob diese Bindung 
nur äußerlich oder durch innere Zwecksetzung oder Motivierung 
oder andere Zusammenhänge gegeben sein muß oder mußte, wird 
die nachstehende Untersuchung noch zeigen. 

Das gemeine mit dem politischen Delikt in Zusammenhang 
stehende Verbrechen oder Vergehen hat durch das Verhältnis zu 
diesem seinen allgemein gefährlichen, gegen jede einzelstaatliche 
Rechtsordnung gerichteten Angriffscharakter verloren und bedarf 
daher im Interesse der allgemeinen Rechtsätze, die in allen Staaten 
gleichlauten, keiner strafrechtlichen Ahndung mehr 80 ). Die Tat ist 

30) Kohler, a. a. 0. S. 174 vertritt im Wesentlichen die gleiche Anschauung. „Bei 
der Begehung im Auslande berühren die Qeleitverbrechen unsere htere sen direkt nicht. - 
Ferner hebt er noch darauf ab, daß b:i Auslieferung bei Qeleitverbrechen, selbst mit allen 
möglichen Vorbehalten und Bedingungen, der Empfangsstaat kraft der augenblicklich 
herrschenden Politik in der Bestrafung des Oeleltverbrechens indirekt das politische Ver- 
brechen mitbestrafe, sodaß die Auslieferung doch wieder in den politischen Parteikampf 
führe, dem das Land fernbleiben wolle. — F. Helle, Trait* de l'instruction criminelle, 
IL Bd. S. 688 ff. «eist für die Zusammenhangsuten darauf hin, daß die Tat nicht mit 
der unwandelbaren Verwerflichkeit behaftet sei, welche den Täter für alle Nationen pro- 
scribiere, daß das pol. Element, ohne sie zu entschuldigen, ihre Tragweite und ihre Ge- 
fahren (für den Zufiuchtsstaat) vermindert usw. - a. AY v. Liszt a. a. 0-, S. t5 und 74. 
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durch den Zusammenhang mit politischen Delikten — bildlich gespro- 
chen — aus dem großen Bereich der dem Schutz der Allgemein- 
heit dienenden Strafrechtsnormen hineingewachsen in den engen 
Bereich der Normen, welche dem Schutz bestimmter Staatsfor- 
men und deren Organisationen dienen. Durch diesen Uebergang 
oder das Hinüberragen in einen Kreis von Delikten, die nur für den 
einzelnen Staat von Bedeutung sind, verliert das andere Land, 
das in seiner politischen Form und Einrichtung durch die Tat nicht 
in Mitleidenschaft gezogen ist, jedes Interesse an einer Bestrafung, 
Vollstreckung einer ausgesprochenen Strafe oder Mitwirkung dazu 
und verweigert daher auch beim Vorliegen von Zusammenhangs- 
taten die Auslieferung. 

3. Das Exil. 

Einer von den vorstehenden Ansichten abweichenden An- 
schauung sei im Nachstehenden noch kurz Raum gegeben: 

Von Holtzendorff 3l ) hält die Verbannung für politische Ver- 
brecher für eine genügende Strafe, denn bei ihnen komme es 
lediglich darauf an, dem präventiven Sicherheitsinteresse einen 
passenden Ausdruck zu geben. Von Besserung oder Abschrek- 
kung könne bei ihnen regelmäßig nicht die Rede sein, da die 
politischen Verbrechen der meisten Personen nicht das Erzeugnis 
von augenblicklichen Stimmungen oder Verführungen seien, son- 
dern vielmehr als Produkte einer dauernden Geistesrichtung und 
fest gewordenen politischen Ueberzeugung erscheinen. Die Ver- 
bannung sei daher das einzige wirksame Mittel, dem Täter sein 
Wollen zu erschweren. 

In ähnlicher Weise äußert sich Soldan 82 ) : „L'exil est pour 
ces sortes de delits presque teujours une punition assez rigou- 
reuse.' 4 Den Anschauungen, daß das Exil und die Verbannung sa ) 
eine Strafe darstellen, ist nicht beizutreten. Für den aus Idealis- 
mus und Begeisterung für höhere politische Zwecke handelnden 
Rechtsbrecher stellt der Aufenthalt in dem fremden Lande ohne 
Zweifel eine Härte dar. Dabei ist aber sein Los, zumal er Auf- 
enthaltsbeschränkungen im allgemeinen nicht unterworfen ist, im 
Vergleich zu der ihm drohenden kriminellen Strafe ein leichtes. 
Die Freizügigkeit erlaubt ihm, Länder aufzusuchen, in denen 
die staatsrechtlichen Verhältnisse seinem erstrebten Ziel am näch- 
sten kommen, sodaß er sich zum mindesten in seinen äußeren Ver- 
hältnissen nicht mehr beengt und bedrängt fühlt. Die Ausführungen 
von Holtzendorffs sind zu sehr von dem durch das politische Delikt 
verletzten Staate und dem von diesem zu verfolgenden Strafzweck 
gesehen, sodaß sie für eine Untersuchung des Rechtsinstitutes in 

31) v. Hoitzendorff. in Rotteck und Welcker, Staats! ex. Ul. Aufl. 11. Bd. 1864. 

32) Soldan, Extradition des criminels politiques 1882. In Rev. generale du droit. 

S. 523. 

33) Unter dem Ausdruck Exil und Verbannung ist nicht eine Verbannung an be- 
stimmte Orte im Inland oder eine Doportation in Strafkolonien zn verstehen. 
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Beziehung auf die beteiligten Staaten nur von untergeordneter Be- 
deutung sein können. Aber auch in dieser Hinsicht erscheinen 
seine Ausführungen nicht unangreifbar. Daß die Strafe bei den 
Ueberzeugungstätern eine Abschreckung nur selten und eine Bes- 
serung wohl kaum auslöst, mag als richtig gelten; ebenso wenig 
ist aber eine präventive Sicherung mit dem Aufenthalt in dem 
fremden Land erreicht. Bei den heutigen Verkehrs- und Beför- 
derungsmitteln bedeutet für einen Staat der Aufenthalt eines Fein- 
des seiner Verfassung und seiner Einrichtungen in fremden Län- 
dern keine Gewähr mehr, daß weitere Angriffe unterbleiben. Mit 
der Flucht in das Ausland ist dem verletzten Staat in keiner 
Weise gedient; insbesondere nicht in der Richtung, daß er von 
weiteren Angriffen von dieser Seite befreit ist, selbst wenn der 
Asylstaat den Aufenthalt von der Auflage der Enthaltung politi- 
scher Tätigkeit abhängig machen sollte, was zudem in den mei- 
sten Fällen nicht geschieht und gegebenenfalls nicht hinreichend 
überwacht werden könnte, da nur die offene Propaganda ein Ob- 
jekt des Eingreifens und zwar nur dann darstellt, wenn sie sich 
gegen das Land des gewährten Asyls oder gegen einen diesem 
befreundeten Staat richtet. Diese Tätigkeit verbietet sich aber 
dem Flüchtling im Interesse seiner Pläne von selbst. Die stille 
und unauffällige Arbeit, die er von dem ihm Gastfreundschaft ge- 
währenden Land ungestört ausüben kann, ist es, die seine Ge- 
sinnungsfreunde wach und in seinem Sinne beim Werke hält, und 
die der Staat, gegen welchen der Angriff gerichtet ist. nicht ab- 
wehren kann. Ihr gegenüber ist eine Sicherheit nicht gegeben, 
Für den verletzten Staat erwachsen somit durch das Asyl keine 
Gründe, die ihn bestimmen könnten, für den Einzelfall dieser 
Einrichtung seine Zustimmung zu geben. Es sind die aus dem 
gemeinsamen Lebenskreis der Völkerrechtssubjekte sich ergeben- 
den gegenseitigen Beziehungen, welche die Aufrechterhaltung die- 
ses Rechtsinstitutes im Interesse einer möglichsten Vermeidung 
von Konfliktsfällen, die ihre Ursache in innerpolitischen Kämpfen 
und Bewegungen haben, nötig machen und wünschenswert erschei- 
nen lassen. 

III. Abschnitt 
Die politischen Delikte und Zusammenhangstaten. 

Allgemeine Betrachtung über den Begriff und die 
Bedeutung für das politische Asyl. 

Die Aufnahme des Ausdruckes „politische Delikte" in die 
völkerrechtlichen Verträge geht auf das belgische Auslieferungsge- 
setz vom l Oktober 1833 zurück. Seit dieser Zeit hat er auch 
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Eingang in die Landesgesetzgebung einzelner Länder gefunden. 
In allen Fällen ist die Behandlung so erfolgt, als ob es sich um 
einen klar abgegrenzten Begriff mit feststehendem Inhalt handelte. 
Nichts ist aber irriger, als diese Ansicht- Die vorhandene Lite- 
ratur gibt ebenso, wie die unbegrenzte Zahl der verschiedenen 
Theorien ein anschauliches Bild, wie sehr diese Sammelbezeich- 
nung eines bestimmten Inhaltes, von einigen wenigen generellen 
Merkmalen abgesehen, entbehrt. Und doch hätte gerade hier mit 
aller Energie dafür gesorgt werden müssen, daß dieser Ausdruck 
sich auf genau bestimmte Delikte bezieht, sodaß Zweifel über 
seinen Inhalt und die Tragweite ausgeschlossen sind. Ist eine 
Erfüllung dieser Forderung auf dem bisher in Praxis und Wissen- 
schaft eingeschlagenen Weg nicht herbeizuführen, so müßte nach 
neuen Mitteln und Wegen Ausschau gehalten werden, um dieses 
Ziel zu erreichen. 

Die ersten Schwierigkeiten ergeben sich schon daraus, daß 
es an gesetzlichen Fixierungen über den Inhalt auch für den Aus- 
lieferungsverkehr fehlt. Wohl wird der Ausdruck in verschiedenen 
Einzelgesetzen, wie Strafprozeßordnungen, Staatsschutzgesetzen, 
Republikschutzgesetz und Amnestieerlassen gebraucht. Er hat 
aber insoweit nur eben eng begrenzten, bestimmten Zwecken 
dienenden Charakter und bleibt jeweils auf den einzelnen Staat ') 
beschränkt. 

Für das zwischen den Staaten geltende Recht können diese 
Begriffe keine unmittelbare Verwendung finden. Es ist daher eine 
der Wissenschaft obliegende Aufgabe, den Begriffsinhalt festzu- 
stellen. Soweit bisher Stellung dazu genommen wurde, sollen 
zunächst die Haupttheorien und deren Vertreter genannt und danach 
deren Mängel aufgezeigt werden. Die verschiedenen Anschau- 
ungen, die sich über den Begriff gebildet haben, sind in fast 
sämtlichen Fällen nicht ohne praktische Folgen geblieben, da die 
Praxis der Staaten wesentlich von den in der Wissenschaft ent- 
wickelten Theorien beeinflußt wurde. Hierdurch entsteht gleich- 
zeitig auch ein lebendiges Bild über den Wirkungsbereich und die 
mannigfache Verschiedenheit, welche das nach außen ewig gleich 
erscheinende Rechtsinstitut des politischen Asyls durch den Mangel 
einer für alle Beteiligten feststehenden Begriffsbestimmung der poli- 
tischen Delikte und der diesen im Auslieferungsverkehr gleich- 
gestellten strafbaren Handlungen nach den einzelnen Ansichten 
erfährt. Wie oben schon gezeigt, ist das politische Asyl die 
Folge einer den politischen Delikten anhaftenden Eigenschaft. Je 
schärfer und enger die Grenzen um das politische Delikt und die 
gleichgestellten strafbaren Handlungen gezogen werden, desto ge- 
ringer ist de r Umfang und Wirkungsbereich des politischen Asyls. 

1) So findet »ich der Begriff in der franz., belg. schweilerischen, italienischen und 
deutschen Gesetzgebung. 
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§ 2. 

Die Theorien über den Begriff „politisches Delikt 6 ' 
und deren Vertreter in der Wissenschaft. 

In dem Bestreben, eine wissenschaftliche Bestimmung und 
Festlegung des Begriffes „politisches Delikt" zu erreichen, sind 
hauptsächlich zwei Wege eingeschlagen worden. Ein Teil der 
Schriftsteller betrachtet als Wesenmerkmale das geschützte Rechts- 
objekt, während andere nur den subjektiven Tatbestand für be- 
griffsbestimmend erachten. Daneben sind noch einige andere 
Theorien aufgestellt worden, die, soweit sie von Bedeutung gewor- 
den sind, gleichfalls Erwähnung finden sollen. 

1. Objektive Theorien. 

Als herrschende Lehre kann heute die Anschauung betrach- 
tet werden, die nicht die subjektive Einstellung des Täters für 
wesentlich hält, sondern vielmehr nur nach objektiven Gesichts- 
punkten den Begriff zu bestimmen sucht. Der Charakter der 
strafbaren Handlung wird durch das Objekt, das angegriffene 
Rechtsgut, bestimmt. 

So definiert Liszt-Schmidt 2 ) : „ Als politische Verbrechen sind 
aufzufassen alle vorsätzlichen gegen Bestand und Sicherheit des 
(eigenen oder eines fremden) Staates sowie gegen das Staatsober* 
haupt und die politischen Rechte der Staatsbürger (nicht gegen die 
Staatsverwaltung) gerichteten Verbrechen im Sinne des Reichs- 
strafgesetzbuches der erste bis mit fünfte Abschnitt des zweiten 
Teils." An anderer Stelle sagt v. Liszt 8 ): „Politische Delikte 
sind die gegen die politischen Rechtsgüter des Einzelnen oder der 
Gesamtheit gerichteten — vorsätzlichen — strafbaren Handlungen. 
Der Einteilungsgrund liegt nicht in dem Motiv oder dem Zwecke 
des Täters, sondern in der Bedeutung des durch die Tat ange- 
griffenen Rechtsgutes. 

Einen ähnlichen Standpunkt vertritt Köhler 4 ): „Politisches 
Verbrechen ist jedes Verbrechen, welches gegen das Dasein, ge- 
gen die Verfassung oder Rechtsstellung eines Staates gerichtet ist 
und zwar in dem Sinne, daß hierbei nicht nur die Verfassung in 
abstracto, sondern auch die grundsätzliche Ausgestaltung der Ver- 
fassung in concreto in Betracht kommt. Politische Verbrechen 
sind Verbrechen, welche sich gegen den Staat selbst richten durch 
Vernichtung seiner Grundlagen, durch Verfassungsbeugung, durch 
Schmälerung seiner völkerrechtlichen Stellung und Schmälerung 
seiner Würde." 



2) Liszt-Schmidt. Lehrbuch S. 135. 

3) v. Liszt Verhandl. d. 16. dlsch. Jur. Tages S. 18. 

4) Kohler, Intern. Strafr. S. 173. ff. 
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Die gleiche Meinung verlritt mit einer sachlich nicht bedeu- 
tenden Einschränkung Bluntschli 6 ) : „Das politische Verbrechen ist 
in der Mehrzahl der Fälle ausschließlich gegen die Verfassung oder 
die Regierung eines bestimmten Volkes oder Landes gerichtet 6 )." 

Aehnlicb äußert sich von Holtzendorff 7 ) : „Politische Verbre- 
chen sind diejenigen — vorsätzlichen und strafbaren — Hand- 
lungen, die gegen das Bestehen der Staatsverfassung oder die Tä- 
tigkeit einer Staatsgewalt oder gegen deren Tätigkeit gerichtet 
sind." In seinen späteren Schriften hat er diese Meinung aufge- 
geben ; darauf wird noch am Schlüsse dieses Kapitels eingegangen 
werden. 

Einer der bedeutendsten Vertreter der objektiven Theorie ist 
v. Martitz 8 ), der zu den politischen Delikten, „alle Legaltatbestän- 
de — zählt — , die sich unmittelbar gegen die politische Gesamt- 
organisation des Volkes richten." Nach ihm umfaßt der Begriff 
alle vorsätzlichen strafbaren Handlungen, welche sich gegen die 
Existenz, die völkerrechtliche Integrität des Staates richten oder 
seine Unabhängigkeit oder Zugehörigkeit des Staatsverbandes ver- 
letzen, ferner alle Angriffe, welche den Umsturz der Verfassung 
bezwecken, wobei er zur Verfassung Staatsform und Regierung 
rechnet. Weiter zählt er noch zu diesen Delikten die Angriffe 
auf das monarchische Staatsoberhaupt, weil durch den Monarchen 
die Staatsgewalt in ihrer Einheitlichkeit und Totalität zum Ausdruck 
gebracht werde. 

Gleicher Meinung ist Allfeld 9 ), der den Begriff des politischen 
Deliktes dahin bestimmt, „daß er alle Verbrechen gegen den Staat 
als solchen (gegen dessen Bestand und seine Sicherheit nach 
außen), gegen dessen Staatsoberhaupt und gegen die staatsbürger- 
lichen Rechte umfaßt." 

Erwähnt sei noch die Definition Löweofelds 10 ) ; „Politische 
Verbrechen und Vergehen sind die unmittelbar gegen den Staat 
gerichteten verbrecherischen Angriffe, welche denselben in seinem 
Oberhaupt verletzen oder seine äußere oder innere Sicherheit ge- 
fährden. Diesen gleichbehandeit werden mit Bezug auf die Aus- 
lieferung die strafbaren Handlungen, welche mit politischen in ei- 
nem ursächlichen Zusammenhange stehen. Die Beweggründe und 
die Absicht des Täters für die Frage, ob das Verbrechen ein po- 
litisches ist, sind ohne Bedeutung." 

Andere Schriftsteller verlangen neben diesen Begriffsmerk- 
malen einen auf die soziale Ordnung gerichteten verbrecherischen 
Angriff. 

5) Bluntschli, Völkerrecht, 3. Aufl. S. 227. 



Gleicher Meinung Provö Kluit, a. a. 0. S. 79. 
v. Holtzendorff, a. a. 0- 
v. Martitz, a. a. O. d. 273. 
AWeld, Lehrbuch für das Strafrecht, ! 
I Löwenfeld, a, a. O, S. 46 ff. wo sich 



10) Löwenfeld, a. a. 0. S. 46 ff. wo rieh der Nachweis über weitere Anhänger der 
objektiven Theorie findet. 
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So definiert Fiore 11 ) : „Politische Delikte sind die, welche die 
Ordnung stören, die durch die Grundgesetze des Staates bestimmt 
ist, die Verteilung und die Grenzen der öffentlichen Gewalten, die 
sozialen Einrichtungen und die daraus entstehenden Rechte und 
Pflichten." 

2. Die subjektiven Theorien: 

Die Qualifikationsmerkmale der politischen Delikte werden hier 
ausschließlich in der von dem Täter bekundeten Willensrichtung 
gesehen. Man unterscheidet daher — äußerlich gesehen — zwei 
Gruppen, je nachdem das Motiv oder der mit der strafbaren 
Handlung verfolgte Zweck als wesentlich angesehen wird. Einige 
Subjektivisten verlangen das Vorliegen beider Merkmale. 

a) Die Anhänger der Motivtheorie. 

Reinhold Schulz 12 ) gibt seiner Meinung dahin Ausdruck: „Das 
politische Motiv sieht man meist als das eigentliche Merkmal des 
politischen Verbrechens an." 

Ebenso definiert Rossel 13 ): „Als politisches Delikt - be- 
trachtet man — jede Handlung, welche auf politischen Motiven 
beruht". 

Geffken u ) bezeichnet als politische Verbrechen solche, die 
auf politischen Beweggründen beruhen. Eine ähnliche Anschauung 
vertritt John "). der für politische Delikte die Verbrechen hält, 
welche im Gegensatz zu den gemeinen Delikten auf politischen 
Motiven beruhen. Er fügt aber diesem Satz den Hinweis hinzu, 
daß sich der Begriff des Verbrechens nicht durch das Motiv, 
sondern in der Regel durch das verletzte Rechtsgut bestimme, da- 
durch enthalte der Ausdruck „etwas Schwankendes und Unbe- 
stimmtes. 

Glaser 16 ) vertritt die gleiche Anschauung wie Rossel: „Was 
regelmäßig auf politische Motive zurückzuführen ist, muß allgemein 
als politisches Delikt gelten." 

b) Zwecktheorie: 

Die Anhänger der Zwecktheorie legen den Hauptwert auf 
den politischen Zweck. Wird das Vorhandensein eines politischen 
Zweckes nachgewiesen, dann hat das begangene Delikt die Er- 
fordernisse, die den Begriff des politischen Delikts ausmachen. 

Deloume 17 ) bestimmt das politische Delikt unter ausschließ- 
licher Betonung des politischen Zweckes : „Unseres Eracbtens ist 



11) Bei Teichmann, Rev. du droit intern. XL S. 490, ähnl. Laschi und Lombroso, 
Der pol. Verbrecher u. d. Revolutionen 1891, IL S. 151. 

12) Schuir, Der Widerstand gegen die ausw. Staatsgewalt 1881, S. 19. 

13) Rossel, Les traites d'extradition de la Suisse, 1879, S. 13. 

14) Geffken, in Heffter, Lehrt. 1881, S. 143. 

15) John, PoL Verbrechen, in Holtxendorffs Rechtslex. III. Bd. S. 63 ff. 

16) dt Teichmann, a. a. O. S. 491. 

17) Deloume, Principes generaux du droit intern. 1882. S. 147. 
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ein politisches Verbrechen dasjenige, welches lediglich den Zweck 
hat. die Form der Regierung anzugreifen." 

Aehnlich definiert Georgi 18 J : „Denn nicht das politische Objekt 
verleiht die politische Deliktseigenschaft, sondern vielmehr der 
politische Zweck." 

Zu erwähnen ist ferner Billot der in seiner Begriffsbe- 
stimmung auch einen objektiven Gesichtspunkt aufführt: „Unter 
die Bezeichnung politisches Verbrechen und Vergehen fallen alle 
Handlungen, die zum Zwecke haben, die in einem Lande bestehende 
politische und soziale Ordnung durch gesetzwidrige Mittel zu ver- 
letzen." 

Von Bar 2u ) vertritt einen ähnlichen Standpunkt. Politische 
Delikte sind nach ihm : „Nur diejenigen strafbaren Handlungen, 
welche erweislich aus der Tendenz entspringen, den Staat oder 
dessen Einrichtung in ungesetzlicher Weise umzugestalten, oder 
welche als eine, wenn auch die formellen gesetzlichen Schranken 
überschreitende Verteidigung gegen formell ungesetzliche oder den 
Grundprinzipien der Gerechtigkeit und Billigkeit widersprechende 
Akte der Staatsgewalt betrachtet werden können." 

Steinau verlangt politisches Motiv und politischen Zweck. 
Ergibt folgende Definition: „Die sogenannten politischen Ver- 
brechen sind Handlungen, die aus einem politischen Motiv behufs 
Erreichung eines politischen Zwecks begangen werden." 

3. Besondere Theorien: 

Von den Anschauungen, die sich in die beschriebenen drei 
Gruppen nicht einreihen lassen, sollen hier noch die folgenden 
Erwähnung finden. 

Von Schirach 21 ) unterscheidet 3 Arten von öffentlichen Ver- 
brechen: 1. Das soziale: gegen die folgenden Rechtsgüter ge- 
richtet: Besitz - Eigentum - Ehe - Familie. 2. Das nationale : den 
Volksverrat. 3. Die politischen Verbrechen : Gegen die Staats- 
verfassung und die drei Organe der Staatsgewalt (Gesetzgebung. 
Verwaltung und Rechtsprechung) gerichtet. 

Während v. Holtzendorff 22 ) ursprünglich Anhänger der objek- 
tiven Theorie war, verließ er diesen Standpunkt nach und nach 
und bekannte sich resigniert zu folgender Ansicht: „Die Grenz- 
linie zwischen politischen und gemeinen Verbrechen läßt sich weder 
durch wissenschaftliche Definitionen noch durch einen al'gemein 
gültigen Gesetzesausdruck zum Zwecke der Vertragsschließung 
feststellen." Die Motive seien unbeachtlich, maßgebend bleibe 
vielmehr, inwieweit das individuelle Unrechtsbewußtsein eines 

18» Georgi, Das pol. Delikt, Diss. Gießen, 1910, S. 79. 

19) cit. Löwenfeld, a. a. 0. S. 137. 

20) v. Bar, Intern. Priv.- u. Strafrecht, 1862, S. 595. 

21) v. Schirach über politische Verbrechen, im Aren. d. Kriminal rechts, 1851, 
Beil. S. 62. 

22, v. Holtzendorff, a. a. 0. S. 20 f.. und 50 ff. 
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Rechtsbrechers durch Willkürakte einer Gewaltherrschaft verändert 
oder durch allgemein herrschende Aufregung und Unruhe getrübt 
sein könnte. Hierüber habe das gewissenhafte Ermessen der Re- 
gierung zu entscheiden. 

Erwähnt sei noch die Anschauung Lammaschs 23 ), die großes 
Aufsehen erregte und heftigen Widerspruch 4 ) in der Wissenschaft 
auslöste : „Wenn es sich um die Frage der Auslieferung handelt, 
jene spezifisch oder absolut politischen Delikte, durch welche 
keine anderen als politischen Rechte der Staatsgewalt oder der 
Staatsbürger angegriffen werden, sondern auch jene nur relativ- 
politischen Delikte, welche eine Aenderung der politischen Ver- 
hältnisse durch Handlungen anstreben, die auch abgesehen von 
diesem Zwecke, schon ihrer sonstigen Beschaffenheit nach, den 
Drohungen der Strafgesetze unterliegen : Taten also, welche neben 
den Merkmalen eines politischen auch die eines gemeinen Ver- 
brechens in sich tragen. In allen Fällen, in welchen jemand, 
entweder in der Absicht, den Erfolg eines absolut politischen 
Verbrechens vorzubereiten, ein gemeines Delikt begeht, stellt sich 
seine Handlung als ein relativ-politisches Verbrechen dar. Und 
dasselbe ist der Fall, wenn jemand bei Verübung eines absolut- 
politischen Verbrechens Hindernisse, welche sich ihm entgegenstellen, 
durch an und für sich gemeine Delikte beseitigt, oder sich der 
andere durch Verübung gemeiner Delikte gegen die Verfolgung 
wegen eines politischen Deliktes schützt." Auf diese Theorie 
wird bei der Darstellung der relativ-politischen Delikte noch näher 
eingegangen. 

§ 3. 

Ergebnisse und Kritik der dargestellten Theorien. 

Wie aus den vorstehenden Ausführungen ersichtlich ist, geben 
die von den einzelnen Schriftstellern herausgearbeiteten Begriffs- 
merkmale nicht die erforderlichen Lösungsmittel, um einen für 
sämtliche Staaten gleich feststehenden Begriff für das politische 
Delikt aufzustellen. Aus den einzelnen Verträgen läßt sich wohl 
annähernd eine für die Vertragskontrahenten geltende absolute 
Bestimmung ermitteln, die aber bei der großen Zahl der Verträge 
und dem Zunehmen des Auslieferungsverkehrs auf dem Wege zu 
dem zu erreichenden Ziele nur ein Wegweiser sein kann, wenn 
sie nicht gar hinderlich ist. Die zuletzt erwähnte Anschauung 
Lammaschs zeigt deutlich die Schwierigkeiten, welche einer Lösung 
entgegenstehen. Die dargestellten Ansichten sind zum Teil nur 
aufgrund ganz allgemeiner Forschungen entstanden und enthalten 
keine Anhaltspunkte, ob mit der ausgesprochenen Erkenntnis 

die politischen Delikte — die absolut, oder rein politischen De- 

. , 

23) a. a. O. S. 215, 293, 294. 

24) Martitz, a. a. 0. II, S. 211. 
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likte — oder auch die diesen gleich gestellten strafbaren Hand- 
lungen gemeint sind und ob damit „de lege lata" oder „de lege 
ferenda", d. h. nach dem bestehenden oder dem zu erstrebenden 
Rechtsznstande. die Merkmale des Begriffes gegeben werden soll- 
ten. Unter diesen Umständen können die Forschungsergebnisse 
unter Berücksichtigung der gesetzten oder möglichen Voraus- 
setzungen nur Fingerzeige geben für die Meisterung der gestellten 
Aufgabe einer einheitlichen Begriffsbestimmung für die asyl-ge- 
währenden Delikte nach für die Zukunft zu erstrebenden Grund- 
sätzen. Die objektive Theorie gibt nur Aufschluß über die We- 
sensmerkmale der absolut oder rein politischen Delikte, während 
sie sich einer Stellungnahme, soweit bisher ihre Vertreter zu Wort 
gekommen sind, zu den bezüglich des Auslieferungsverkehrs 
gleichgestellten strafbaren Handlungen — von Ausnahmen 
abgesehen — enthalten hat. Daß dabei eine ungeahnte Anzahl 
neuer Schwierigkeiten auftreten, die jeweils wieder nur auf dem 
Wege wissenschaftlicher Auslegung zu beseitigen sind, liegt in 
der Natur der zu behandelnden Materie- Daß die auf den sub- 
jektiven Tatbestand abgestellten Theorien, die lediglich den Willens- 
entschluß des Täters, sei es das Motiv, die Absicht oder den er- 
strebten Zweck entscheidend sein lassen, bei Ausdehnung ihrer 
Meinung über die absolut- politischen Delikte hinaus keinem Hin- 
dernis begegnen, wenn sie bei Vorliegen der in den Begriff auf- 
genommenen subjektiven Voraussetzungen die den politischen 
Delikten zugesprochene Eigenschaft auch auf gemeine Delikte be- 
ziehen, bedarf keiner weiteren Erörterung. Ob diese Delikte da- 
mit aus dem Kreise der zugehörigen Rechtsgüterverletzung aus- 
scheiden, d. h. ob damit der aus politischen Motiven oder Zwecken 
begangene Diebstahl ein politisches Delikt geworden ist, hat nur 
rein doktrinäre Bedeutung. Darauf wird später noch eingegangen 
werden. 

Neben diesem umfassenden Rahmen der subjektiven Theorien 
kann auf der anderen Seite aber auch eine wesentliche Ein- 
schränkung gewollt sein, insofern als die objektiv politischen De- 
likte nur dann dieser Verbrechenskategorie zuzuzählen sind, wenn 
bei dem Täter die subjektiven Erfordernisse, politisches Motiv, 
politische Absicht oder politischer Zweck vorliegen. Darüber 
schweigt aber ein großer Teil der Verfasser der genannten Theorien. 

Solange die Staaten ihre Auslieferungsverträge und Auslie- 
ferungsgesetze nicht nach einer der entwickelten Theorien bewußt 
gleichmäßig aufbauen, ist der Versuch einer einheitlichen Ausle- 
gung des für alle Verträge geltenden Begriffs „politisches Delikt" 
und der diesen im Auslieferungsverkehr gleich gestellten strafbaren 
Handlungen ein erfolgloses Beginnen, weil die Vertragsteile nicht 
in allen Fällen den angewendeten Ausdrücken den gleichen Inhalt 
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beigelegt haben und die einzelnen Auslieferungsverträge nach 
dem Willen der Vertragsteilnehmer wesentliche Unterschiede auf- 
weisen. Es sollte aber, wie schon gezeigt, eine einheitlich für 
alle Staaten gleichlautende Vertragsklausel mit feststehendem In- 
halt gesucht werden, wodurch das politische Asyl gegenständlich 
genau bestimmt wäre. 

Die Entscheidung steht und fällt mit der Stellungnahme zu 
dem politischen Delikt. Der Objektivist muß die objektiven Ge- 
sichtspunkte herausstellen und sie in die Verträge aufnehmen, 
sodaß Zweifel ausgeschlossen sind, so wie es für das Deutsche 
Reich durch das AusHeferungsgesetz vom 23. Dezember 1929 
geschehen ist. Die Anhänger der subjektiven Theorie müssen die 
für die Bildung ihrer Ansicht bestimmenden Anhaltspunkte zum 
Vertragsinhalt werden lassen, sodaß ' für die Auslegung des In- 
haltes durch die Vertragsteile keine Möglichkeit mehr gegeben ist. 

Das Deutsche Reich hat sich in seinem Auslieferungsgesetz vom 
23. Dezember 1929 vorbehaltlos sowohl bezüglich der absolut- 
politischen Delikte als auch der Zusammenhangstaten auf den 
Boden der objektiven Theorie gestellt. 

§4. 

Die Darstellung der politischen Delikte nach den 
herausgebildeten Begriffsarten. 

Artikel 6 des belgischen Auslieferungsgeselzes vom 1. Okto- 
ber 1833 hat durch die verwendeten Ausdrücke „delit politique" 
und ,.fait connexe ä unesemblable d^lit" der juristischen Forschung 
und Auslegung Tür und Tor geöffnet. Die meisten Auslieferungs- 
verträge, die den Art. 6 dem Sinne und Wortlaut nach über- 
nommen haben, haben trotz des klaren äußerlichen Wortlautes 
einen so wenig bestimmten Inhalt, daß sowohl Lammasch wie 
auch v. Martitz sich darauf zur Entwicklung ihrer Anschauungen 
berufen konnten. 

1. Die absolut-politischen Delikte: 

Wie oben dargelegt, knüpft die objektive Theorie für die 
Terminologie „politisches Delikt" an die Rechtsgüter an und läßt 
als Hauptmerkmal die Verletzungen nur solcher Rechtsschutzobiektc 
gelten, die einen politischen Inhalt oder Gehalt haben, ohne dabei 
auf den subjektiven Tatbestand abzuheben. In § 3 Abs. 2 des 
deutschen Auslieferungsgesetzes vom 23. Dezember 1929 sind 
diese Rechtsgüter erschöpfend aufgezählt. Es sind die strafbaren 
Angriffe, die sich unmittelbar gegen den Bestand oder die 
Sicherheit des Staates, gegen das Oberhaupt oder gegen ein Mit- 
glied der Regierung des Staates als solches, gegen eine verfas- 
sungsmäßige Körperschaft, gegen die staatsbürgerlichen Rechte bei 
den Wahlen oder Abstimmungen oder gegen die guten Beziehungen 



zum Ausland richten. Nach geltendem deutschen Recht sind da- 
her als sogenannte absolut- politische Delikte anzusehen, der gegen 
das Reich oder die Länder gerichtete Hoch- oder Landesverrat 
(§§ 81-92, RStGB. 25 ), die gegen den Reichspräsidenten oder 
gegen Mitglieder der Reichs- oder Länderregierungen gerichteten 
strafbaren Handlungen, sofern der Zweck der Straftat eine Ver- 
letzung solcher Personen ihres Amtes wegen war. Ferner die 
Parlamentssprengung (§ 105 RStGB.), die parlamentarische Hin- 
derung (§ 106 RStGB.), die Wahl- oder Stimmverhinderung (§ 107 
a.a.O.), die Wahlfälschung (§ 108, a. a. 0.), die Wahlbestechung 
(§ 109 a. a. O ) und die in den §§ 102 — 104 RStGB. enthaltenen 
Tatbestände, die feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten 
betreffen. Die Verletzung von Hoheitszeichen ausländischer Staaten 
wird danach im Gegensatz zu den strafbaren Handlungen gegen 
inländische Hoheitszeichen als politisches Delikt aufgefaßt. 

2. Die Zusammenhangstaten: 

Die Zusammenhangstaten sind im Gegensatz zu den rein 
politischen und absolut-politischen Delikten solche strafbaren Hand- 
lungen, welche Merkmale von politischen und nichtpolitischen 
Verbrechen und Vergehen aufweisen, und welche in der franzö- 
sisch-belgischen Rechtswissenschaft unter der Sammelbezeichnung 
„konnexe Delikte" eine große Rolle gespielt haben. Wie überall 
im Auslieferungsrecht, so fehlt es auch hier an einer klaren ein- 
deutigen Begriffsbestimmung. 

a) Die konnexen Delikte. 

Aus dem angeführten Grunde war der Rechtsauf fassung über 
den Ausdruck „konnexe Delikte" freiester Spielraum gelassen, 
worunter der in den Vertragsurkunden vereinbarte Inhalt erhebliche 
Einbuße erleiden mußte. Obwohl nach außen eine scheinbar ob- 
jektiv eindeutige Vertragsverpflichtung vorliegt, hat der Ausdruck 
das freie Handeln der Vertragsparteien nicht in eine Pflicht klaren 
Inhalts umwandeln können. Der Auffassung der Vertragsteile über 
ihre eingegangenen Verpflichtungen sind kaum Grenzen gezogen 
worden, obwohl die Aufnahme der Verpflichtung zur Nichtauslie- 
ferung bei konnexen Delikten eine eindeutige Vertragspflicht aus- 
lösen sollte. 

Um den Sinn der Sammelbezeichnung „konnexe Delikte" zu 
ermitteln, muß die Untersuchung auf das belgische Auslieferungs- 
gesetz vom 1. Oktober 1833 erstreckt werden. Die Heran- 
ziehung von bestimmten Zwecken dienenden Gesetzen anderer 

25) Nicht hierher gehören solche strafbare Handlungen, die sich nur mittelbar ge- 
gen den Bestand oder die Sicherheit des Staates richten, wie Aufruhr (§ 115 RStOB), 
Auflauf (§ 116), Landfriedensbruch (§ 125), Teilnahme an staatsfeindlichen Verbindungen 
(§ 129), Staatsverleumdung (§ 131), Anreizung zum Klassenkampf f§ 130), Verletzung in- 
landischer Hoheitszeichen f§ 135), Herbeiführung einer Ueberschwemmung (§ 312), Nicht- 
erfüllung von Lieferungsverträgen (§ 329) und Verletzung der Amtsverschwiegenheit (§ 353 a) 
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Länder kann zur Lösung der gestellten Aufgabe nur von unter- 
geordneter Bedeutung sein. Anders aber verhält es sich mit den 
früheren belgischen Gesetzen, die den Begriff Konnexität schon 
enthalten. So bestimmt der Art. 227 des Code d'inslruclion 
criminelle 26 ), daß in Konnexität stehende strafbare Handlungen 
zu einem Verfahren vor demselben Gerichi verbunden werden 
können 27 ). Diese Bestimmung diente der Prozeßökonomie und 
hatte zum Ziele, falls mehrere Personen an einem Delikt beteiligt 
oder eine Person mehrere Delikte begangen hatte, ein für das 
Verfahren als Ganzes in sachlicher und örtlicher Hinsicht zustän- 
diges Gericht zu schaffen. 

Diese Vorschrift enthält aber auch gleichzeitig einen Maßstab 
dafür, in welchem Verhältnis im Einzelfalle die verschiedenen 
Täter eines Verbrechens zueinander und in welcher Beziehung 
der oder die Täter zur Tat stehen müssen, wenn der Begriff der 
Konnexität erfüllt sein soll. Wenn auch die Legaldefinition nicht 
erschöpfend alle Fälle der von ein und demselben Gericht in 
einem Verfahren zu verhandelnden Straftaten aufführt, so gibt sie 
doch die Grundlage und vor allen Dingen den Begriff der dem 
damaligen Gesetzgeber wohl vorgeschwebt haben mag. als er den 
Ausdruck „fait connexe ä un semblable delit" (politique) verwen- 
dete. Danach kann es kaum fraglich sein, daß eine Mehrheit 
von strafbaren Handlungen gefordert wird, daß also nicht eine 
Handlungseinheit im natürlichen Sinne gegeben ist. Die Straftaten 
müssen in bestimmter Beziehung zueinander stehen und aus die- 
sem Grunde der gleichen Regelung unterliegen. Die mit einem 
politischen Delikt in Idealkonkurrenz stehenden strafbaren Hand- 
lungen scheiden daher hinsichtlich der vorstehenden Untersuchung 
aus. Bei ihnen handelt es sich um Delikte, die eine Einheit der 
Handlung voraussetzen und nicht in einer Mehrheit von Einzel- 
handlungen bestehen, die in einer bestimmten noch näher zu unter- 
suchenden Beziehung aufeinander abgestimmt sind. Sie haben 
nur in ihrer Endwirkung einen nach verschiedenen rechtlichen Ge- 
sichtspunkten zu beurteilenden Erfolg, sei es, daß dieselbe Hand- 
lung gegen das gleiche Strafgesetz mehrfach verstoßen hat, oder 
aber daß verschiedene Strafgesetze verletzt worden sind. Im 
Falle der Idealkonkurrenz eines gemeinen Deliktes mit einer po- 

26) Der Art 227 lautet: Les deliu sont comwxes, soit lorsque'üs ont et* commis 
en meine temps par plusicurs personnes reunies, soit lorsqtfils ont €t€ commis par diffe- 
rentes personnes, meme en differents temps et en divers lieux, mais par suite d'un concert 
form* ä l'avance entre elles, soit lorsque les coupables ont commis les uns pour se pro- 
curer les moyens de commettre les autres, pour en faciliter, pour en consommer l'execution, 
ou pour en assurcr Punpunit*. Die drei genannten Falle sind nicht limitatlv aufgeiührt. 
Vgl. v. Martilz, a. a. O. II, S. 211, Nr. 21, und die dort angegebenen Nachweise. 

27) s. a. v. Martitz, a. a. 0. S. 211, a. M. Lammasch, a. a. 0. S. 256, 257, 286, der 
die Heranziehung des Art. 227 für unberechtigt halt, ohne aber dafür eine Begründung 
zu geben. 
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litischen Straftat folg! die Immunität des ersteren aus der Immu- 
nität der letzteren 2H ). 

Die konnexen Delikte sind — wie sich aus dem Gesagten 
ergibt — daher nicht identisch mit in Idealkonkurrenz stehenden 
gemeinen und politischen Delikten. Für diese Delikte besteht der 
Asylschutz ohne weiteres. Es wäre daher in diesem Falle eine 
besondere Regelung nicht mehr erforderlich gewesen. Bei den 
konnexen Delikten handelt es sich um mehrere Straftaten, die 
selbständig sind. Es bedarf nun noch der Feststellung, welcher 
Art die Beziehung und Verbindung zwischen den einzelnen Rechts- 
brüchen politischer und nichtpolitischer Natur ist. 

Der Zusammenhang ist ein innerer, der sich nicht in der 
Willensrichtung des Täters erschöpft, sondern objektive Merkmale 
aufweist. 

Von Martitz 29 | verlangt ein bewußtes und gewolltes Kausali- 
tätsverhältnis zwischen dem gemeinen und politischen Delikt. Er 
führt aus : „Das gemeine Delikt ist den politischen Verbrechen und 
Vergehen nur dann, aber dann auch immer konnex, wenn es tatsäch- 
lich zu dem Endzwecke verübt worden ist dem durch das politische 
Delikt erstrebten Erfolge zu dienen. Es muß als Mittel. Weg. 
Deckung für eine politische Straftat gewollt sein." Diesen Stand- 
punkt hat sich der Reichsgesetzgeber im Wesentlichen zu eigen 
gemacht 50 ). Stellt der ersuchte Staat das Vorliegen eines der- 
artigen Verhältnisses zwischen einem gemeinen und einem politi- 
schen Delikt fest, dann hat er die Auslieferung abzulehnen 31 ). 

Den gleichen Standpunkt vertritt Kohler 82 ). Er bezeichnet 
die konnexen Delikte als Geleitverbrechen und faßt unter diesem 
Begriff solche Taten zusammen, die mit politischen Verbrechen 
und Vergehen zusammenhängen, welche zu seiner Vorbereitung, 
zu seiner Unterstützung zum Hinwegräumen von Hindernissen, zur 
Entweichung aus der Strafgewalt des Staates dienen. „Das Ge- 



28) v. Martitz, a. a. O. II, S. 205. Er gibt dort folgendes Beispiel : „Trifft in der 
nämlichen Handlung hochverräterischer Angriff gegen einen Souverän mit Mordversuch 
gegen sein Oefolge zusammen — Sprengen eines Eisenbahnzuges — so prävaliert für das 
Ausl. Recht das ersterc Verbrechen, well es ein pol. ist" (bestr.). 

29) v. Martitz, a_ a. O. S. 218. 

30) Vgl. § 3 des deutschen Ausl. Ges. vom 23. Dezember 29. (RGBl. I, 1929, S. 239; 
1930, S. 28). Die Ansicht v. Martitz wird geteilt von ArÜa, Le convenzioni cTestradizione 
1871, S. 210; Beltiens, Belg. jud. 1872 S. 1431. Bniot, a. a. O. S. 106, Brecher, Revue du 
droit intern. VII, S. 179, MoHnier, Etudes 1880, S. 86, Deloume, a. a. O. S. 147, Löwenfeld 
a. a. O. S. 102. Dalloz, Supplement du Repertoire 1889, S. 268. Weitere Nachweise finden 
sich bei v. Martitz, a. a. O. II, S. 221, Aren. 42. 

31) Vgl. die v. Martitz, a. a. 0. II, S. 220 aufgeführten Beispiele. 

32) Kohler. a. a. O. S. 173 ff. Er führt dort zur Erläuterung seiner Ansicht folgende 
Beispiele an : „wenn also 'emand den Wächter tötet, um zum König zu gelangen und Ihn 
gefangen zu nehmen, so ist dies ein polit. Delikt. Wenn aber jemand, ohne daß es zur 
Ermöglichung des politischen Deliktes beiträgt, einen Freund des Königs aus Haß tötet, 
dann fehlt die Konnexität. Allerdings! wohl auch nach der Meinung von Martitz, denn 
in diesem Falle steht das gemeine Delikt mit einem politischen überhaupt nicht in Ver- 
bindung, deshalb dürfte auch nach der von Kohler entwickelten Theorie ein Fall der 
Konnexität nicht vorliegen; nicht aber weil der Täter aus Haß und nicht aus politischer 

dem pol. Delikt fehlt ' 
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leitverbrechen muß den Zweck verfolgen, ein politisches Verbre- 
chen vorzubereiten, zu unterstützen, zu verdecken, die Täter zu 
retten und dadurch weiteren revolutionären Maßnahmen die Bahn 
zu bereiten. 

Von Bar 83 ) hat diesen Anschauungen gegenüber seiner Be- 
griffsbestimmung einen engeren Bereich zugewiesen. Nach seiner 
Meinung ist die Auslieferung dann auszuschließen, wenn der 
Schuldige die inkriminierte Handlung als Vorstufe oder Bedingung 
betrachtet oder noch betrachten kann. Nach ihm ist nur die 
nichtpolitische Straftat einem politischen Delikt konnex, die den 
politischen strafbaren Erfolg vorbereitet oder bewirkt, sofern der 
Rechtsbrecher es will. Er läßt den subjektiven Standpunkt aus- 
schlaggebend sein. Ein objektives Merkmal enthält seine Definition 
nur insoweit, als er entfernt liegende nichtpolitische Handlungen 
von der Konnexität ausgeschlossen wissen will, die „vernünftiger- 
weise" nicht als solche betrachtet werden können. 

Diese Einstellung von Bars beruht auf seiner Stellungnahme 
zu dem Begriff des politischen Delikts überhaupt. Nach ihm spielt 
die individuelle Ansicht oder Absicht des Schuldigen, wenn auch 
nicht die unbedingt entscheidende, so doch immerhin eine ent- 
scheidende Rolle zur Beurteilung der politischen Delikte. Hoseus 34 ) 
hält die Erfordernisse der Konnexität dann für gegeben, wenn das 
gemeine Delikt als Mittel zur VerÜbung eines politischen Deliktes 
begangen wurde. Die innere Verbindung wird dabei nicht in dem 
Vorliegen eines objektiv nachweisbaren Kausalitätsverhältnisses 
gesehen, sondern für wesentlich wird nur die willensmäßige Ein- 
stellung des Täters erachtet. Hat der Rechtsbrecher die Festungs- 
pläne gestohlen, um sie dem Feinde demnächst in die Hände zu 
spielen, dann hat er einen Diebstahl begangen als Mittel zur Be- 
gehung eines noch ausstehenden Verbrechens des Landesverrats. 
Dabei spielt es aber nach dieser Meinung, da es sich bei Mit- 
teilung der Festungspläne an den Feind begrifflich um einen 
unmittelbaren Angriff gegen den Staat und seine Institutionen 
handelt, keine Rolle, ob der Täter durch den Landesverrat einen 
politischen Zweck verfolge, oder ob er nur aus eigensüchtigen, 
finanziellen Interessen gehandelt habe. Wenn der Täter aber die 
Pläne weggenommen hat. weil er gelegentlich einer Diebesfahrt 
nichts anderes Wegnehmbares fand und später erst den Vorsatz 
faßte, die Pläne dem Feinde zu übergeben, um damit zu Geld zu 
kommen, dann müßte nach der Meinung von Hoseus, wie nach 
den übrigen angeführten Theorien die Auslieferung erfolgen, so- 
weit Diebstahl in Frage steht, nicht aber wegen des Landesver- 
rats. Daß in der Praxis eine Nichtgewährung der Auslieferung 

33) v. Bar, Die Le*ire von der Auslieferung im Gerichtssaal, Bd. 34, S. 499. 

34) Hoseus, a. a. O. S. 1043 ff. 
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in diesem Falle die Refiel sein dürfte, kann wohl ohne weiteres 
angenommen werden. Damit sollte nur nebenbei darauf hinge- 
wiesen werden, daß die Praxis für solche Feinheiten theoretischer 
Art in solchen Fällen kein Verständnis hat, in denen nationale 
und eigensüchtige Interessen der Auslieferung entgegenstehen. Be- 
friedigend ist diese Feststellung nicht. Einer Uebernahme der 
theorethisch entwickelten Grundsätze in die Ausliefeningspraxis 
stehen oft staatsegoistische Interessen und die Rivalität der ein- 
zelnen Länder hindernd entgegen. 

Ueber die angeführten Ansichten gehen weit hinaus die Mei- 
nungen von Faustin-Helie und Billot, die behaupten, daß die Ver- 
bindung der beiden Deliktsarten schon dann gegeben sei, wenn es 
sich um dieselben Täter handelt, oder irgend ein sonst wie auch 
immer geeigneter Zusammenhang vorliege. Daß bei der Richtig- 
keit dieser Theorie die Möglichkeit praktisch bestünde, jede Tat 
einer politischen Straftat anzuschließen, bedarf keiner Erörterung 
und enthebt der Aufgabe darzutun, daß eine solche Begriffsbe- 
stimmung unbrauchbar ist. Sie würde auch den Grundsatz der 
Spezialität für einen großen Teil der ihn angehenden Fälle über- 
flüssig machen. 

Als richtig stellt sich die von Martitz und Kohler vertretene 
Meinung dar, die einen zweckbewußten Zusammenhang des nicht- 
politischen mit dem politischen Verbrechen und Vergehen verlangt. 
Diesen Weg schlug auch die neuere Praxis ein. So bestimmt das 
deutsche Auslieferungsgesetz vom 23. Dezember 1929, daß Aus- 
lieferung, abgesehen von den politischen Delikten, nicht zulässig 
ist, „wenn die Tat, welche die Auslieferung veranlassen soll, mit 
einer politischen derart in Zusammenhang steht, daß sie diese vor- 
bereiten, sichern, decken oder abwehren sollte." 

Damit ist für die deutsche Auslieferungspraxis die Richtung 
nicht nur für die Zukunft gewiesen, sondern auch die Grundlage 
gegeben für die Auslegung der vom Deutschen Reiche in seinen 
Auslieferungsverträgen enthaltenen Klauseln gleichen oder ent- 
sprechenden Inhalts. 

b) Die komplexen Delikte: 

Im Anschluß an die konnexen Delikte empfiehlt es sich noch 
einen Blick auf die komplexen Vergehen und Verbrechen zu wer- 
fen, welche in der französisch-belgischen Literatur eine große 
Verwirrung hervorgerufen haben. Sie stellen ebenso wenig wie 
die in Idealkonkurrenz begangenen gemeinen und politischen De- 
likte eine besondere Gruppe dar. Hier handelt es sich um straf- 
bare Handlungen, die in ihrem Tatbestand Wesensmerkmale von 
selbständigen, gemeinen und politischen Delikter. enthalten. Es sind 
die Fälle der sogenannten unechten Idealkonkonkurrenz oder Ge- 
setzeskonkurrenz. Das wichtigste Delikt dieser Art ist der Mord 
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am Souverän. Es ist nicht angängig, ein solches Delikt in 
seine einzelnen Handlungen zu zerlegen und damit die Einheitlich- 
keit zu zerstören und anzunehmen, daß die Einzel handlungen zu- 
einander im Verhältnis der Konnexität stehen. Der Mord am 
Staatsoberhaupt in Monarchien ist nicht Mord und Hochverrat, 
sondern der Hochverrat in diesem Sinne stellt ein besonderes 
Delikt dar. Es ist ein Mord am Oberhaupt des Staates und als 
solcher erfüllt er den Tatbestand des Hochverrats. Für diese 
Delikte gelten die für die unechte Idealkonknrrenz entwickelten 
Grundsätze, so insbesondere der Satz lex specialis derogat legi 
generali. Die französisch-belgische Wissenschaft hat die Be- 
rechtigung dieser Lehre lange Zeit verkannt. Auf diesem Irr- 
tum beruht der Umstand, daß eine scharfe Scheidung zwischen 
den konnexen und komplexen Delikten nicht erfolgt ist. und daß 
diese Begriffe sogar als gleichbedeutend erachtet wurden. 

Die Behandlung dieser Frage ist deshalb von besonderer 
Wichtigkeit, weil der bedeutendste Vertreter der französisch-belgi- 
schen Theorie bei der Begriffskonstruktion dem Irrtum unterlegen 
ist. daß die Asylgewährung für die komplexen Delikte nicht in 
Betracht komme, weil sie eine konstante Kategorie von Rechts- 
verletzung seien, nämlich ein Mittelding zwischen delits ordinaires 
und delits politiques, von denen sie gleichzeitig Merkmale auf- 
wiesen. Haus 35 ) ist der Urheber dieser weitverbreiteten Ansicht. 
Er teilt sämtliche strafbaren Handlungen für das Gebiet des Aus- 
lieferungsrechtes in drei Gruppen ein: les infractions du droit 
commun, les infractions politiques und les infractions mixtes ou 
empreintes de Tun ou l'autre caractere. Eine besondere Bedeu- 
tung komme den letzteren — also den delits complexes ou mix- 
tes — nicht zu. da sie als gemeine Verbrechen (d'apres les reg- 
les ordinaires) behandelt würden. Die komplexen oder gemischt- 
politischen Delikte seien nur teilweise politisch. Ihr Tatbestand 
umfasse daneben die Merkmale eines gemeinen Deliktes, neben 
der loi politique werde zugleich das droit commun. ja sogar die 
loi naturelle verletzt. Sie müßten zwar als politisch gelten, da 
sie objektiv gegen die politische Organisation des Volkes gerich- 
tet seien. Da sie aber zugleich Rechtsverletzungen von Perso- 
nen oder Vermögen enthalten, seien sie also auch abgesehen von 
dem Objekte der Tat strafbar. Ihre Kriminalität sei nicht die 
spezifisch-politische, sondern die des gemeinen Rechtes. Aus die- 
sem Grunde könnten die gemischt-politischen Delikte auch keinen 
Anspruch auf den völkerrechtlichen Asylschutz erheben 36 ). Die- 
ser Anschau ung kann - wie eingangs dieses Abschnittes schon 

35) Haus, Principes du droit penal belr. S. 354 ff. 

36) Chauveau et Htlie, Theorie du Code penal, (5 ed. S- 410. Les crimes complexes, 
c'est a dire, oui reunissent un crime politique et crime commun doivent Mre frappes des 
peines ordinaires. 
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bemerkt wurde — nicht zugestimmt werden. Sie ist in sich wi- 
derspruchsvoll und willkürlich in das belgische Gesetz hinein- 
interpretiert worden. So gibt sie vor allen Dingen keinen Auf- 
schluß darüber, weshalb die komplexen Delikte nicht das Schick- 
sal der konnexen Delikte im Auslieferungsrecht teilen, denen sie 
doch zugerechnet werden. Für die letzteren trifft doch zweifel- 
los die Doppclseitigkeit des Angriffes auch zu. Ein Bruch der 
Privat- und Staatsrechtssphäre umfaßt doch der Tatbestand des 
konnexen Deliktes — als Ganzes betrachtet — auch 37 ). 

Ein politisches Delikt kann nicht, weil eines seiner Tatbestands- 
merkmale allein eine nichtpolitische strafbare Handlung oder Teile 
davon darstellt, auseinandergerissen und nun nach dem für die ge- 
meinen Delikte oder für jeden einzelnen Tatbestandsteil geltenden 
Regeln behandelt werden 38 ). Es ist im nationalen Straf recht eine 
einheitliche Handlung, die durch das Auslieferungsrecht keine Ver- 
änderung erfährt 3y ). Die komplexen Delikte besitzen daher auch 
die Eigenschaft des Asylschutzes. Es sind rein politische Delikte, 
welche nicht unter die Gruppe der ideal konkurrierenden politi- 
schen und gemeinen Verbrechen und Vergehen fallen. Ihr Tatbestand 
umfaßt wohl auch Merkmale, die allein oder mit anderen 
zusammen ein gemeines Delikt darstellen können, in der Zu- 
sammenfassung der Tatbestandsmerkmale liegt aber das Wesentliche, 
das Neue, eben das strafbare politische Delikt. Das wurde in der 
französisch-belgischen Literatur nicht erkannt. Auf diesem Umstand 
beruht sowohl die mangelnde Unterscheidung und begrifflich klare 
Abgrenzung der konnexen von den komplexen Delikten, als auch 
die von Ortolan und Billot 40 ) vertretene Lehre, die von den in 
Idealkonkurrenz stehenden politischen und gemeinen Verbrechen 
ihren Ausgang genommen und eine praktische Auswirkung von 
großer Bedeutung erhalten hat, da das Auslieferungsgesetz und die 
Auslieferungsverträge der Schweiz in diesem Geiste gehalten sind. 

c. Die Delikte mit überwiegend politischem Charakter. 

Es ist die Lehre von den gemischten Delikten ; maßgebend 
ist bei ihnen für die Feststellung der Deliktsart eine nach objek- 
tiven Gesichtspunkten anzustellende Prüfung, welches Element — das 

37) Hau«, a. a. 0. S. 348—350 hat auf diese Inkonsequenz hingewiesen und einen 
Ausweg in den crimes d'insurrcction gesucht! 

38) Hoseus, a. a. O. S. 1059: Der um Auslieferung angegangene Staat — kann — 
die als eine unteilbar erscheinende Handlung auch nur einheitlich als eine politische be- 
handeln und muß die Auslieferung verweigern, v. Usxt, a. a. O. S. 72 vertritt die gleiche 
Meinung. 

39) A. M. Billot, a. a. 0. S. 105 : „L'extraditfon pourrait etre autorisee sous la reserve 
expresse qu'il ne scra pas tenu compte du dilit politique. Renault et Journal de droit 
international VTL (1880), S.78— 81 : Dans la rigueur des prineipes, il faudrait dlre que l'ex- 
tradition sera subordonnee ä la condition que l'indlvidu reclame 1 sera juge et puni comme 
s'il avait tue ou voulu tuer un particulier, parceque la vie d'un souverain etranger ne 
doit etre ni plus ni moins protegee que celle d*un citoyen. Aehnl. v. Bar : Gerichtssaal, 
34, S. 500 und Lammasch, a. a. O. S- 321. 

40) Ortolan, Elements L S. 724 ff. Billot, Traite de l'extradition S. 104 ff. 
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politische oder nichtpolitische — in dem Tatbestand des gemischten 
Deliktes überwiegt. 

Der Urheber dieser Theorie ist Ortolan 41 ). der zu den 
delits mixtes auch die in Idealkonkurrenz stehenden Delikte 
rechnet. Bei der Entwicklung seiner Theorie ging er von in 
Idealkonkurrenz stehenden politischen und gemeinen Verbrechen 
und Vergehen aus. Er stellte Vergleiche an, welche Merkmale 
in abstracto die schwereren sind. Danach soll die gesamte Tat 
beurteilt werden. Nur wenn die politische Verschuldung das 
Uebergewicht über die die Erfordernisse des gemeinen Deliktes 
erfüllenden Elemente hat, soll die Tat eine politische sein 42 ). 

Billot 43 ), sein Nachfolger, geht einen Schritt weiter und läßt 
für die vergleichende Prüfung der Bestandteile der gemischten 
Delikte nicht deren abstrakte Merkmale entscheidend sein, sondern 
die konkreten Umstände des Einzelfalles. Bei den komplexen 
Delikten, so folgert er, hänge es von der imporlance relative der 
droits les^s ab, ob sie auslieferungsmäßig oder asylmäßig seien. 
Es komme auf die Schwere der darin enthaltenen Verschuldung 
an. Das komplexe Delikt sei nicht schlechthin, sondern nur dann 
als politisches zu behandeln, wenn das politische Recht, das tat- 
sächlich verletzt worden, sich als erheblicher erweise als das private. 
Die Entscheidung selon les cas müsse von dem Zufluchtsstaat ge- 
troffen werden, eine absolute Regel lasse sich darüber nicht auf- 
stellen. 

Diese Ansicht hat viel Beifall gefunden, ohne daß aber den 
Zustimmenden die wesentliche Verschiedenheit von der Darstellung 
Ortolans bewußt geworden wäre. Die Lehre hat einen nachhaltigen 
Einfluß auf das Auslieferungsrecht ausgeübt so insbesondere auf 
die völkerrechtliche und staatsrechtliche Regelung des Ausliefe- 
rungsrechtes der Schweiz 44 ). Der Hauptgrund mag wohl darin 
liegen, daß dem ersuchten Staat in jedem Einzelfalle die volle 
Entscheidung über die Asylwürdigkeit zusteht. Es fehlt dieser 
Lehre an den objektiven und subjektiven Anhaltspunkten, welche 
für die Entscheidung der Frage, wo das Uebergewicht liegt, maß- 
gebend sein soll. Dadurch verlieren die Auslieferungsverträge 
außerordentlich an Wert. Alles ist flüssig. Die Auslieferungspflicht 
wird inhaltlich statt durch den Vertrag durch den Verpflichteten 

41) Ortolan, a. a. 0. S. 724 ff. 

42) Diese Lehre hat viel Beifall gefunden ; so in Frankreich, Belgien und vor allem 
in der Schwei*. Zustimmend Rollin, Rev. de droit intern. XVI, S. 155—161 : „Ce Systeme 
semble assez satisfaisant, bien qu'il presente ä notre avis, de grandes difficultes 
d'application. — U est par fois tres difflcile d'etablir la balance entre les divers Clements 
que Ton y rencontre u 

43) Billot, a. a. O. S. 104. 

44) Schweizerisches Auslieferungsgesetz vom 22. Juli 1892 Art. 10: „Die Ausliefe- 
rung wird indessen bewilligt, obgleich der Tater einen politischen Beweggrund oder Zweck 
vorschützt, wenn die Handlung, um derentwillen die Auslieferung verlangt wird, vor- 
wieg e n d den Charakter eines gemeinen Verbrechens oder Vergehens hat. Das Bundes- 
ecricht entscheidet im einzelnen Fall nach freiem Ermessen über die Natur der strafbaren 
Handlung aufgrund des Tatbestandes. 
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bestimmt. Damit schwindet die gewollte und erstrebte vertrags- 
mäßige Sicherheit, Es fehlt daher auch nicht an Gegnern, die 
auf diesen Mißsland mit Recht hingewiesen haben. Allen voran 
v. Martitz mit seiner auf diesem Gebiete so gewichtigen Stimme, 
der in klarer Erkenntnis die Wurzel dieser irrigen Meinung frei- 
legte, indem er darauf hinweist, daß die Distinktion Ortolans nicht 
allein ohne legalen Anhalt, sondern auch verfehlt sei. Sie sei 
unrichtig gedacht und verwerte fälschlich den Gesichtspunkt der 
Idealkonkurrenz bei Straftaten, die nach dem Willen des Gesetz- 
gebers durch Subsumption unter ein einziges Strafgesetz erschöpfend 
geregelt worden seien und damit strafbare Handlungen darstellten, 
die von jeder Seite als Einheit qualifiziert seien. 

d. Die Delikte mit politischem Charakter. 

Im Anschluß an die von der Schweiz übernommene Lehre 
von den Delikten mit überwiegend politischem Charakter bedarf 
die den Begrilf der konnexen Delikte ersetzende generelle Be- 
zeichnung der asylgewährenden Delikte mit politischem Charakter 
noch der Betrachtung. Es ist eine aus den amerikanischen Kon- 
ventionen in die englischen Auslieferungsverträge übergegangene 
Ausdruckweise 45 ), welche weite Verbreitung gefunden hat 46 ), zu- 
mal auch andere Staaten sich dieser Vertragspraxis angeschlos- 
sen haben. So hat Deutschland einige Verträge in_ Anleh- 
nung an das englische Auslieferungsrecht abgeschlossen 47 ). Den 
darin vertretenen Standpunkt hat es aber mit seinem Ausliefe- 
rungsgesetz vom 23. Dezember 1929 aufgegeben. Diese Verträge 
sind aber weiterhin inkraft geblieben, sodaß das politische Asyl, 
soweit es eine vertragsmäßige Verbürgung erhalten hat, den Ver- 
tragsstaaten im Umfange und Inhalt des Begriffes „Delikt mit 
politischem Charakter" trotzdem gewahrt geblieben ist. 

In England war bis zum Jahre 1870 jede Auslieferung von 
der Zustimmung des Parlaments, die meistens nicht gegeben wurde, 
abhängig. Es fehlt daher bis zu diesem Zeitpunkt dem britischen 
Reiche an einem Vertragssystem. Man vertrat die Anschauung, 
daß jede Uebernahme einer Auslieferungspflicht das politische 
Asylrecht aufhebe. Durch das Extraditionsgesetz von 1870 wurde 
dieser Zustand einer Aenderung unterzogen, deren Notwendigkeit 
nach der Auslieferungspraxis der anderen Staaten nicht mehr zu 
umgehen war, wenn England aus dem Kreise der Staaten der 
Völkerrechtsgemeinschaft nicht ausscheiden wollte. Das Gesetz 
enthält zur Regelung der Frage der Asylgewährung bei politischen 
Delikten folgende Bestimmung: „a fugitive criminal shall not be 

45) v. Martitz, a. a. 0. II, S. 223, 320. Anm. 49. 

46) Nicht enthalten ist dieser Begriff in dem englisch-italienischen Vertrag vom 5. 
2. 1873, in dem Vertrag mit Frankreich vom 14. 8. 1876 und Belgien vom 29. 10. 1901. 

47) Vertrag mit England vom 14. 5. 1872, Art. 6, mit der Schweiz vom 24. I. 1874, 
Art. 4, mit Griechenland vom 12. 3. und 27. 2. 1907. 
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surrendered if the offence in respect of whith his surrender is 
demanded is one of a political character, or if he prove to the 
satisfaction if the police magistrate or the court before whom he 
is brought on habeas corpus, or the Secretary of State, that the 
requisition for his surrender has in fact been made with a view 
to try or punish him for an offence of a political character." 

Der Ausdruck „offence of a political character" findet sich 
aber schon früher in den Verträgen Englands mit Frankreich vom 
9. November 1843 und mit der Schweiz vom 25. November 
1850. Die Asylklausel ist nach diesen beiden Verträgen keinem 
der Vorbilder gefolgt, sondern sie enthält einen eigenen Wortlaut : 
„The provisions of the present Convention shall not apply to any 
crime or offence of a political character." Es wird jedoch weder 
in den Verträgen gesagt, noch haben die parlamentarischen Ver- 
handlungen über das Auslieferungsgesetz einen genauen Anhalt 
dafür zutage treten lassen, in welchem Sinne dem Ausdruck In- 
halt gegeben werden sollte. Infolgedessen enthält auch das Aus- 
Heferungsgesetz eine Definition oder weitere Schlüsse in dieser 
Hinsicht zulassende Bestimmungen nicht. Nach dem ganzen 
Werdegang des englischen Auslieferungsrechts und der in den 
Auslieferungsverträgen bekundeten Anschauung kann angenommen 
werden, daß unter „offences of a political character" die Delikte 
verstanden werden, die im Auslieferungskatalog aufgezählt sind, 
wenn sie einen „politischen" Charakter annehmen. Noch im 
Ashburton- Vertrag von 1842 findet sich im typischen Gegensatz 
zu den europäischen Auslieferungskonventionen der gleichen Zeit 
über die politischen Delikte kein Wort. Die Ursache beruht in 
der Anschauung des Landes, in dem es den eifrigsten Verteidigern 
des politischen Asyls weit wünschenswerter erschien auf Auslie- 
ferungsverträge überhaupt zu verzichten als den unschuldigen 
Opfern „tyrannischer" Gesetze das Asyl zu kürzen 4 *), daß durch 
eine äußerst sorgfältige Bezeichnung der Auslieferungsdelikte 
gleichzeitig die politischen Delikte stillschweigend für asylmäßig 
erklärt seien. Erst als das Bewußtsein sich durchsetzte, daß die 
Auslieferungsdelikte unter besonderen Verhältnissen und Umständen 
eine Auslieferung nicht rechtfertigen, ging man dazu über, eine 
auf die politischen Delikte Bezug nehmende Klausel in die Ver- 
träge aufzunehmen. Die erste Regelung dieser Art ist in dem oben 
erwähnten Vertrag mit Frankreich erfolgt. Sie bedeutet von da ab 
auch für die folgende Zeit, daß der ersuchte Staat angehalten ist 
hinsichtlich der Auslieferungsdelikte in eine Prüfung einzutreten, 
ob nicht ein politischer Charakter der straf baren Handlung gegeben ist. 

Welche Wesensmerkmale aber dabei zu beachten sind und 
worin die Eigenschaften des politischen Charakters bestehen, ist 

48) Jefferson in seinem Schreiben vom 6. 11. 1793 an den Gesandten Qenet i. S. 
der franr. Flüchtlinge. Moore, 1, S. 22 und 28 (a treatise on extradilion). 
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— wie erwähnt — an keiner Stelle, auch nicht der übrigen 
nachfolgenden Verträge, gesagt. Der ersuchte Staat ist daher in 
der Auslegung des Begriffes keiner Beschränkung unterworfen ; 
insofern erhält das deutsche Auslieferungsgesetz wieder seine be- 
sondere Bedeutung, als für die an das Deutsche Reich gerichteten 
Auslieferungsersuchen die objektive Auffassung über den Begriff 
die Grenzen der Auslieferungspflicht angibt. 

Die Rechtslage ist aber eine andere, wenn der ersuchte 
Staat Anhänger der subjektiven Theorien ist. Ein Hindernis steht 
dieser Auffassung nach dem Gesagten nicht im Wege. Der Be- 
griff kann sowohl im subjektiven wie objektiven Sinne verstanden 
werden, sodaß die Auslieferungsverbrechen und -vergehen schon 
infolge politischen Motivs, Absicht oder Zweck zu Asyldelikten 
werden können. 

Die Folge dieser Regelung ist der schon wiederholt beklagte 
Zustand, daß die Auslieferungsverträge bei derartiger Unbestimmt- 
heit des Inhalts an praktischer Bedeutung erhebliche Einbuße er- 
fahren. 

d) Die politischen Delikte im Bürgerkriege. 

Wird auf der einen Seite der Wunsch die konnexen Delikte 
der Asyleigenschaft zu entheben ausgesprochen, um dadurch die 
erstrebte Rechtssicherheit im Auslieferungs verkehr zu erreichen, 
so wird auf der anderen Seite der Versuch unternommen, selbst 
die schwersten Verletzungen an Leben, Freiheit und Eigentum 
dann als asylwürdige Tat gelten zu lassen, wenn die strafbaren 
Handlungen während eines Aufstandes oder Bürgerkriegs begangen 
worden sind 40 ). Daß man sich ursprünglich von solchen Gedanken 
leiten ließ, ist nicht von der Hand zu weisen, waren doch die 
Schöpfer des belgischen Auslieferungsgesetzes „selbst noch Zeugen 
der blutigen Kämpfe um nationale und politische Freiheit, als sie 
den Artikel der Extraditionsakte entwarfen 50 )." So mag die Er- 
innerung an die blutigen Kämpfe die Ursache der gesetzlichen 
Sanktionierung eines wichtigen völkerrechtlichen Prinzips geworden 
sein; das Gesetz selbst und die darauf basierenden Verträge 
haben aber den im Bürgerkriege begangenen Delikten keine 
Sonderstellung zugewiesen. Es gelten auch in diesem Falle die 
allgemeinen Regeln, mit denen ohne Härte bezüglich der Asyl- 
würdigkeit und im Interesse der Gerechtigkeit ausgekommen wer- 
den kann. Nur politische Delikte und die Zusammenhangstaten 

— im objektiven oder subjektiven Sinne gesehen — verdienen 
eine besondere Behandlung, nicht aber jedes während eines be- 

49) Diese Anschauung wird in der engl. Wissenschaft vielfach vertreten. John Stuart 
ftUU gab im Unterhause am 3. August 1866 folgende Definition : „A political offence is any 
offence committed in the coursc of or in the furthering of a civil war, insurrection or 
political tumult." Weder, zur Behandig. der pol. Verbrecher (1837). S. 28 ff. 

50» v. MartiU, a. a. 0. S. 240. 
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waffneten Aufstandes oder in den Wirren des Bürgerkrieges 
begangene Verbrechen ). 

Eine andere Meinung will den im Bürgerkriege sich be- 
kämpfenden Parteien nur dann die Wohltat des politischen Asyls 
sichern, wenn die begangenen Handlungen sich in dem erlaubten 
Rahmen des geltenden Kriegsrechtes gehalten haben. Auf diese 
Kämpfe hätten die Bestimmungen des Kriegsrechtes Anwendung 
zu finden. Die im Bürgerkriege begangenen Straftaten seien recht- 
mäßig im Sinne des Kriegsrechtes und zwar schon dann, wenn 
sie mit dem Kampfe als solchen in äußerer Verbindung ständen. 
Sie genössen daher den Vorzug des politischen Asyls. Die mit 
dem Kriegsrecht nicht in Einklang zu bringenden Verbrechen und 
Vergehen seien gesetzwidrig und damit Auslieferungsdelikte. Mit 
derartigen Einschränkungen, die für frühere Zeiten theoretisch noch 
einen vernünftigen Sinn gehabt haben mögen, ist nach den Er- 
fahrungen des letzten Krieges keine Gewähr gegeben, daß das 
Kriegsrecht auch nur im mindesten einen Maßstab für die Unter- 
scheidung darstellt, ob eine Handlung asylwürdig ist oder nicht, 
eine Auffassung, welche die Begründer dieser Lehre vertreten 
haben mögen 62 ). Die Lehre geht auf Ortolan 53 ) zurück und hat 
in der französischen Wissenschaft viel begeisterte Zustimmung 
ausgelöst 54 ). 

In Deutschland ist als eifriger Befürworter Hoseus aufgetreten, 
der sich als Anhänger der These des Instituts für Völkerrecht 55 ) 
bekannt hat. Er stimmt diesen Forderungen ohne Vorbehalt zu, 
weil es für den fremden Staat im Allgemeinen nicht möglich sei 
die Ueberzeugung zu gewinnen, daß die politischen Verbrechen 
Verletzungen der Rechtsordnungen darstellen, da er sie nur als 
Akte der Gewalt gegen die Gewalt behandeln darf. Hiermit 
werde das Gebiet des Kriegsrechtes betreten, welches die Gewalt 
als berechtigt anerkenne und die Schranken dafür angebe. Aus 
den weiteren Ausführungen ist deutlich ersichtlich, was Hoseus 
mit dieser Beschränkung erreichen zu können glaubte und wie 
sehr die Wirklichkeit hinter diesen Vorstellungen im vergangenen 
Krieg zurückgeblieben ist: „Ist auch für die militärische Gewalt 

51) Diese Theorie der Asyl Würdigkeit aller Delikte für den Fall des Bürgerkrieges 
ist abzulehnen. Es besteht kein Anlaß, einen Taschendieb oder Sittlichkeitsverbrecher 
im Auslieferungsverkehr nur deshalb besser zu stellen, weil die Tat während eines Auf- 
standes oder Bürgerkrieges verübt worden ist. 

52) Neate, Report on extradition (1868) VIII. S. 6—12. „As assassination is not allo- 
wable In war, so neither should it be allowed in insurrection, or treason, whether open 
or secret. Aehnlich Dudley Field International Code 1872. Nach ihm ist u. a. von der Aus- 
lieferung befreit „any offence committed in furthering civil war, insurrection or political 
commotfon, whlch, if committed between belligerents would not be a crime." 

53) Ortolan, a. a. O. S. 730. 

54) Laine, Tratte elementaire S. 117, Qarraud, Precis de droit criminel, S. 141. — 
Dalloz, Suppllement au Rep. IV. S. 774; Deloume, a. a. O. S. 147, 158, in Belgien vor allem 
Haus, a. a. O. I, S. 355. 

55) pour apprecier les faits commis au cours d'une rebellion poütique, d'une insur- 
rection, ou d'une guerre civile, il faut se demander s'ils seraient ou non excuses par les 
usages de la guerre. 
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die militärische Notwendigkeit und Sicherheit der Maßstab ihres 
Handelns, so hat sie doch darin auch ihre Grenze und muß außer- 
dem von gewissen, der Menschlichkeit und Ehre unwürdigen 
Mitteln Abstand nehmen. Selbst hinsichtlich des Kampfes der 
Heere werden Akte unnötiger Grausamkeit, Ausübung der Privat- 
rache und Gewinnsucht, zweckloses Töten und Mißhandeln nament- 
lich des entwaffneten Feindes, Vergreifen an Parlamentären und 
Meuchelmord durch Nachschleichen und Erdolchen des Gegners 
als unzulässig verworfen 56 )." Demgegenüber meint v. Bar 57 ), man 
könne von einer aufständigen Bewegung nicht immer verlangen, 
daß sie alles das beobachte, was ein wohl diszipliniertes Heer 
gegen den Feind zu beobachten hat. Diese Forderung ging schon 
deshalb zu weit, weil die im Besitze der Macht befindliche Re- 
gierung die Insurgenten nicht von vornherein als kriegsführende 
Macht behandle. 

v. Liszt tritt diesen Anschauungen mit Recht entgegen mit 
einer Begründung allerdings, die keine Zustimmung verdient. Es 
bleibe eine — wenn auch noch so traurige — Wahrheit, daß die 
Greuel des Bürgerkrieges mit den Schrecken des Völkerkampfes 
nicht verglichen werden können. Nach den heutigen, der Mensch- 
heit zur Verfügung stehenden Kriegsmitteln dürfte eher das Gegenteil 
von dem Gesagten richtig sein. 

Nach den obigen Darlegungen ist die Beziehung des politischen 
Asyls auf die rein zeitlichen Ereignisse und Umstände ebenso 
wenig geeignet, dem Rechtsinstitut die erforderliche Rechtfertigung 
zu geben wie es in Zukunft erwünscht erscheinen könnte, einer 
solchen Einschränkung das Wort zu reden oder dafür zu sprechen, 
daß die Bestimmungen des Kiiegsrechtes die Normen für die 
Schranken des Asylrechtes darstellen sollen. 

Diese Lehre hat aber immerhin, wenn sie auch als Richt- 
linie für das gesamte Auslieferungsrecht abzulehnen ist, in der 
Praxis doch beachtliche Spuren zurückgelassen. So ist in § 3, 
Abs. 3 des deutschen Auslieferungsgesetzes vom 23. 12. 1929 
ausdrücklich bestimmt, daß das vorsätzliche Verbrechen gegen 
das Leben, welches sonst ein Auslieferungsdelikt darstellt, Asyl- 
delikt ist, wenn es im offenen Kampfe begangen wurde. Danach 
ist die Auslieferung schon dann zu verweigern, wenn das Tötungs- 
delikt in einem Kampfe begangen wurde, der sich vor der Öffent- 
lichkeit abspielte, ohne daß er zu einem Bürgerkrieg zu führen 
braucht oder einen bürgerkriegsähnlichen Zustand zur Folge hat. 
Eine sehr beachtliche Neuerung, die im Auslieferungsrecht keine 
Vorbilder hat und der Auffassung Rechnung trägt, daß die nicht- 
versteckten oder öffentlichen Angriffe auf die politischen Ein- 
richtungen und Organisation der Staaten Handlungen sind, welche 

56) Hoseus, a. a. O. S. 1459. 

57) v. Bar, a. a. 0. S. 503. 
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selbst wenn sie die schwersten Rechtsgüterverletzungen ent- 
halten, mit einem gemeinen Verbrechen nicht auf eine Stufe zu 
stellen sind* 

3. Die relativ-politischen Delikte. 

Die relativ-politischen Delikte haben wie die absolut-politischen 
Delikte im Auslieferungsverkehr die Eigenschaft des Asylschulzes 
zur Folge. Ihre Begriffsmerkmale sind im subjektiven Teil des 
Tatbestandes enthalten. Es handelt sich um Delikte, deren Eigen- 
art sich erst im Auslieferungsverkehr ergibt. Begründer dieser 
Lehre, die einen großen Einfluß auf Theorie und Praxis des Aus- 
lieferungsrechtes ausgeübt hat, ist Lammasch 58 ). 

a) Die Lehre Lammaschs über die relativ-politischen Delikte. 

Lammasch stellt den Begriff des absolut- oder rein politischen 
Deliktes nicht dem der gemischten Delikte oder Zusammenhangs- 
taten gegenüber, sondern dem von ihm geprägten Begriff der 
relativ-politischen Delikte. Es handele sich dabei um Taten, 
welche an und für sich schon — abgesehen von dem politischen 
Zweck — den Strafgesetzen unterlägen; die also die Merkmale 
von gemeinen und politischen Verbrechen und Vergehen auf- 
wiesen. Es seien strafbare Handlungen, welche wegen ihrer Be- 
ziehung auf eben politischen Zweck für den unbeteiligten Staat 
einen anderen Charakter annehmen als Handlungen von derselben 
kriminalistischen Beschaffenheit, welche aus den egoistischen Mo- 
tiven der Rache oder der Gewinnsucht verübt seien. In allen 
Fällen, in welchen jemand ein gemeines Verbrechen, entweder in 
der Absicht, den Erfolg eines absolut-politischen Deliktes herbei- 
zuführen, oder zu dem Zweck ein solches vorzubereiten, verübt 
habe, stelle sich seine Handlung als ein relativ-politisches Delikt 
dar. Dasselbe sei der Fall, wenn jemand bei Verübung eines 
absolut-politischen Verbrechens Hindernisse, welche sich ihm ent- 
gegenstellen, durch an und für sich gemeine Delikte beseitige, 
oder sich oder andere durch Verübung gemeiner Delikte gegen 
die Verfolgung wegen eines politischen Deliktes schütze. Das 
charakteristische Merkmal des relativ-politischen Deliktes liege 
darin, daß der Täter desselben den Tatbestand jenes gemeinen 
Deliktes, welchen seine Handlung außer dem eines politischen 
Verbrechens noch mit in sich enthalte, nicht um seiner selbst 
willen und auch nicht um des für dieses gemeine Delikt charak- 
teristischen Erfolges willen verwirkliche, daß er nicht morde, um 
jemand zu töten, daß er nicht stehle, um sich fremde bewegliche 
Sachen rechtswidrig anzueignen, sondern daß der Zweck, den 
er bei seiner Tat verfolge, über den für ihre Beurteilung als ge- 

58) Lammasch, Auslief erunsspflicht und Asylrecht, S. 215, 257, 293—95. 
Auslieferung wegen politischer Verbrechen S. 53 und 55 Staatsverträge betr. Rechtshilfe 
und Auslieferung im Handbuch des Völkerr. III. Bd. S. 502 ff. 
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meines Delikt entscheidenden Erfolg hinausreiche und in der Ver- 
wirklichung oder Vorbereitung eines gegen die politische Existenz 
oder Organisation eines Staates gerichteten rechtwidrigen Angriffes 
bestehe. In jedem solchen Falle schließe die betreffende Tat 
aber auch ihrem objektiven Tatbestand nach ein absolut-politisches 
Verbrechen, wenn auch regelmäßig nur im Stadium der Vorbe- 
reitung in sich. Ob man dabei von dem Zwecke des Handelnden, 
oder von dem objektiven Charakter der Tat ausgehe, in beiden 
Fällen komme man zu ganz demselben Ergebnisse, daß nämlich 
die Tat ein politisches Delikt sei. 

Der Begriff des politischen Zweckes dürfe nur nicht in einer 
ganz vagen und allgemeinen, sondern nur in einem klar umschrie- 
benen Sinn gebraucht werden, in dem man ihn als die Absicht 
auffasse, ein politisches Delikt im engeren Sinne, ein absolut- 
politisches Verbrechen, zu verüben oder vorzubereiten, oder zu 
dessen Verübung oder Vorbereitung mitzuwirken. 

Lammasch stellt hiernach die Behauptung auf, daß nicht bloß 
die absolut-politischen Verbrechen, sondern auch jedes relativ- poli- 
tische Delikt den Asylschutz verschaffe. Unter die relativ-politischen 
Verbrechen rechnet er auch die in der französischen Theorie als 
komplexe Delikte bezeichneten strafbaren Handlungen &u ), so den 
Angriff auf das Staatsoberhaupt 60 ). 

b) Kritische Betrachtung der Theorie über die 
relativ-politischen Delikte. 

Die Lehre Lammaschs ist von Martitz heftig bekämpft wor- 
den, u. a. auch mit dem Hinweise, daß die Berufung Lammaschs 
auf das belgische Recht eine ganz willkürliche, jeden Grundes 
entbehrende Unterstellung sei. Die belgischen und französischen 
Autoritäten 61 ) seien sich darüber einig, daß der politische End- 
zweck eines gemeinen Deliktes dieses noch keineswegs zu einem 
politischen im Rechtssinne erhebe. 

Dieser Anschauung kann zugestimmt werden. In dem bel- 
gischen Auslieferungsgesetz vom 1. Oktober 1833 finden sich 
keine Anhaltspunkte, auf die Lammasch seine Theorie stützen 
könnte. Er ist Subjektivist und beurteilt daher die Zusammen- 
hangslaten lediglich nach diesem Gesichtspunkt. Insoweit erscheint 
seine Lehre für die Zukunft begrüßenswert ; er dehnt aber den 
Begriff des politischen Deliktes viel zu weit aus und gibt ihm im 
internationalen Auslieferungsrecht eine Bedeutung, die von den 
meisten Staaten nicht anerkannt worden ist. Die Begriffsmerk- 

59) Lammasch, Auslieferungsp flicht und Asylrecht, S. 298, 313, 316, 329. 

60) Lammasch führt aus, daß die aus Haß, Rache, Ehrgeiz, Gewinnsucht unter- 
nommene Tötung des Souveräns keinen Asylschutz gewähre. Entscheidend sei nur der 
politische Zweck. 

61) Rolin, Revue de droit international XVI. S. 159; Weiß. Etudes sur les conditions 
de l'extradition S. 158; Löwenfeld, a. a. 0. S. 95, Calvo, Droit intern. II, S. 590. 
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male eines Deliktes lassen sich nicht ausschließlich nach subjek- 
tiven Kriterien festlegen. Indessen ist diese Verschiedenheit — 
wie schon bemerkt — eine rein doktrinäre, welcher darum keine 
besondere Bedeutung beizumessen ist, weil diesen Straftaten auch 
von den anderen Anhängern der subjektiven Theorie die Asyl- 
eigenschaft beigelegt wird. Dabei macht gerade Lammasch eine 
wesentliche Unterscheidung, indem er den absolut-politischen De- 
likten das Asyl ohne weitere Voraussetzung beilegt. Durch seine 
Lehre wird lediglich der Begriff des politischen Deliktes um den 
weiteren des relativ-politischen Deliktes vermehrt, der aber in das 
internationale Auslieferungsrecht mit Recht nicht übernommen 
wurde. Seine Behauptung, daß durch die Zielsetzung auf einen 
politischen Zweck (also auf ein durch die politischen Delikte ge- 
schütztes Rechtsgut) jedes gemeine Delikt ein politisches werde, 
ist rechtsdogmatisch unhaltbar. Durch die Verbindung des ge- 
meinen Verbrechens mit der politischen Straftat kann im Rechts- 
hilfeverkehr die Auslieferungspflicht entfallen, mehr aber nicht. 
Die Eigenart der Delikte wird durch das gegenseitige Verhältnis 
nicht geändert, wohl aber die Wirkung im Rechtshilfe- Verkehr. 
Das gemeine Verbrechen und Vergehen wird durch die Beziehung 
auf einen politischen Zweck oder durch das politische Motiv 
nicht selbst ein politisches Delikt, sondern ein Delikt, dem Asyl- 
eigenschaft zukommt. Asyldelikt ! Gerade weil, wie die vor- 
stehenden Ausführungen ergeben, der Begriff des politischen De- 
liktes ein äußerst umstrittener ist und keine Möglichkeit besteht, 
die verschiedenen Anschauungen für alle beteiligten Staaten ein- 
heitlich zusammen zu fassen, sollten derartige weitere überflüssige 
Begriffsbildungen vermieden werden. Die klaren Begriffe der 
Auslieferungs- und Asyldelikte sollten an die Stelle des Begriffes 
„politische Delikte" und der diesen im Auslieferungsverkehr gleich- 
gestellten strafbaren Handlungen treten, wobei diese Ausdrücke 
den Vorteil haben, schon selbst die Eigenschaft der sie betreffen- 
den Delikte auzugeben. Dabei bedarf natürlich der Begriff „Asyl- 
delikt" einer für alle am Auslieferungsverkehr beteiligten Staaten 
klaren Bestimmung. 

IV. Abschnitt: 

Politische Delikte ohne Asyleigenschaft und die 
Bestrebungen nach Einschränkung des 
politischen Asyls. 

Während in den vorstehenden Abschnitten die Theorien, 
Ansichten und Begriffsbestimmungen der polilischen Delikte und 
der diesen im Auslieferungsverkehr gleichgestellten strafbaren 
Handlungen dargelegt wurden, sollen im Nachfolgenden noch die 
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Delikte aufgeführt werden, die zwar als politische Delikte ange- 
sehen werden, aber dennoch keinen Asylschutz verschaffen. Im 
Anschluß daran soll noch gezeigt werden, welche Bestrebungen 
im Gange sind, das politische Asyl möglichst einzudämmen, auf 
welcher Grundlage sie beruhen und in welcher Weise sie ver- 
wirklicht werden könnten. 

§ 1 • 

Die Attentats-Klausel. 

Das belgische Auslieferungsgesetz vom I« Oktober 1833, 
das den Grundsatz der Asylgewährung für politische und die 
Zusammenhangstaten aufgestellt hatte, enthält keine Beschränkungen 
über den Wirkungsbereich des politischen Asyls. Es bestand 
daher die Möglichkeit, daß auch für solche Taten Asylschutz ge- 
währt wurde, die im Interesse der Gerechtigkeit die Wohltat 
dieses Privilegs nicht verdienten. Wenn trotzdem erst nach mehr 
als 22 Jahren dem belgischen AusPeferungsgesetz eine Novelle 
hinzugefügt wurde, die für besondere Fälle den Asylschutz aus- 
schließt, so hat diese Erscheinung ihre Ursache nicht in der von 
dem beigischen Gesetzgeber nicht erkannten Tragweite seines Ge- 
setzeswerkes, sondern in der bisher geordneten Durchführung des 
Auslieferungsverkehrs, die dem Volks- und Rechtsbewußtsein 
entsprach und eine Aenderung nicht nötig machte. Das Jahr 
1854 brachte aber in diesen Zustand eine Wandlung. Durch 
das Attentat der beiden Jacquin wurden deutlich die Mängel des 
belgischen Auslieferungsgesetzes aufgezeigt. Der Sachverhalt ist 
folgender: Im Jahre 1854 hatten die beiden französischen Staats- 
angehörige Celestin und Jules Jacquin auf der Eisenbahnstrecke 
Callais-Lille eine Höllenmaschine aufgestellt, um den Zug, mit 
welchem Napoleon III. nach Tournay fahren wollte, in die Luft 
zu sprengen. Der französische Untersuchungsrichter erließ gegen 
die auf belgischem Gebiet befindlichen Täter Haftbefehle unter der 
Beschuldigung des Attentates gegen das Leben Napoleons VfL und 
des Mordversuchs an den Personen seiner Begleitung. Die Haft- 
befehle wurden von der Chambre du conseil du tribunal de premiere 
instance de Bruxelles für in Belgien vollstreckbar erklärt, weil 
die Tat weder als ein delit politique noch ein fait connexe ä un 
delit politique angesehen wurde. Die Täter wurden in Haft ge- 
nommen. Ihr Antrag auf Freilassung wurde von der Chambre 
du conseil abgelehnt, weil ein gemeines Delikt vorliege. Der 
darauf von den beiden Tätern bei der Chambre des mises en 
accusation eingelegte Rekurs kam für Jules Jacquin aus formellen 
Gründen zu keiner endgültigen Erledigung, während Celestin Ni- 
colas Jacquin aus der Haft entlassen wurde, da die Tat ein 
konnexes Delikt darstelle. Gegen diese Entscheidung legte die 
Staatsanwaltschaft beim Kassationshof Beschwerde ein. Dieser 
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hob den Beschluß der zweiten Instanz auf, stellte sich in seiner 
Entscheidung vom 12. März 1855 auf den Standpunkt der ersten 
Instanz und sprach die Zurückverweisung an den Gerichtshof in 
Lüttich aus. der im Sinne des Kassationshofes das Freilassungs- 
gesuch abwies. Die französische Regierung ersuchte in der 
Zwischenzeit Belgien um die Auslieferung. Bevor die belgische 
Regierung aber über das Ersuchen entschied, war sie nach 
Art. 2 des Ausliefenmgsgesetzes verpflichtet, das Gutachten der 
Chambre des mises en accusation in Brüssel einzuholen, deren 
Standpunkt in dem durchgeführten Verfahren aber schon offen- 
kundig geworden war. Die angerufene Kammer nahm in dem 
Gutachten den gleichen Standpunkt wieder ein und bezeichnete 
die Tat als politische. 

Die belgische Regierung war durch die verschiedenen einan- 
der widersprechenden Entscheidungen in eine schwierige Lage 
geraten, aus welcher sie durch die rücksichtsvolle Zurücknahme 
des Ersuchens um Auslieferung befreit wurde, allerdings nur unter 
dem Versprechen, daß durch eine Aenderung der Gesetzgebung 
zur Vermeidung von Wiederholungen dieser Art die notwendige 
Vorsorge getroffen werde. 

Das Ergebnis der Reformarbeit an dem belgischen Aus- 
lieferungsrecht war die dem Auslieferungsgesetz vom 1. Oktober 
1830 eingefügte, sogenannte belgische Attentatsklausel vom 22. 
März 1856. 

Sie hat folgenden Wortlaut : „Ne sera repute delit politique 
ni fait connexe k un semblable delit. l'attentat contre la personne 
du chef d'un gouvernement etranger on contre celle des membres 
de sa famille, Iorsque cet attentat constitue le fait soit de meurtre, 
soit d'assassinat soit d'empoisonnement." 

Die Klausel ist in eine Reihe von Auslieferungsverträgen x ) 
übergegangen. Wenn ihr auch nicht der Siegeszug des Grundsatzes 
der Nichtauslieferung bei politischen Delikten beschieden war, so 
ist ihre Bedeutung doch nicht zu unterschätzen, da sie den An- 
fang der auf eine Einschränkung des politischen Asyls gerichteten 
Bestrebungen darstellt. Sie enthält die Wurzeln der Lehre, die 
das Verbrechen gegen das Leben überhaupt von der Asylgewäh- 
rung ausgenommen haben will, wie sie in § 3 Abs. 3 des deut- 
schen Auslieferungsgesetzes ihren gesetzlichen Niederschlag ge- 
funden hat. 

Die Klausel hat ihren berechtigten Kern und Sinn. Das gilt 
insbesondere, soweit die objektive Theorie in Frage steht, welche 



1) In den nachstehenden, von Deutschland abgeschlossenen Auslieferungsverträgen 
ist die Attentatsklausel enthalten. Vertrag: mit Belgien vom 24. 12. 1874 / 28. 11. 1900, 

Art. 6 Abs. 2; mit Luxemburg vom 9. 3. 1876 t 6. 5. 1912, Art 6, Abs. 2; mit Brasilien 
vom 17. 9. 1877, Art. 6, Abs. 2; mit Schweden und Norwegen vom 19- 1. 1878 i 7. 3. 1907, 
Art. 6, Abs. 2; mit Spanien vom 2. 5. 1878, Art. 6, Abs. 2; mit Uruguay vom 12. Z 1880, 




64 



als die begriffsbestimmenden Merkmale der politischen Delikte die 
Rechtsobjekte ansieht. Danach ist, von der Fassung der Attentats- 
klausel abgesehen, der Mord oder Mordversuch an dem Monarchen 
ein politisches Delikt und zwar ein absolut-politisches Delikt, näm- 
lich Hochverrat. Ohne Rücksicht auf die Gesinnung des Täters, 
das der Tat zugrundeliegende Motiv und den mit der Tat ver- 
folgten Zweck müßte ohne die Klausel die Auslieferung verweigert 
werden. Der Mord am Staatsoberhaupt wäre damit ein privile- 
giertes Verbrechen im Auslieferungsrecht geworden. Das Ver- 
brechen am Leben einer anderen Person hätte die Auslieferung 
zur Folge haben müssen während das Attentat auf das monar- 
chische Staatsoberhaupt selbst bei Raubmord den Asylschutz 
verschafft hätte. Ein höchst befremdliches und unbilliges Ergebnis. 
Nimmt man an, anstelle der beiden Jacquin hätten Eisenbahn- 
räuber den Zug Napoleons III. wirklich in die Luft gesprengt, um 
ihn zu berauben, und dabei wäre Napoleon um das Leben ge- 
kommen, dann hätte nach der objektiven Auffassung über den 
Begriff des politischen Delikts - ohne die Attentate lause! - 
eine Inhaftierung der Räuber nicht erfolgen dürfen. Diesen der 
Volksmeinung und dem Gerechtigkeitsgefühl widersprechenden 
Wirkungen der politischen Delikte wollte die Attentatsklausel 
vorbeugen, indem sie jeden Anschlag auf das Leben des Staats- 
oberhauptes von der Asylgewährung ausnimmt. Die unglückliche 
Fassung des Gesetzes hat eine heillose Verwirrung in der Literatur 
angerichtet und dazu geführt, daß England, Italien und die Schweiz 
die Uebernahme der Klausel überhaupt abgelehnt haben. 

Der Ausdruck, daß das Attentat nicht als politisches Delikt 
anzusehen sei, stellt nichts anderes dar als eine rechtsdogmatische 
Fiktion. Seiner Natur nach ist und bleibt das Attentat ein poli- 
tisches Delikt 3 ). Nur die übliche im Auslieferungsrecht zu- 
wachsende Eigenschaft des Rechtes auf Nichtauslieferung soll das 
Verbrechen am Leben des Staatsoberhauptes nicht besitzen. Der 
belgische Gesetzgeber glaubte sich mit dieser Terminologie leicht 
verständlich gemacht und der Anwendnng der Attentatsklausel 
klare Grenzen gezogen zu haben. Er hat jedoch damit schweren 
Schaden angestiftet. Namhafte Schriftsteller 3 ) halten durch die 
Attentatsklausel die Begriffsbestimmung des politischen Delikts 
für eine unlösbare Aufgabe. Bei der Abhandlung über die kom- 

2) v. Bar, a. a. 0. S. 501 : „Der Königsmord wird im Anschluß an die belgische 
Attentatsklausel oft der Logik zuwider ab nichtpolitisches Verbrechen bezeichnet, 
während es doch meistens gerade ein eminent politisches Verbrechen Ist, eine Schwierig- 
keit, welche z. B. die italienische Regieiung bisher bewogen hat, die Aufnahme der so- 
genannten Attentatski ausel in die italienischen Auslieferungsverträge auszuschließen, weil 
das italienische Oesetz die Auslieferung wegen politischer Verbrechen untersagt". Vgl. 
v. Bar, a. a. O. S. 501, Arnn. 1 ; v. Lisxt, a. a. O. „Es ist durchaus verkehl t, zu sagen: 
„nicht ist politisches Delikt das Attentat auf das Üben des Monarchen. Es gibt kein 
politischeres Delikt, als den Angriff auf das Leben des Staatsoberhauptes. In allen mo- 
dernen Strafges.-Büchern bildet dieser Angriff den Hauptfall des Hochverrats." 

3) v. Liszt, Ztschr. f. d. ges. Strafr. Wiss. IL Bd. 1882- 
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plexen Delikte wurde schon der Nachweis dafür erbracht, daß 
es sich um speziell-politische Delikte handelt, die in ihrem Tat- 
bestand Teile oder alle Merkmale von begrifflich bestimmten 
politischen Delikten enthalten. Das wichtigste Delikt dieser Art 
ist das Tötungsverbrechen am Staatsoberhaupt. Es unterliegt da- 
her nach den gellenden Grundsätzen der Regelung über politische 
Delikte, sowohl innerstaatsrechtlich, soweit Monarchien in Frage 
stehen, als auch im Auslieferungsrecht allgemein. Durch die be- 
sondere Heraushebung zum Inhalt einer Vertragspflicht gemacht, 
erhält es eine Ausnahmestellung insofern, als ihm im Auslieferungs- 
verkehr die Eigenschaft des politischen Asyls nicht zukommt. 
Vielmehr hat der ersuchte Staat aufgrund der vertraglich bestehen- 
den Verpflichtung die Auslieferung zu gewähren. 

Die Subjektivisten beurteilen das Tötungsdelikt am Staats- 
oberhaupt bezüglich der Asyleigenschaft nach den aufgestellten 
subjektiven Erfordernissen. Nach dem heutigen Stand der Lehre 4 ) 
dürfte als die herrschende Meinung angesehen werden, daß von 
der Asylgewährung sowohl die am monarchischen als auch am 
republikanischen Staatsoberhaupt begangenen Tötungsdehkte aus- 
genommen sind. 

§ 2. 

Die Anarchisten-Klausel. 

Das politische Asyl hat durch die belgische Attentatsklausel 
eine wesentliche Einschränkung erfahren. Die Voraussetzungen 
dafür sind in der Klausel genau bezeichnet. Die praktischen Aus- 
wirkungen waren indessen nicht so bedeutend, wie die durch die 
Novelle des belgischen Auslieferungsgesetzes nun eingeleitete Be- 
strebung der Einschränkung des politischen Asyls. Schon damals 
wurde klar erkannt, daß nicht ausnahmslos alle politischen Straf- 
taten durch den Asylschutz der Strafe und Sühne entzogen werden 
dürfen. Das zeigte sich insbesondere mit dem Aufkommen des 
Anarchismus und Nihilismus, einer Weltanschauung, die nur das 
Negative betont und im sinn'osen Zerstören das Ziel ihrer Tätig- 
keit sieht. Durch eine Reihe schwerster Verbrechen, die ausgangs 
des letzten Jahrhunderts verübt wurden und auf dieser Weltan- 
schauung beruhten, wurde das Augenmerk aller Staaten auf die 
gewaltigen Gefahren der Kreise gelenkt, die sich in diesem Sinne 
betätigten. Keine Gewalt und kein Verbrechen wurde für unge- 
eignet gehalten, um zur Aufrichtung der schrankenlosen Herrschaft 
des Individuums zu gelangen. Man erkannte den Unterschied 

4) Köhler, a. a. O. S. 177 ff. „Neuerdings hat man allerdings auch die Präsidenten 
der Republiken (in die Attentatsklausel) mit Inbegriffen, vielfach auch sonstige hohe Wür- 
denträger. Schon das holl. Auslieferungsgesctz vom Jahre 1875, Art. 2, spricht von konning, 
reeent of een ander hooft van cen bevrienden Stat. im Vertrag der wntralamenkani- 
schen Staaten v. J. 1W7, Art 3, wird ebenfalls das republ. Staatsoberhaupt (nicht seine 



66 



zwischen politischen Verbrechern, die nur eine Aenderung der 
politischen Verhältnisse auf nicht gesetzlichem Wege herbeiführen 
wollen und den Anarchisten, die nicht einen einzelnen politischen 
Zustand bekämpfen, sondern jedes Gewaltverhältnis und sei es 
nur das durch das Zusammenleben der Menschen unumgänglich 
und notwendig gegebene 5 ) Der Anarchist will den Staat durch 
ein zwangloses Zusammenleben der Menschen ersetzen. Darauf 
war es zurückzuführen, daß in den verschiedenen Staaten mit den 
verschiedensten politischen Verhältnissen anarchistische Verbrechen 
in gleicher Weise, Zahl und Abscheulichkeit begangen wurden. 
Der Kampf richtete sich gegen die Staatsgewalt als solche. Dieses 
sinnlose, alle Staaten angehende Anrennen gegen die bestehenden 
Gewaltverhältnisse konnte und durfte nicht noch obendrein mit 
dem politischen Asyl belohnt werden, zumal die Anschauungen 
darüber auseinander gehen, ob in solchen Fällen noch von poli- 
tischen Bestrebungen gesprochen werden kann. In diesem Zu- 
sammenhang wird deutlich, welche Unbilligkeiten und welches 
Unrecht dadurch entstehen muß, daß nach der objektiven Auf- 
fassung zu den politischen Delikten alle die Straftaten gezählt 
werden, welche gegen ein politisches Rechtsgut gerichtet sind. 
Das Dasein und der geschichtliche Werdegang des politischen 
Asyls stellen dafür eine Rechtfertigung nicht dar. Nach der ob- 
jektiven Auffassung wäre Asyl immer zu gewähren, ohne Rück- 
sicht auf die Gesinnung des Täters. In den genannten Fällen 
erfordern aber die Taten wegen ihrer Gemeingefährlichkeit für 
alle Staaten, daß jedes Land die erforderlichen Handlungen vor- 
nimmt, um die Täter der Bestrafung zuzuführen, mit anderen 
Worten, daß die erforderliche Rechtshilfe geleistet und somit das 
politische Asyl nicht zugestanden wird. Wer zerstört, nur um 
zu zerstören, und wer Bürgerkriege anzettelt, nur um Unruhe zu 
stiften, verdient keine bessere Behandlung als ein Dieb oder 
Betrüger. 

Den Anarchisten ist im Falle der Straffälligkeit nach Kohler 6 ) 
kein Asyl zu gewähren, weil der Anarchismus nicht eine Umge- 



5) Lammasch, Deutsche Jur. Zeit«. 4. Jahr*. 1899. S. 6 ff. ..Das anarchistische Ver- 
brechen ist eine Gewalttat, die nicht nur den Bestand einer bestimmten Rcgicrungsform, 
die Tätigkeit der Organe der Staatsgewalt des einen oder des anderen Landes angreift, 
sondern eine solche, die gegen die Herrschaft gegen die Staatsgewalt sich überall richtet* 1 
Bernatzik, Der Anarchismus in Schmollers Jahrb. f. Gesetzgebg. XIX. S. 3, ..Die Anarchisten 
wollen den Staat in gar keiner Form, weder den modernen Großstaat noch den sozial- 
demokratischen Kommunalstaat weder die Monarchie, noch auch die Demokratie, weil 
sie auch die bindende Kraft des Majoritätsbeschlusses nicht anerkennen. Anstelle der 
Herrschaft und des Zwanges soll lediglich der eigene, freie Wille des Individuums trete»." 

6) Kohler, a. a. 0. S. 178. A. M. Das schweizerische Bundesgericht, Entsch. XVIII. 
S 450. Später wurde jedoch diese Anschauung eingeschränkt in der Entscheidung XXV 
II, S. 52 68, worin ausgeführt wird, daß ein Königsmord zu dem Zwecke, um die Bevöl- 
kerung in Schrecken zu versetzen, nicht als politisches Delikt zu gelten hat Die ameri- 
kanische Rechtsanschauung neigt Kohler zu; *o heißt es in dem Vertrag zwischen den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und Brasilien, daß die Ermordung gewisser Beam- 
ten dann nicht als politisches Delikt erscheine, werai „they are unconnected with political 
movements". 
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staltung der politischen Gestaltung in andere, sondern nur ein 
politisches Chaos wolle, und daher die strafbaren Handlungen 
der Anarchisten keine politischen Straftaten seien. Den gleichen 
Standpunkt vertritt Lammasch ') : Die Gründe für die Gewährung 
eines Asyls entfielen, wenn es sich um Straftaten handle, die zum 
Zwecke der Vernichtung jeder Ordnung und jeder staatlichen 
Gewalt begangen werden. Solchen Taten gegenüber habe kein 
Staat das Interesse oder den Beruf, sie um dieses Zweckes willen 
anders zu behandeln, als dasjenige, was sie ihrem Wesen nach 
seien, als gemeine Verbrechen 

Diese Ideen sind in der Praxis nicht ohne Wirkung geblieben. 
So ist in der zentral-amerikanischen Vereinbarung vom 20. De- 
zember 1907. Art. 3 ausdrücklich festgelegt, daß ..anarchistical 
attempts shall not be considered a political crime" 8 ). Das Deutsche 
Reich hat in zwei Verträgen wahrscheinlich auf Verar lassung seiner 
Vertragsgegner diesen Grundsatz ebenfalls übernommen. Es sind 
die Verträge mit Paraguay vom 26. November 1909 und mit 
dem Osmanischen Reiche vom II. Jan. 1917, in denen bestimmt 
ist, daß das politische Asyl bei anarchistischen Verbrechen und 
Vergehen nicht gewährt wird. Eine Definition des Begriffes „Anar- 
chistische Verbrechen und Vergehen" ist nicht erfolgt. Er ist 
ausschließlich nach subjektiven Gesichtspunkten zu beurteilen. 
Ein besonders anarchistisches Verbrechen gibt es nicht. Es sind 
lediglich die aus der anarchistischen oder nihilistischen Einstellung 
des Täters begangenen Delikte. Straftaten also, bei denen der 
Täter durch die Tat zum Ausdruck bringt, daß es nicht so sehr 
auf den gerade erreichten strafbaren Erfolg angekommen ist. als 
auf den durch die strafbare Handlung bekundeten oder zu er- 
wirkenden Bruch aller Gewalten. Der Anarchismus will die selbst 
in dem freiesten Staate noch bestehenden leichten Bindungen 
zwischen den einzelnen Menschen abstreifen. Die Verwirklichung 
der von den Anarchisten erstrebten Gesellschaftszustände bedeutet 
einen Kampf aller gegen alle. Ob aus dieser Gesinnung heraus 
und zu diesem Zwecke die strafbare Handlung begangen wurde, 
ist unschwer festzustellen. Der Täter verdient in keinem Falle 
die Wohltat des politischen Asyls. 

V. Abschnitt. 

Ergebnisse der Untersuchung und neue 
Vorschläge für eine Aenderung der Asylklausel. 

Aus den Darlegungen ergibt sich, wie leicht eine erdrückende 
Fülle ungerechter Bevorzugungen und ungleicher Behandlungen 
derselben strafbaren Handlung im Auslieferungsverkehr der Staaten 

7) Lammasch, a. a. O. S. 718. 

8) Scott, im American Journ. of International law II. S. 139. Dieselbe Regelung ist 
getroffen in dem Vertrag zwischen Spanien und Kuba v. J. 1905, Art. 4. 
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entstehen kann. Die Ursache liegt allein in den mängelhaften 
und unklaren Bestimmungen der Auslieferungsverträge und Aus- 
lieferungsgesetze, soweit sie sich auf die politischen Verbrechen 
und Vergehen und die diesen im Auslieferungs verkehr gleichge- 
stellten strafbaren Handlungen die den Asylschutz verschaffen, 
beziehen. Durch die Uebernahme der belgischen Auslieferungs- 
klausel in fast sämtliche Verträge, teils wörtlich, teils mit den 
Inhalt nur unwesentlich ändernden Fassungen wurde dieser 
Zustand herbeigeführt. Es fehlt an einer klaren Definition sowohl 
für die absolut-politischen Delikte, als auch für die diesen gleichge- 
stellten gemeinen Delikte. Da die Vertragsparteien bei den Aus- 
lieferungsverträgen Ausdrücke in die Vertragsurkunden aufgenom- 
men haben, die eines allgemein feststehenden Sinnes entbehren, 
ergibt sich das bedauerliche Bild, daß sich trotz der vertraglichen 
Regelung des Auslieferungsverkehrs jeder Staat fast völlig seine 
Handlungsfreiheit, die zu Gunsten der Vertragsgegner zu einer 
Pflicht mit feststehendem Inhalt hätte werden sollen, erhalten hat. 
Wie oben dargestellt, können die Ansichten über diese Vertrags- 
pflicht trotz der einheitlichen Bezeichnung weit auseinandergehen. 
Es nimmt daher nicht wunder, daß die Asylgewährung oft verweigert 
wird und oft erfolgt, ohne daß der die Aus'ieferung begehrende 
Staat sich mit dem Gedanken beschäftigt hat. ob ein politisches 
Delikt vorliegen könnte, ehe ihm die Stellungnahme des Asyl- 
staates bekannt wird. Dieser Zustand ist im Interesse der Ge- 
rechtigkeit und Rechtssicherheit als unhaltbar anzusehen. Nur 
dem Umstand ist es vermutlich zu verdanken, daß eine Abhilfe 
bisher nicht erfolgt ist, daß die Auslieferung im allgemeinen nur 
auf die im Auslieferungsvertrag aufgezählten Delikte gestützt 
wird und sich auf solche Fälle bezieht, die unter Anerkennung 
der Gegenseitigkeit schon häufig Gegenstand der Auslieferung 
zwischen den betreffenden Staaten waren. 

Eine Aenderung herbeizuführen, ist umsomehr geboten und 
erwünscht, als die Staaten der Völkerrechtsgemeinschaft in ihren 
Organisationen und zum großen Teil auch Formen und Grund- 
zügen übereinstimmen. Es ist daher auch verschiedentlich schon 
die Frage aufgeworfen worden, ob in diesem Zeitalter eine Ein- 
richtung wie das politische Asyl überhaupt noch eine Daseins- 
berechtigung habe. So lange aber noch solche Unterschiede wie 
zwischen den Verfassungen Rußlands und der übrigen Staaten 
bestehen, ist die Beibehaltung des politischen Asyls eine dringende 
Notwendigkeit. 

Was aber verlangt werden kann, ist gleichmäßige Behandlung 
gleichgearteter Auslieferungsfälle. Diese Forderung entspricht 
nicht nur einem allen innewohnenden Rechtsgefühl, sondern auch 
den Grundsätzen der Gerechtigkeit. Die belgische Auslieferungs- 



69 



klausel mit allen ihren abgeänderten Fassungen kann infolge der 
mangelnden Begriffsbestimmung der verwendeten Ausdrücke diesem 
Zwecke nicht dienen. Auf sie geht auch die verschiedentlich 
erfolgte Gleichstellung der konnexen Delikte zu den politischen 
Delikten zurück ; daß diese aber keine politischen Verbrechen und 
Vergehen geworden sind, weder durch die subjektive Einstellung 
des Täters noch dadurch, daß sie als Weg, Mittel oder Deckung 
bei Begehung von absolut- politischen Delikten dienten, darauf 
wurde schon und wird noch hingewiesen werden. Der Ver- 
suchung, die gesamten Delikte, welche Asyleigenschaft haben, 
zusammenzufassen und damit auch die gemeinen Delikte unter 
die politischen Delikte zu rubrizieren, ist, soweit festzustellen war, 
ein großer Teil der Schriftsteller erlegen. So wenig aber ein 
Diebstahl ein religiöses Delikt darstellt, wenn der Täter aus 
religiösen Motiven oder zu religiösen Zwecken handelt, ebenso 
wenig wird ein Diebstahl im nationalen und internationalen Straf- 
recht zu einem politischen Delikt, wenn der Täter ihn zu Zwecken 
des Hochverrats begangen hat, oder wenn die hochverräterische 
innere Einstellung den Täter dazu verleitete. 

Es ist ein nutzloses Beginnen, auf diese Weise die Frage, 
wem, wann, und weshalb Asylschutz bei Begehung gewisser 
strafbarer Handlungen gewährt werden soll, einer Lösung näher 
zu bringen. Hier handelt es sich lediglich um eine Eigenschaft, 
welche bestimmten strafbaren Handlungen innewohnt, die bewirkt, 
daß der das Land der Tat verlassende Rechtsbrecher nicht — 
wie bei anderen Delikten — von dem Aufenthaltsstaat ausge- 
liefert werden muß oder kann. Das Hauptgewicht ist deshalb 
nicht auf die Unterscheidung, was ein politisches Delikt ist, zu 
legen, sondern vielmehr auf die Feststellung: welche strafbaren 
Handlungen besitzen die dauernde Eigenschaft der Asylie? Aus 
den vorstehenden Ausführungen geht hervor, daß „de lege ferenda" 
die Asylgewährung nur solchen Delikten zukommen sollte, die 
aus subjektiven Gründen — aus politischer Absicht und zu po- 
litischem Zweck — begangen worden sind. Um nun aber eine 
für alle Staaten gleichartige Praxis zu garantieren oder sie zu- 
mindesten einzuleiten, sollte man hinfort nicht die überkommene 
und im Sinne von Martitz für das deutsche Auslieferungsrecht 
interpretierte belgische Auslieferungsklausel weiter verwenden, 
sondern vielmehr jedem Auslieferungsvertrag und den Auslieferungs- 
gesetzen anstelle der die politischen Delikte und die Zusamenhangs- 
taten behandelnden Bestimmungen die nachstehende 
setzen : 

Die Auslieferung wird nicht gewährt, sofern der Täter bei 
vorsätzlicher Begehung von Verbrechen und Vergehen in 



Vorschrift 
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politischen Absichten und zu politischen Zwecken gehandelt 
hat. (Asyldelikte). 

In politischer Absicht und zu politischen Zwecken handelt, 
wer strafbare Handlungen begeht, die sich unmittelbar gegen 
den Bestand oder die Sicherheit des Staates, gegen das 
Oberhaupt oder gegen ein Mitglied der Regierung des Staates 
als solches, gegen eine verfassungsmäßige Körperschaft, gegen 
die staatsbürgerlichen Rechte bei Wahlen oder Abstimmungen, 
oder gegen die guten Beziehungen zum Auslande richten, 
wenn der Täter den Willensentschluß, eine strafbare Handlung 
zu begehen, aufgrund der Vorstellung des mit der Handlung 
zu erreichenden Erfolges faßt, und das Ziel der Handlung 
auf die vorgenannten politischen Rechtsobjekte gerichtet ist. 

Asyldelikte sind nicht Mord, Totschlag, vorsätzliche Brand- 
stiftung und Ueberschwemmung, es sei denn, daß diese De- 
likte bei politischen Massenaufständen in politischer Absicht 
und zu politischen Zwecken begangen wurden. 

Wie oben schon erwähnt, hat sich der Reichsgesetzgeber 
für die Beurteilung der absolut-politischen Delikte und der Zu- 
sammenhangstaten auf den objektiven Standpunkt gestellt. Soweit 
man diese Meinung auch heute noch für richtig hält, kann das 
Auslieferungsgesetz als vorbildlich bezeichnet werden. In seinem 
Bestreben, die Delikte möglichst genau nach den objektiven 
Merkmalen zu bestimmen, war ihm Erfolg beschieden. § 3 des 
Auslieferungsgeselzes wird sicher für längere Zeit der Wegweiser 
in das noch wenig begrenzte und durchforschte Gebiet des Aus- 
lieferungsrechtes sein. 

Wie aus der vorgeschlagenen Klausel indessen hervorgeht, 
ist eine objektive Abgrenzung der Asyldelikte heute nicht mehr 
als gerechtfertigt zu erachten. Der Ausgang zu der hier ver- 
tretenen Ansicht ist in der Anarchistenklausel enthalten. Danach 
wird das Asyl nicht deshalb nicht gewährt, weil der Täter durch 
seine Handlungen keine Sympathien erweckt und nicht aus einer 
höheren politischen Einstellung heraus gehandelt hat, sondern weil 
er mit seiner sinnlosen Handlungsweise die Allgemeinheit in 
Gefahr bringt und in Furcht und Schrecken versetzt Die Gefahr, 
welche durch solche Taten für alle Länder hervorgerufen wird, 
gibt den Staaten Veranlassung, sich Rechtshilfe zu leisten, um so 
dafür zu sorgen, daß die Tat nicht ungesühnt bleibt. 

Die Sachlage verändert sich in den Fällen nicht, in denen 
der Täter nicht aus politischen Gründen und zu politischen 
Zwecken gehandelt hat. Ist das Verbrechen und Vergehen, gleich 
welcher Art, aus eigensüchtigen Motiven wie Rache, Neid, Geld- 
gier usw. begangen, so verdient der Täter für seine Handlungs- 
weise nicht eine Belohnung in Form des Asyls, sondern vielmehr 
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die Bestrafung, die der verletzte Staat zu verhängen hat. Es 
lassen sich heute keine stichhaltigen Gründe mehr dafür ins Feld 
führen, daß die strafbaren Angriffe gegen die politischen Rechts- 
güter, die aus anderen als politischen Gründen und zu politischen 
Zwecken begangen worden sind, anders als gemeine Delikte im 
Auslieferungsverkehr der Staaten behandelt werden. Zu Beginn 
des vorigen Jahrhunderts, das die verfassungsrechtlich gesicherten 
Grundrechte, wie sie heute fast alle Staatsgrundgesetze enthalten, 
noch nicht gekannt hat, sind die strafbaren Angriffe auf die 
politischen Rechtsgüter meist aus politischer Absicht und zu 
politischen Zwecken erfolgt, sodaß derartige Rechtsgüterverletzungen 
aus einer anderen Willensrichtung überhaupt nicht für möglich 
erachtet wurden. Daraul mag es beruhen, daß der belgische 
Gesetzgeber die objektive Auffassung in seinem Auslieferungs- 
gesetz vom i. Oktober 1833 vertreten hat. Die historische De- 
duktion weist darauf hin. Damit muß aber in einer Zeit, in 
welcher die politischen Kämpfe häufig auch aus wirtschaftlichen 
Gründen geführt werden, gebrochen werden, wenn die Wohltat 
des politischen Asyls dem politischen Rechtsbrecher und nur 
diesem zukommen soll. 

Das Institut hat nur dann noch seine Berechtigung, wenn es 
dazu dient, Härten zu vermeiden. Der Täter, welcher durch seine 
Handlung eine anständige Gesinnung geoffenbart hat, stellt für die 
Gesamtheit der Staaten keine Gefahr dar, mag er auch durch 
seine Straftat im Staate des begangenen Delikts großen Schaden 
verursacht haben. Solange sein Wollen einem höheren Zwecke 
diente, verliert der Täter, wenn er sich auch strafbar gemacht 
hat, die Sympathien seiner Mitmenschen nicht. Es ist derselbe 
Gesichtspunkt, den der Slrafgesetzgeber dann vertritt, wenn er 
in Fällen, in denen die Gesinnung des Rechtsbrechers eine ehren- 
werte war, anstelle der Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe die 
Festungshaft treten läßt. Diese Grundlage sollte auch als Basis 
für die Asylgewährung im Auslieferungsrecht dienen. 

Der Angriff auf die Verfassung eines Landes in der Absicht, 
einen Bürgerkrieg zu entfesseln, stellt eine weit schlimmere straf- 
bare Handlung dar, als ein Tötungsdelikt, weil die Folgen weit 
entsetzlicher sein müssen und von dem Täter nicht vorausgesehen 
werden können und dennoch von ihm gebilligt werden. Im 
Bürgerkrieg kann es Tausenden Leben oder wirtschaftliche Existenz 
kosten und dabei sollte nun, weil der Hochverrat sich als ein 
politisches Verbrechen darstellt, die ruchlose Tat auf immer un- 
gesühnt bleiben, obwohl der Täter den Erfolg wollte ? Das kann 
der Sinn dieser Einrichtung nicht sein, 

Anders Üegt der Sachverhalt, wenn der Bürgerkrieg als 
Mittel zur Aenderunö der Verfassung und damit der politischen 
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Rechte der Bürger dienen soll, und der Täter die strafbaren 
Handlungen aus diesem Grunde und zu dem genannten politischen 
Zwecke begangen hat. Die dabei verübten Verbrechen und 
Vergehen haben nur dem Täter für sein Wollen den Weg 
zu ebnen. Der verfolgte politische Zweck ist die Besserung 
der inneren politischen Zustände. Wenn der Täter in diesem 
Sinne gehandelt hat, entsteht der strafbaren Handlung im Aus- 
lieferungsverkehr die Eigenschaft des Asyls. Ohne Bedeutung 
muß es dabei bleiben, ob mit der gewollten und ausgeführten 
Tat auch wirklich eine Besserung der politischen Verhältnisse für 
den Einzelnen und für die Allgemeinheit zu erreichen gewesen 
wäre. Der Täter wird wegen seines in die Tat umgesetzten ver- 
brecherischen Willensentschlusses bestraft. Dem Täter soll auch 
wegen seiner durch die strafbare Handlung bekundeten, ehren- 
werten Gesinnung die Wohltat des politischen Asyls dann zu- 
kommen, wenn er ein fremder Herrschaftsgewalt unterstehendes 
Territorium aufgesucht hat. Nur auf diesem Wege und in diesem 
Rahmen erscheint noch die Aufrechterhaltung des politischen Asyls 
gerechtfertigt. 

Das politische Delikt — in seiner staatsrechtlichen Bedeutung 
als eine besondere Deliktsgattung gesehen — verdient nach der 
heutigen Auffassung und bei den heutigen Verhältnissen im Aus- 
lieferungsrecht keine besondere Behandlung mehr. Nur die aus 
politischen Gründen begangenen strafbaren Handlungen, bei welchen 
der Täter seinen Willensentschluß durch die Vorstellung des 
politischen Erfolges faßt, die eine der in der vorgeschlagenen Klausel 
genannten polilischen Einrichtungen oder politischen Personen an- 
gehen müssen und nur zum Zwecke eines in diesem Rahmen 
liegenden Zieles erfolgen, verdienen den Schutz des politischen 
Asyls. Dabei ist es gleichgültig, ob die Tat zunächst einen 
anderen Erfolg und dann als weiteren erst den politischen Erfolg 
zum Ziele hat, ob mit anderen Worten ein rein politisches Delikt 
oder eine gemeine Straftat vorliegt. In jedem Falle ist die 
Wirkung im Bereiche des Auslieferungsrechtes gleich. Sie alle 
genießen außer den ausdrücklich aufgezählten Straftaten das Pri- 
vileg des Asyls. Gerade darin besteht der Vorzug, daß die Aus- 
lieferungsdelikte, die alle gemeine Delikte und in den Auslieferungs- 
verträgen erschöpfend aufgezählt sind, dann der Pflicht zur Aus- 
lieferung entheben, wenn der Aufenthaltsstaat feststellt, daß 
politische Absicht und politischer Zweck die strafbare Handlung 
auslösten, die Ursache also, welche das Auslieferungsdelikt zum 
Asyldelikt macht. 

Jedes gemeine Delikt wird daher beim Vorliegen dieser 
Voraussetzungen Asyldelikt ; ebenso wie jedes politische Delikt 
nur unter den vorgeschlagenen Bedingungen den Schutz des 
Asyls gewährt. 
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Der politische Zweck der strafbaren Handlung ist aber nur 
dann gegeben, wenn er sich auf die ausdrücklich aufgezählten 
politischen Einrichtungen und Personen bezieht. Mit der Ueber- 
nahme der vorgeschlagenen Klausel wäre die erwünschte einheit- 
liche Vertragsbindung geschaffen und die Streitfrage über den Be- 
griff „politisches Delikt", welcher nicht allgemein für den Aus- 
lieferungsverkehr nach den geltenden Auslieferungsverträgen und 
Auslieferungsgesetzen der beteiligten Staaten zu ermitteln ist, 
erledigt. 

Die Ausdehnung des politischen Asyls auf alle Delikte inner- 
halb des genannten Rahmens ohne Rücksicht auf ihre eigentliche 
Natur veranlaßt aber auch zu wesentlichen Einschränkungen. Die 
schwersten Verbrechen sollen der Asylgewährung nicht mehr unter- 
liegen, wenigstens dann nicht, wenn es sich bloß um das Be- 
streben eines Einzelnen oder einer kleinen Gruppe handelt. Anders 
liegen die Verhältnisse, wenn sich im offenen Kampfe zwei Par- 
teien gegenüberstehen, welche um die politische Macht kämpfen. 
In diesem Falle sollte den begangenen Delikten unter den ge- 
nannten Voraussetzungen die Asyleigenschaft zukommen. Der 
Kampf, der sich auf große Teile der Bevölkerung bezieht, schaltet 
naturgemäß die Hemmungen des Einzelnen infolge der Massen- 
betätigung stark aus. 

Das deutsche Auslieferungsgesetz vom 23. 12. 1929 sieht 
eine ähnliche Regelung vor. Die Auslieferung wegen politischer 
Delikte oder wegen der Zusammenhangstaten ist zulässig, wenn 
sich die Tat als ein vorsätzliches Verbrechen gegen das Leben 
darstellt, es sei denn, daß sie im offenen Kampfe begangen ist. 
Diese Vorschrift ist hinsichtlich der sie angehenden Delikte zu 
eng und bezüglich der Umstände, welche die Asylgewährung ge- 
statten, zu weit. 

Nicht allein die vorsätzlichen Verbrechen gegen das Leben 
rechtfertigen die Verweigerung des politischen Asyls, sondern auch 
die übrigen schwersten vorsätzlichen Verbrechen, wie Brand- 
stiftung, Ueberschwemmung usw. und nicht schon der offene 
Kampf, sondern nur Massenaufstand und Bürgerkrieg sollten zur 
Gewährung des politischen Asyls genügen. Nur die in einem 
solchen Milieu unter den genannten Voraussetzungen begangenen 
schwersten strafbaren Handlungen sollten die Täter vor Aus- 
lieferung schützen. 



Anhang. 

I. Verzeichnis der Staaten, die mit dem Deutschen Reiche 
.keine Auslieferungsverträge abgeschlossen haben. 

II. Verzeichnis der deutschen Auslieferungsverträge. 

I. 

Die nachstehend genannten Staaten haben mit dem Deutschen 
Reich keine Auslieferungsverträge abgeschlossen. Sie leisten aber 
dennoch mit Ausnahme des Verbandes der sozialistischen Sowjet- 
republiken, mit denen der Au9lieferungsverkehr völlig unterbunden 
ist, dennoch Rechtshilfe in Strafsachen. Die Auslieferung erfolgt 
auf Grund der herausgebildeten Praxis und Verbürgung der Gegen- 
seitigkeit. 

Albanien, Aegypten, Argentinien, Bolivien, Chile, China, 
Costarika, Dänemark (vorläufige Regelung getroffen, Reichsges. 
BI. II. 1931, S. 531). Danzig, Ekuador, El Salvador, Estland, 
Finnland, Guatemala, Haiti, Honduras, Japan, Jugoslawien, Kolum- 
bien, Kuba. Lettland, Litauen, Mexiko, Monako, Nikaragua, 
Oesterreich, Panama. Peru, Portugal, Rumänien, San Marino, Siam, 
Ungarn, Uruguay, Venezuela und Verband der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken. 

n. 

Die Auslieferungsverträge des Deutschen Reiches. 

Vertrag mit den Vereinigten Staaten von Amerika vom 
12. 7. 1930 (RGBl. II, 1931 S. 403). 

ii Belgien vom 24. 12. 1871 (RGBl. S. 446; 1920, 
S. 1577). 

ii Großbritannien vom 14. 5. 1872, 
(RGBl. 1872, S. 229: 1920, S. 1543). 

Bulgarien, 29. 9. 1911. 

(RGBl. 1913, S. 468; 1925, S. 952). 

Verträge mit Frankreich stammen sämtliche aus der Zeit vor 
der Errichtung des Deutschen Reiches. 

Der Staatsvertrag zwischen Baden und Frankreich über 
gegenseitige Auslieferung vom 27. Juni 1844. 
(Bad. Staats- und Reg.Bl. 1844, S. 169). 

Zusatzabkommen vom 17./27. Nov. 1854 und vom 4./22. 3. 

1868. Dieser Vertrag wurde wie alle übrigen Aus- 
lieferungsverträge mit deutschen Ländern durch Er- 
klärung Frankreichs nach Art. 289 VV. vom 28. Juni 
1919 wieder inkraft gesetzt, 
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Vertrag mit Griechenland vom 22. 3-/ 27. 2. 1907 
Reichsges. Bl. 1907. S. 545; 1920, S. 1544, 

„ Italien vom 31. 10. 1871, RGBl. 1871, S. 446, 



II 



1920, S. 1577. 

Luxemburg 9. 3. 1876 / 6. 5. 1912, 
RGBl. 1876, S. 223; 1912, S. 491. 

„ Niederlanden 31. 12. 1896, 
RGBl. 1896, S. 731. 

„ „ Schweden und Norwegen 19. 1. 1878 
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Lebenslauf. 




Geboren am 27. Mai 1905 in Mannheim als Sohn des 
Wagenmeisters Philipp Herbold und seiner Ehefrau Maria, geb. 
Müller, besuchte ich dort die Volksschule. Das Abitur legte ich 
an der Oberrealschule Offenburg, wohin mein Vater v< 
worden war, Ostern 1924 ab. 

Nach dem Studium der Nationalökonomie und Rechtswissen- 
schaft an den Universitäten Heidelberg und Berlin und 2 jähriger 
Tätigkeit als Werkstudent bestand ich im Herbst 1930 das erste 
juristische Staatsexamen in Karlsruhe. Den Vorbereitungsdienst 
trat ich bei der Staatsanwaltschaft Offenburg an. Danach war ich 
6 Monate bei der Staatsanwaltschaft Waldshut als Amtsanwalt 
und alsdann bei den Bezirksämtern Offenburg, Pfullendorf 
Donaueschingen tätig und als Dienstverweser der Notariate Me 
bürg, Radolfzell, Furtwangen und Engen und des Amtsgerichts 
Wolfach verwendet. 




Offenburg, den 15. März 1933. 
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